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- Continue working throughout the whole program
- Nine modules within 18 months
- Teaching language: English
-  Academic title ‹Executive Master of European and  

International Business Law E.M.B.L.-HSG›

Early Bird Discount until 31 December 2013. 
Apply now: www.mbl.unisg.ch/online-application

Program start: 16 June 2014

“One of the most  
innovative law  

programs for mid-career  
legals and business  

professionals” 
– Financial Times 2011

Executive M.B.L.-HSG

University of St. Gallen

Push up your career.

Executive Master of European and  International Business Law 
E.M.B.L.-HSG

+41 (0) 71 224 28 67 | mblhsg@unisg.ch | www.mbl.unisg.ch | www.facebook.com/emblhsg                                               

Die Rail Cargo Austria AG sucht für die Abteilung Recht Rail Cargo Group 

Juristen/-innen
mit den Schwerpunkten Gesellschaftsrecht und Vertriebs-, Wettbewerbs- und Kartellrecht. 
Zu den Hauptaufgaben zählen:
-  Gesellschaftsrechtliche bzw. vertriebs- und wettbewerbsrechtliche Beratung der Teilkonzernmuttergesellschaft Rail Cargo 

Austria AG und der nationalen und internationalen Beteiligungsgesellschaften
-  Laufende operative Überprüfungen von Geschäfts-/Vertriebsmodellen auf deren rechtliche Zulässigkeit und Erarbeitung 

kreativer, internationaler Vertriebsverträge 
-    Operative Beteiligungsverwaltung, Beteiligungsreporting, Unterstützung der lokalen Tochtergesellschaften bei 

Restrukturierungsmaßnahmen
-  Durchführung konzerninterner Schulungen, Erarbeitung von Richtlinien und Schulungsprogrammen
Wir erwarten:
-  Juristische Ausbildung, besondere Kenntnisse des Gesellschaftsrechts bzw. des Vertriebs-, Wettbewerbs- und Kartellrechts
-  Fundierte betriebswirtschaftliche Kenntnisse (abgeschlossenes betriebswirtschaftliches Studium oder vergleichbare 

Ausbildung) von Vorteil
-  Mindestens 3-5 Jahre einschlägige Berufserfahrung in einem internationalen Wirtschaftsunternehmen oder einer  

internationalen Rechtsanwaltskanzlei 
-  Bereitschaft zu flexibler Arbeitszeit und Überstunden, selbständig, aber teamfähig, genauer Arbeitsstil, lösungsorientiert, 

unternehmerisch denkend, Verständnis für die Bedeutung wirtschaftlicher Zusammenhänge
-  Verhandlungssicheres Englisch in Wort und Schrift, osteuropäische Sprache von Vorteil 
Das kollektivvertragliche Mindestentgelt (laut Kollektivvertrag für die Arbeitnehmer/innen der österreichischen Eisenbahn-
unternehmen) beträgt Euro 2.575,14 brutto. Die Bereitschaft zur Überzahlung besteht. 
Falls Sie sich von diesem interessanten Profil angesprochen fühlen, bewerben Sie sich bitte mit Motivationsschreiben, Lebens-
lauf, Zeugnissen und Foto bis spätestens 10.12.2013 bei Rail Cargo Austria AG unter bewerbung@railcargo.at.
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Präsident Dr. Wolff
Justiz braucht Ruhe
„W enn du im Recht bist, kannst du dir

leisten, die Ruhe zu bewahren;
Wenn du im Unrecht bist, kannst du dir
nicht leisten, sie zu verlieren“ (Mahatma
Gandhi).
Die Wahlen sind geschlagen. Die Wogen

gehen hoch.
„Justizdatenaffäre“ (orf.news 8. 10. 2013),

„Testamentsfälscherprozess geht in die
2. Runde“ (apa 7. 10. 2013), „Gerichtsge-
bühren mit 1. 10. 2013 um 5% erhöht“
(apa 2. 10. 2013).
Die österreichische Justiz braucht Ruhe.
Am 21. 10. 2013 hat der Innenausschuss

des EU-Parlaments die heiß umkämpfte
Verordnung zum Datenschutz mehrheitlich
angenommen.
Damit ist ein erster, wichtiger Schritt ge-

tan, stammt doch das derzeitige Daten-
schutzregime aus 1995 und kann als mittler-
weile restlos veraltet bezeichnet werden.
Ohne die NSA-Affäre und die Enthüllun-

gen von Edward Snowden wäre es nicht oder
nicht so rasch zu einer Einigung gekommen,
lagen doch mehr als 3.000 Änderungsanträge
vor.
Mit dem Thema Datenschutz wird sich

auch die Europäische Präsidentenkonferenz
am 28. 2. 2014 in Wien befassen. Ein effizi-

enter Datenschutz war und ist eine Forde-
rung der österreichischen Rechtsanwalt-
schaft im Interesse des Schutzes der eigenen
Klienten und der Rechtsstaatlichkeit.
Sie finden nachstehend die anlässlich des

Anwaltstages 2013 in Klagenfurt von der
Vertreterversammlung beschlossene Resolu-
tion.
Darunter auch die Forderung nach einer

Deckelung der gerichtlichen Pauschalge-
bühr bei hohen Streitwerten. In Großbritan-
nien sind diese mit GBP 1.670,– gedeckelt,
in Italien mit Euro 1.466,–. Das mag zu ge-
ring sein. Doch selbst in Deutschland be-
trägt die Gerichtsgebühr bei einem Zivil-
rechtsstreit über 100 Mio, Euro 329.208,–
und nicht Euro 1,203.801,– wie bei uns in
Österreich.
Die österreichische Justiz ist gut und effizi-

ent, eine Deckelung würde den Gerichts-
standort Österreich stärken und das Abwan-
dern in andere Jurisdiktionen (forum shop-
ping) oder in Schiedsverfahren vermeidlich
machen.
Setzen auch Sie sich in Ihren Gesprächen

mit den Entscheidungsträgen in unserem
Land dafür ein, dass die Forderungen der ös-
terreichischen Rechtsanwaltschaft auch Ge-
hör und Umsetzung finden!

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/11

Editorial
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Resolution

D ie Delegierten zum Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertag (ÖRAK) haben in der Vertreterversamm-

lung am 28. 9. 2013 in Klagenfurt nachstehende

Resolution
gefasst:

Die Vertreter aller neun Rechtsanwaltskammern Öster-
reichs fordern den neu gewählten Nationalrat und die Bun-
desregierung auf, in der kommenden Gesetzgebungsperiode
der Justizpolitik jenen Stellenwert zukommen zu lassen, der
ihr in einem demokratischen Rechtsstaat gebührt. Dringend
anstehende Reformvorhaben sind zügig unter Einbindung
der Betroffenen, insbesondere der Rechtsanwaltschaft, um-
zusetzen. Die österreichische Rechtsanwaltschaft fordert
insbesondere:
" Die Ausdehnung des rechtsanwaltlichen Geheimnis-

schutzes auf die gesamte anwaltliche Korrespondenz,
gleichgültig wo sich diese befindet und Verankerung
der rechtsanwaltlichen Verschwiegenheit in der Verfas-
sung.

" Eine Sicherung des Zugangs zum Recht. Die Gerichtsge-
bühren sind zu einer echten Hürde geworden. Beseiti-
gung des Selbstverständnisses der Justiz als Großunter-
nehmen, Senkung der Gerichtsgebühren und Deckelung
bei hohen Streitwerten.

" Eine Förderung der Rechtssicherheit durch Evaluierung
des Gebührengesetzes. Es geht nicht an, dass schriftliche
Vereinbarungen unterbleiben, nur weil mit hohen
Rechtsgeschäftsgebühren gerechnet werden muss. Ehe-
verträge, außergerichtliche Vergleiche, Adoptionsver-
träge, Bestandverträge uvm sind mit ungebührlich hohen
Gebühren verbunden.

" Ein den gesellschaftlichen Veränderungen angepasstes
Pflichtteilsrecht mit der Zielsetzung, insbesondere die
Überlebensfähigkeit von Unternehmen zu sichern.

" Den Schutz und Ausbau der Grundrechte durch Evaluie-
rung der seit dem 11. 9. 2001 in Österreich erfolgten
Verschärfungen im Bereich Überwachung und Terroris-
musbekämpfung durch eine unabhängige Expertenkom-
mission und Umsetzung von deren Empfehlungen.

" Eine Reform des Strafprozessrechtes im Ermittlungsver-
fahren.
– Im Sinne der Entschließung des Nationalrates vom

5. 7. 2013 (333 E/XXIV.GP) ist ein effizienter Rechts-
schutz durch Ausbau der Instrumente des Einspruchs
wegen Rechtsverletzung und des Antrags auf Einstel-
lung sowie eine effektive höchstgerichtliche Grund-
rechtskontrolle zu gewährleisten.

– Sicherstellung einer effektiven Verteidigung ab Fest-
nahme des Beschuldigten durch Ausbau des rechtsan-
waltlichen Journaldienstes sowie Steigerung seiner At-
traktivität und Inanspruchnahme im Rahmen der
Umsetzung der Richtlinie über das Recht auf Rechts-
beistand in Strafverfahren und das Recht auf Kontakt-
aufnahme bei der Festnahme.

– Verpflichtende Beiziehung eines Rechtsanwaltes bei
der kontradiktorischen Vernehmung.

" Eine Reform des strafrechtlichen Haupt- und Rechtsmit-
telverfahrens.

– Stärkung der Rechte des Angeklagten und der Opfer
durch die Schaffung der Möglichkeit der Beiziehung
von Privatgutachtern, Zulässigkeit der Verlesung die-
ser Privatgutachten und Möglichkeit der Einvernahme
des Privatgutachters. Ausschluss jedes im Ermittlungs-
verfahren zugezogenen Sachverständigen in der
Hauptverhandlung.

– Schaffung einer funktionierenden Überprüfungsmög-
lichkeit der Beweiswürdigung von Schöffen- und Ge-
schworenengerichten.

– Wiedereinführung des zweiten Berufsrichters in
Schöffenverfahren.

– Vereinfachung des Rechtsmittelrechtes durch Ab-
schaffung von mit der Schwere der Tat inadäquaten
Formalismen.

– Einführung eines durchgehenden elektronischen
Strafaktes und Möglichkeit der elektronischen Ein-
sichtnahme.

" Die Einführung einer sachgerechten Regelung des Ersat-
zes der Verteidigungskosten bei Freispruch im Strafver-
fahren.

" Eine sachgerechte Neuregelung der Grunderwerbssteuer
unter Einbeziehung der Rechtsanwender.

" Die Rücknahme der Verkürzung der Gerichtspraxis von 9
auf 5 Monate.

" Die Wiedereinführung der verhandlungsfreien Zeit im
Sinne der Regelung vor derWGN 2002 und Ausdehnung
auf das streitige Außerstreitverfahren, insbesondere für
den Erbrechtsstreit.

" Eine umfassende Reform des Sachwalterrechtes.
– Aufhebung der Zwangsverpflichtung, wonach Rechts-

anwälte und Notare zumindest 5 Sachwalterschaften
übernehmen müssen.

– Trennung von rechtlicher Beratung und Personenfür-
sorge abgesehen von jenen Fällen, in denen die dafür
erforderliche Infrastruktur vorhanden ist.

– Barauslagenersatz auch bei vermögenslosen Betroffe-
nen sowie eine durchgängig angemessene Vergütung.

– Einführung eines Äußerungsrechtes von Angehörigen
und

– Ausweitung der Angehörigenvertretung.
" Eine Verbesserung der derzeitigen Gesetzgebungspraxis

durch Einführung eines transparenteren Gesetzwer-
dungsverfahrens und Schaffung verbindlicher „Good Go-
vernance“-Regelungen.

Die Forderungen der österreichischen Rechtsanwaltschaft
verstehen sich als exemplarisch. Die aufgegriffenen Themen
sind von besonderer Wichtigkeit.

Die österreichischen Rechtsanwälte sind gerne bereit, an
der Umsetzung dieser Themen mitzuwirken und stehen zur
Erläuterung der einzelnen Punkte jederzeit zur Verfügung.
Die österreichischen Rechtsanwälte werden wachsam be-
obachten, ob in der nächsten Gesetzgebungsperiode der
Rechtsstaatlichkeit ausreichendes Augenmerk gewidmet wird.

DER ÖSTERREICHISCHE
RECHTSANWALTSKAMMERTAG

Dr. Rupert Wolff
Präsident
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Wichtige Informationen

Erhöhung der Gerichtsgebühren ab 1. 10. 2013

M it 1. 10. 2013 ist die Verordnung über die
Neufestsetzung von Gerichtsgebühren gem

§ 31a GGGmit Ausnahme einzelner Gebührenbeträge
in Kraft getreten. Sie ist auf alle Schriften und Amts-
handlungen anzuwenden, bezüglich derer der Gebüh-
renanspruch nach dem 30. 9. 2013 begründet wird.
Die übrigen Gebühren treten mit 1. 1. 2014 in Kraft
und sind auf alle Schriften und Amtshandlungen anzu-
wenden, bezüglich derer der Gebührenanspruch nach
dem 31. 12. 2013 begründet wird.

Aufgrund dieser Verordnung wurde auch eine Neu-
erlassung der Verordnung über den Normalkosten-
tarif erforderlich, welche ebenfalls mit 1. 10. 2013 in
Kraft getreten ist. Sie ist auf Leistungen der Rechtsan-
wälte anzuwenden, die nach dem 30. 9. 2013 bewirkt
werden.

Die Verordnungen wurden am 27. 9. 2013 zu
BGBl II 2013/280 und BGBl II 2013/281 im Bundes-
gesetzblatt kundgemacht.

AD

Änderung der AHK

D ie Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages hat bei ihrer Tagung

am 28. 9. 2013 eine Änderung der „Allgemeinen
Honorar-Kriterien (AHK)“ beschlossen, der zufolge
künftig als Bemessungsgrundlage für ImmoESt-Erklä-
rungen der Wert der Gegenleistung iSd § 5 GrEStG
1987 und ein Honoraransatz nach TP 1 bis TP 3A
RATG als angemessen betrachtet werden kann.

Die entsprechende Kundmachung vom 30. 9. 2013
finden Sie in dieser Ausgabe des Anwaltsblattes unter
der Rubrik „Amtliche Mitteilung“. Die AHK in der
konsolidierten Fassung können Sie unter www.rechts-
anwaelte.at abrufen.

AD

Ausweis-RL-Änderung

D ie Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages hat am 28. 9. 2013

eine Änderung der „Richtlinie gemäß § 37 Abs 1 Z 1a
RAO über Ausweiskarten mit elektronischer Anwalts-
signatur (Ausweis-RL)“ beschlossen. Der Änderung zu-
folge kann künftig, wenn der Austausch der Ausweis-
karte wegen Ablaufs der Gültigkeitsdauer oder der Aus-
tausch des Zertifikats notwendig ist, der Ausweis auch
durch einen ausgewiesenen Beauftragten abgeholt oder
an den Rechtsanwalt nachweislich zugestellt werden.

Wird der Ausweis nachweislich zugestellt, kann der
Rechtsanwalt die Aktivierung des neuen Zertifikats
selbst vornehmen.

Die entsprechende Kundmachung vom 30. 9. 2013
finden Sie auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages www.rechtsanwaelte.at so-
wie in der Rubrik „Amtliche Mitteilungen“ in dieser
Ausgabe des Anwaltsblattes.

MK

Verordnung der Finanzmarktaufsicht, mit der die
Geldwäscherei- und Terrorismusfinanzierungs-
risiko-Verordnung (GTV) geändert wird

D urch das BGBl II 2013/267, welches am
10. 9. 2013 im Bundesgesetzblatt kundgemacht

wurde, erfolgte eine Streichung des Staates Nigeria
von der „schwarzen Liste“ der FATF. Staaten, in denen
jedenfalls weiterhin ein erhöhtes Risiko der Geldwä-
scherei oder Terrorismusfinanzierung besteht, sind

gem § 2 Abs 2 GTV der Iran, die Volksrepublik Korea,
Ecuador, Äthiopien, Indonesien, Kenia, Myanmar, Pa-
kistan, die Republik São Tomé und Príncipe, Syrien,
Tansania, die Türkei, Vietnam, der Jemen und Soma-
lia.

AD
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Termine

Inland

9. September bis 10. Dezember 2013 WIEN
Business Circle: 6. Praxislehrgang zum zertifizier-
ten Compliance Officer
Fachliche Leitung: RA DDr. Alexander Petsche, MAES,
Dr. Armin Toifl, Mag. Rudolf Schwab, MBA, Univ.-
Prof. Dr. Helmut Kasper, Dr. Ulrich L. Göres, DDr.
Peter-Paul Prebil Referententeam

7. Oktober bis 25. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Straf- und Strafprozessrecht
Dr. Gerhard Pohnert

6. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
GmbH-Beschlüsse
RA Mag. Matthias Ettel, Univ.-Lekt. Dr. Stephan
Verweijen

6. und 7. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Arbeitsrecht
Referententeam

7. November 2013 WIEN
Finanzverlag/Kitzler-Verlag GmbH in Kooperation
mit VÖIG, Verband Österreichischer Banken &
Bankiers: BASEL III – der Countdown zum
1. 1. 2014
Referenten: Dr. Susanne Riesenfelder, Mag. Roman Hof-
stätter, Mag. Bernhard Freudenthaler

7. und 8. November 2013 WIEN
Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität
Wien, Forschungsstelle für Europäische Rechtsent-
wicklung und Privatrechtsreform: Symposium
„Die Umsetzung der Verbraucherrechte-Richt-
linie in den Staaten Zentral- und Osteuropas“

7. und 8. November 2013 SALZBURG
Studiengesellschaft für Wirtschaft und Recht: Sym-
posion „Selbstverantwortung versus Solidarität
im Wirtschaftsrecht“

12. November 2013 WIEN
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketingser-
vice Gesellschaft mbH (W&M): Mietvertragser-
richtung 2013
ao. Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

12. November 2013 WIEN
Österreichischer Juristentag (ÖJT): Vortragsver-
anstaltung mit Diskussion: „Zugang zum Recht
– organisatorische, verfassungsrechtliche und fi-
nanzielle Rahmenbedingungen auf dem Prüf-
stand“
Referenten: Univ.-Prof. Dr. Clemens Jabloner, Univ.-
Prof. Dr. Hubert Hinterhofer, Univ.-Prof. Dr. Paul
Oberhammer

13. November 2013 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Nacheheliche Vermögensaufteilung
HR Dr. Edwin Gitschthaler, Mag. Susanne Beck

13. und 14. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Gerichtliche vs Außergerichtliche
Unternehmenssanierung
Referententeam

13. und 14. November 2013 WIEN
Austrian Standards: Lehrgang Örtliche Bauauf-
sicht Modul 5–7
Dr. Herbert Gartner, Johanna Rammer-Wutte, B.Sc.,
BA, MA, DI (FH) Dr. techn. Maria Wallner-Klein-
dienst MSc.

14. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Verwaltungsrecht
Mag. Harald Perl, Dr. Michael Sachs und Referenten-
team

14. November 2013 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

15. und 16. November 2013 WIEN
WU Wien: Symposion: „Das Verfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht und dem Bundesfi-
nanzgericht“
Univ.-Prof. Dr. Michael Holoubek, Univ.-Prof. Dr.
Dr. h.c. Michael Lang

18. November 2013 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Immo-USt & Immo-ESt NEU
HRin Sen.-Vors. Dr. Gabriele Krafft, Dr. Andrei Bodis,
MR Mag. Johann Adametz

18. November 2013 INNSBRUCK
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketingser-
vice Gesellschaft mbH (W&M): Wohnrecht aktu-
ell 2013
ao. Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm
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18. November 2013 WIEN
Austrian Standards: Seminar: Compliance Ma-
nagement-Systeme entwickeln einführen und
auditieren; Ihr Überblick zur ONR 192050
Dr. Armin Toifl

19. November 2013 SALZBURG
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketingser-
vice Gesellschaft mbH (W&M): Wohnrecht aktu-
ell 2013
ao. Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

20. November 2013 WIEN
Business Circle: M&A: Unternehmensbewertung
aktuell
Mag. Friedrich Lang, Mag. Arno Langwieser

20. November 2013 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Verwaltungsrecht
Mag. Harald Perl, Dr. Michael Sachs und Referenten-
team

20. bis 22. November 2013 WIEN
Austrian Standards: Lehrgang: Interner Auditor
für Compliance Management Systeme gemäß
ONR 192050
Dr. Peter Jonas, DDr. Alexander Petsche, Dr. Armin
Toifl

21. November 2013 WIEN
Finanzverlag/Kitzler-Verlag GmbH in Kooperation
mit VÖIG, Verband Österreichischer Banken &
Bankiers: 7. WAG-Tag 2013
Referenten: Dr. Armin Kammel, Mag. Helmut Mosser,
Mag. Roland Dämon, Dr. Angelika Trautmann

21. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Nacheheliche Vermögensaufteilung
HR Dr. Edwin Gitschthaler, Mag. Susanne Beck

25. November 2013 WIEN
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketingser-
vice Gesellschaft mbH (W&M): Wohnrecht aktu-
ell 2013
ao. Univ.-Prof. Dr. Helmut Böhm

26. November 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Sachwalterrecht Aktuell
Mag. Romana Fritz, Dr. Ulrich Pesendorfer

27. November 2013 WIEN
Business Circle: M&A: Rechtliche und steuerli-
che Optimierung
RA Dr. Clemens Hasenauer, LL.M., RA Univ.-Prof.
Dr. Hanns F. Hügel, WP und StB Mag. Edgar Huemer

29. November 2013 SALZBURG
ÖRAV-Seminar: Insolvenzverfahren
RA Dr. Thomas Engelhart

2. Dezember 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Franchising
Dr. Nina Ollinger, LL.M., Mag. Waltraud Martius

3. Dezember 2013 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
IT-Outsourcing und Service Level Agreements
Mag. Ing. Markus Oman, CSE, SV, RA Dr. Axel
Anderl, LL.M.

5. Dezember 2013 WIEN
Wirtschaftskammer Österreich: Kooperations-
börse für spanische und österreichische Anwälte

5. Dezember 2013 WIEN
ÖRAV-Seminar: Firmenbuch-Spezial
Dipl. Rpfl. ADir. Walter Szöky

12. Dezember 2013 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

9. Januar 2014 WIEN
ÖRAV-Seminar: Grundlehrgang (BU-Kurs)
Referententeam

14. Januar bis 6. Februar 2014 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Ausbildung für RAA – Verwaltungs- & Verfas-
sungsrecht
MR Mag. Dr. iur. Walter Fuchs

16. Januar 2014 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung Privatkonkurs
Referententeam

23. bis 25. Januar 2014 WIEN
International Association of Young Lawyers (AIJA):
AIJA German-speaking Seminar: Where the
money is (and the risk)

12. Februar bis 11. März 2014 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Akademie Betrieblicher Datenschutzbeauf-
tragter
Referententeam

13. Februar 2014 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

27. Februar bis 1. März 2014 WIEN
42. Europäische Präsidentenkonferenz

4. März 2014 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Immo-USt & Immo-ESt NEU
HRin Sen.-Vors. Dr. Gabriele Krafft, Dr. Andrei Bodis,
MR Mag. Johann Adametz

4. März bis 26. Juni 2014 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
M&A-Akademie
Referententeam
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18. März 2014 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Produkthaftung Deutschland :Österreich
RA Dr. Andreas Eustacchio, LL.M. (LSE), RA Philipp
Reusch

19. März 2014 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Immo-USt & Immo-ESt NEU
HRin Sen.-Vors. Dr. Gabriele Krafft, Dr. Andrei Bodis,
MR Mag. Johann Adametz

3. April 2014 WIEN
ÖRAV-Seminar: Einführung
RA Dr. Eva Schön

3. April 2014 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

4. April 2014 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Immobilien & Steuern
Mag. Bernhard Woschnagg, MSc

8. April 2014 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Produkthaftung, -sicherheit & Produktrückruf
RA Dr. Andreas Eustacchio, LL.M. (LSE), Mag. Hel-
muth Perz

22. Mai 2014 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

Ausland

18. bis 20. November 2013 LUXEMBOURG
European Institute of Public Administration (EIPA):
How to Litigate before the Court of Justice of
the EU – Strategies of Litigation

20. bis 23. November 2013 LUXEMBOURG
International Association of Young Lawyers (AIJA):
AIJA Half Year Conference

25. und 26. November 2013 LUXEMBOURG
European Institute of Public Administration (EIPA):
European Arrest Warrant – Ten Years of Prac-
tice

28. bis 30. November 2013 MORAVSKE TOPLICE
Grenzüberschreitende Kommunikation in der
Justiz, XXI. Symposium der pannonischen Juris-
ten

29. und 30. November 2013 PRAG
Europäische Rechstakademie (ERA) in Zusammen-
arbeit mit der European Criminal Bar Association
(ECBA) und der Tschechischen Rechtsanwaltskam-
mer: EU-Strafrecht für Strafverteidiger
Referententeam

5. und 6. Dezember 2013 LUXEMBOURG
European Institute of Public Administration, Euro-
pean Centre for Judges and Lawyers (EIPA):Recent
Trends in the Case Law of the Court of Justice of
the European Union: What Directions for the
Future?

27. bis 29. März 2014 HONG KONG
International Association of Young Lawyers (AIJA):
AIJA Double Seminar:
International arbitration: Is China different?
Banking and Financial Services: Fraud, Failure
and Investigation

23. Mai bis 1. Juni 2014 BUDAPEST
Fußballweltmeisterschaft der Anwälte:
17th Mundiavocat
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" §§ 9, 14, § 27 Abs 2 PSG:
Stiftungsbeirat mit bloß einem Mitglied

1. Ein Organ iSd § 14 Abs 2 bis 4 PSG kann auch
aus nur einem Organmitglied bestehen.
2. Für die Einrichtung des Beirats als Organ reicht
die grobe Umschreibung seiner Kompetenzen in der
Stiftungsurkunde, selbst wenn für die Konstituierung
des Beirats ein weiterer Willensakt der Stifterin er-
forderlich ist.
3. Werden die Mitglieder des Beirats von der be-
günstigten Stifterin bestellt und abberufen, sind die
Beiratsmitglieder als von einem Begünstigten
mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauf-
tragte Personen zu qualifizieren. Die Abberufung
des Stiftungsvorstands durch das einzige von der be-
günstigten Stifterin bestellte Beiratsmitglied ist da-
her nicht möglich.
OGH 8. 5. 2013, 6 Ob 42/13 i ecolex 2013/292 (Ru-
bin-Kuhn) = PSR 2013/31 (Schimka) = ZfS 2013, 116
(Karollus).

" §§ 17, 47a, 49 f, 62 AktG:
Reduktion der Satzungsstrenge bei nicht-börse-
notierten Aktiengesellschaften

1. Bei der Beurteilung der Zulässigkeit von Sat-
zungsbestimmungen ist zwischen börsenotierten
und nicht-börsenotierten Aktiengesellschaften zu
unterscheiden.
2. Der nicht-börsenotierten Aktiengesellschaft
kommt eine größere Satzungsautonomie zu.
3. Nicht in jedem Fall ist eine Satzungsbestim-
mung nur dann zulässig, wenn das Aktiengesetz
dies ausdrücklich so vorsieht oder die Zulässigkeit
abweichender Regelungen ausdrücklich anerkennt.
4. Die Aufnahme von Bestimmungen ist nicht zu-
lässig, wenn sie mit dem Wesen der Aktiengesell-
schaft unvereinbar sind, dem Gläubigerschutz
oder dem öffentlichen Interesse widersprechen,
sittenwidrig sind oder den Aktionärsschutz be-
treffen.
Die Normierung eines Vorkaufsrechts in der Sat-
zung ist zulässig.
OGH 8. 5. 2013, 6 Ob 28/13 f ecolex 2013/290
(Edelmann) = GesRZ 2013, 212 (Schopper) = NZ
2013/98.

" §§ 577 ff, 581 ZPO; § 914 ABGB:
Schiedsvereinbarungen im Gesellschaftsvertrag

Schiedsvereinbarungen sind Prozesshandlungen.
Bei der Auslegung sind grundsätzlich die Vorschrif-
ten des Prozessrechts heranzuziehen. Dadurch ist
die Berücksichtigung der Parteienabsicht und der
Grundsätze des redlichen Verkehrs aber nicht aus-
geschlossen.
Eine Schiedsklausel im Gesellschaftsvertrag wirkt
nach Beendigung der GmbH fort.

Sie ist weit auszulegen und gilt bei entsprechen-
dem Wortlaut (Streitigkeiten „überhaupt aus dem
Gesellschaftsverhältnis“) für alle Streitigkeiten, die
mit dem Gesellschaftsverhältnis zusammenhängen,
sodass sie auch anzuwenden ist, wenn die Streitig-
keit erst nach Aufhebung der Gesellschaft entstan-
den ist.
OGH 8. 5. 2013, 6 Ob 47/13 z GES 2013, 300.

" §§ 35, 82 GmbHG; §§ 52 AktG:
Gewinnausschüttung: Grenzen der Treuepflicht

1.Grundsätzlich gebietet es dieTreuepflicht auch
dann nicht gegen die Ausschüttung des Bilanzge-
winns zu stimmen, wenn die Thesaurierung für die
Gesellschaft günstiger ist.
2. Überwiegen die Interessen der Gesellschaft an
der Thesaurierung massiv, kann das Stimmen
für die Ausschüttung im Einzelfall treuwidrig
sein.
3. Treuwidrig ist ein solches Stimmverhalten jeden-
falls, wenn die Rücklagenbildung für die Überle-
bensfähigkeit erforderlich ist oder der Gesellschaf-
ter vom Vorliegen der Voraussetzungen der zwin-
genden Ausschüttungssperre des § 82 Abs 5
GmbHG weiß.
OGH 31. 1. 2013, 6 Ob 100/12 t ecolex 2013/291
(Reich-Rohrwig) = EvBl 2013/96 (Rohrer) = GES
2013, 128 = GesRZ 2013, 219 = NZ 2013/68 =
RdW 2013/272 = RWZ 2013/34 = wbl 2013/124.

" §§ 82 f GmbHG:
Verdeckte Einlagenrückgewähr

Eine verdeckte Einlagenrückgewähr gem § 82
GmbH liegt vor, wenn der Mietvertrag, den die Ge-
sellschaft mit einem Gesellschafter als Vermieter ab-
geschlossen hat, dem Fremdvergleich nicht stand-
hält. Das gilt auch für den erst im Nachhinein an-
gehobenen Mietzins.
Beim Fremdvergleich sind die Umstände und Vor-
teile für die Gesellschaft aus dem konkreten
Rechtsgeschäft entscheidend. Das Abstellen auf
den allgemein marktkonformen (ortsüblichen) Miet-
zins allein reicht für den Fremdvergleich hingegen
nicht aus.
Hält der Mietzins dem Fremdvergleich nicht stand,
ist der Mietvertrag im Umfang der Überschreitung
des angemessenen Mietzinses teilnichtig.
OGH 4. 3. 2013, 8 Ob 20/13v ecolex 2013/289 =
EvBl-LS 2013/99.

" § 174 Abs 4 StPO (§ 174 Abs 3 Z 4 StPO):
Begründungsanforderungen für Haftbeschwerde-
entscheidung = EvBl 2013/77

Setzt das OLG die UHaft fort, muss es selbst Sach-
verhaltsannahmen zum dringenden Tatverdacht
treffen, welche die rechtliche Beurteilung ermögli-
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chen, ob durch diese – objektiv wie subjektiv – eine
hafttragende strafbare Handlung begründet wird.
OGH 27. 3. 2013, 13 Os 19/13p (OLG Wien 22 Bs
35/13b; LGSt Wien 43 Hv 14/13m).

" § 157 StPO (§ 159 Abs 3 StPO):
Kein Aussageverweigerungsrecht für Sachwalter =
EvBl-LS 2013/87

Dem Sachwalter kommt aufgrund dieser Funktion
ein Aussageverweigerungsrecht nach § 157 StPO
nicht zu.
OGH 5. 3. 2013, 14 Os 10/13x.

" § 281 Abs 1 Z 1 StPO:
Eigene Tatsachenfeststellung des OGH bei geltend ge-
machter Richterausgeschlossenheit = EvBl-LS 2013/88

Ob Richterausgeschlossenheit vorliegt und der Rü-
geobliegenheit entsprochen wurde, beurteilt der
OGH auf einer von ihm selbst in freier Beweis-
würdigung geschaffenen Sachverhaltsgrundlage, be-
zogen auf die Zeit des erstinstanzlichen Verfah-
rens.
OGH 5. 3. 2013, 14 Os 79/12 t.

" § 302 Abs 1 StGB:
Vom Leiter einer Geschäftsabteilung privat herge-
stellte und verrechnete Aktenkopien = EvBl 2013/83

Wer als Leiter einer Geschäftsabteilung eines Ge-
richts mit dem Vorsatz, die Republik Österreich in
ihrem Recht auf Vorschreibung und Einhebung
von Gebühren und Kosten für gebühren- und kos-
tenpflichtige Aktenkopien sowie der Postgebühren
für die mit der Amtspost versandten Aktenkopien
zu schädigen, seine Befugnis, die Einbringung der
aus der amtlichen Herstellung von Aktenkopien re-
sultierenden Gebühren und Kosten mittels Zah-
lungsauftrags zu veranlassen (§ 1 Abs 1 Z 1 und § 6
Abs 1 GEG iVm § 209 Geo), wissentlich miss-
braucht, indem er von ihm auf Kopiergeräten des
LG hergestellte Aktenkopien über die Poststelle
des Gerichts an (zur Akteneinsicht) Berechtigte ver-
sendet, diesen die amtlich vorgesehenen Gebühren,
Kosten und Postgebühren privat in Rechnung stellt
und sie zu deren Überweisung auf sein privates
Konto veranlasst, demnach den Gebührenanspruch
des Staates nicht realisiert, begeht Missbrauch der
Amtsgewalt.

" §§ 302, 304 StGB (§ 28 StGB):
Der von der älteren Rsp eingeräumte Vorrang von
§ 302 StGB gegenüber § 304 Abs 1 StGB ist zu-
folge der mit dem StRÄG 1987 zu beiden Tatbe-
ständen normierten Wertgrenzen und des Anhe-
bens der Strafbefugnis im § 304 Abs 2 StGB durch
das BGBl I 2009/98 nicht aufrecht zu halten. Miss-
brauch der Amtsgewalt und Bestechlichkeit stehen

zueinander demnach im Verhältnis echter Konkur-
renz.
OGH 25. 2. 2013, 17 Os 13/12h (LG Innsbruck
39 Hv 70/11k).

" § 302 Abs 1 StGB:
Unterlassene Befangenheitsanzeige kein Missbrauch
der Amtsgewalt = EvBl 2013/84

Die Vornahme eines Amtsgeschäfts trotz Befangen-
heit kann einen Befugnismissbrauch iSd § 302 Abs 1
StGB darstellen. Der Tatbestand setzt aber den Vor-
satz des Täters voraus, gerade durch seinen (wissent-
lichen) Befugnismissbrauch einen anderen an seinen
Rechten zu schädigen.
OGH 25. 2. 2013, 17 Os 22/12g (LG Leoben 11 Hv
52/12v).

" § 478 StPO:
Einspruch gegen Abwesenheitsurteil eines BG = EvBl-LS
2013/95

Gegen ein in Abwesenheit des Angekl beim BG er-
gangenes Urteil kann gem § 478 Abs 1 StPO binnen
14 Tagen nach Urteilszustellung Einspruch erhoben
werden und entweder schon mit dem Einspruch oder
erst mit der an das LG gerichteten Beschwerde gegen
dieVerwerfung des Einspruchs durch das BGdas RM
der Berufung verbunden werden, das in diesen Fällen
nicht gesondert angemeldet werden muss.
OGH 19. 3. 2013, 11 Os 35/13 a; 36/13y; 37/13w;
38/13 t.

" § 28 StGB (§ 146, § 298 Abs 1 StGB):
Keine Konsumtion von Vortäuschung einer mit Strafe
bedrohten Handlung als straflose Vortat nachfolgen-
den Betrugs = EvBl-LS 2013/96

Bei tatsachenwidriger Anzeige eines Diebstahls und
nachfolgendem Versicherungsbetrug werden Betrug
und Vortäuschung einer mit Strafe bedrohten Hand-
lung in echter (Real-)Konkurrenz begründet.
OGH 9. 4. 2013, 14 Os 37/13 t.

" § 21 Abs 1 StGB (§ 45 Abs 1 StGB; Art 7 Abs 1
MRK):
Therapiebereitschaft und Unterbringung in Anstalt für
geistig abnorme Rechtsbrecher = EvBl 2013/90

Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme
Rechtsbrecher ist auch anzuordnen, wenn eine stati-
onäre Anhaltung zur Verhinderung der Prognosetat
nicht erforderlich ist, die Unterbringungsanordnung
jedoch nach Maßgabe der (normativ verstandenen)
Gefährlichkeit, wie sie sich nach den ges abgegrenz-
ten Erkenntnisquellen darstellt, gerechtfertigt ist.
Wird eine bestehende Gefährlichkeit durch eine me-
dikamentöse oder andere Behandlung lediglich ein-
gedämmt (hintangehalten), aber nicht dauerhaft be-
seitigt, und verlangt deren weitere Eindämmung
die Fortsetzung der Behandlung, steht die solcherart
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durch Therapie lediglich unter Kontrolle gebrachte
Gefährlichkeit einer Anwendung der Bestimmung
des § 21 Abs 1 StGB nicht entgegen. Nur wenn zwi-
schen Anlasstat und HV ein (von den Behandlungs-
aussichten zu unterscheidender) Behandlungserfolg
eintritt, der die Gefährlichkeit in einem Maß redu-
ziert erscheinen lässt, dass von einer Unterbringung
im Maßnahmenvollzug Abstand genommen werden
kann, liegt kein Fall der Unterbringung nach § 21
StGB vor, weil ohne die vom Gesetz verlangte Ge-
fährlichkeit die freiheitsentziehende vorbeugende
Maßnahme nach dem Gesetzlichkeitsprinzip des
§ 1 Abs 1 StGB überhaupt nicht, auch nicht bedingt,
angeordnet werden darf.
OGH 27. 2. 2013, 15 Os 2/13b (LGSt Wien 124 Hv
7/11z).

" § 1295 Abs 1, §§ 1489, 1494 ABGB:
Missbrauch – Hemmung der Verjährung während
dissoziativer Störung

Der Kläger war in den Jahren 1969 bis 1971 Opfer
von massiven sexuellen Übergriffen eines Paters,
der als Erzieher und Lehrer in einem vom beklagten
Orden geführten Gymnasium samt Internat tätig
war. Die beklagte Partei wandte Verjährung ein.
Das ErstG verwarf in einem Zwischenurteil den Ver-
jährungseinwand und traf folgende wesentliche Fest-
stellungen: „Die psychische Traumatisierung durch
den (…) Missbrauch führte beim Kläger im zeitli-
chen Nahebereich nach seinem Ausscheiden [aus
dem Gymnasium] dazu, dass er die Erinnerungen
an die Übergriffe verlor. Es fand bei ihm ein speziel-
ler Prozess der Gedächtnisabspeicherung statt, der
als Dissoziation bzw Abspaltung bekannt ist.“ Anfang
März 2010 wurden Missbrauchsfälle bei der Beklag-
ten medial publik. In diesem Zusammenhang fand
eine Pressekonferenz statt, die beim Kläger dazu
führte, dass das implizite Gedächtnis bzw die abge-
spaltenen Erinnerungen an den erlebten sexuellen
Missbrauch bei ihm wieder präsent wurden.
Das BerG vertrat die Meinung, dass die Hemmung
der Verjährung nach § 1494 ABGB nicht nur für
die dreijährige Frist, sondern auch für die „lange“
Verjährung gelte. Da die Dissoziation schon vor
der Volljährigkeit des Klägers eingetreten ist, liege
insoweit ein Fall der Fortlaufshemmung vor, sodass
der Fristbeginn bis zum Wegfall der Dissoziation hi-
nausgeschoben wurde. Damit habe im konkreten Fall
die dreijährige Frist mit März 2010 begonnen und sei
erst mit März 2013 abgelaufen. Im Rahmen der „lan-
gen“ Verjährung hielt das BerG fest, dass die Disso-
ziation eine Ablaufhemmung bewirkt hätte.
OLG Innsbruck 11. 4. 2013, 3 R 34/13v Zak 2013/
581, 321.

" § 1295 Abs 1, §§ 1489, 1501 ABGB:
Missbrauch – Haftung des Ordens, Beginn der Verjäh-
rung

In einem anderen Verfahren hat sich der OGH mit
der Meinung des OLG Innsbruck, konkret zum Be-
ginn der (subjektiven) dreijährigen Verjährung nach
§ 1489 Satz 1 ABGB, bereits auseinandergesetzt:
Die Verjährung ist nur insoweit zu prüfen, als sie
von der belangten Partei geltend gemacht wird.
Die Behauptungs- und Beweislast für das Vorliegen
eines Verjährungstatbestands trifft daher den (po-
tenziellen) Schuldner. Nach dem festgestellten
Sachverhalt kann kein Zweifel daran bestehen, dass
der Kläger erst im Jahr 2012 ausreichende Anhalts-
punkte für ein schuldhaftes Verhalten der Verant-
wortlichen der Beklagten erlangt hat und vorher
keine ausreichenden Anhaltspunkte dafür bestan-
den, die eine Erkundigungsobliegenheit ausgelöst
hätten. Mit der Bestellung einer Person, deren kri-
minelle sexuelle Neigungen den Verantwortlichen
bekannt waren, zum Regens eines Internats, in
dem Schüler zu betreuen sind, die als Opfer dieser
Neigungen geradezu prädestiniert sind, liegt ein
schuldhaftes Fehlverhalten, das die Beklagte ersatz-
pflichtig macht, wenn sich die von ihr geschaffene
Gefahr – wie im vorliegenden Fall – tatsächlich re-
alisiert.
OGH 18. 7. 2013, 1 Ob 124/13m Zak 2013/580,
320.

" § 57 Abs 1 EheG:
Scheidungsklage wegen Verschuldens – Voraussetzung
für Fristhemmung

Das Recht auf Scheidung wegen Verschuldens er-
lischt, wenn der Ehegatte nicht binnen sechs Mona-
ten ab Kenntnis des Scheidungsgrundes die Klage er-
hebt. Sie läuft nicht, solange die häusliche Gemein-
schaft der Ehegatten aufgehoben ist. Fordert der
schuldige Ehegatte (hier: die Beklagte) den anderen
auf, die Gemeinschaft herzustellen oder die Klage
auf Scheidung zu erheben, so läuft die Frist vom
Empfang der Aufforderung an. Diese Aufforderung
an den verletzten Eheteil (hier: den Kläger) muss
nach stRsp und herrschender Lehre beide im Gesetz
genannten Alternativen enthalten, um die sechsmo-
natige Ausschlussfrist (wieder) in Gang zu setzen.
Die bloße Aufforderung zur Wiederherstellung der
Gemeinschaft reicht daher nicht aus, um die Frist-
hemmung zu beenden.
OGH 3. 7. 2013, 7 Ob 126/13z Zak 2013/568, 316.
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Nicht wesentlich beteiligte Geschäftsführer
einer RA-GmbH1) müssen nicht zwingend nach
dem ASVG krankenpflichtversichert sein
Sie können bei entsprechender Gestaltung ihres
Anstellungsverhältnisses die Gruppenkrankenversicherung wählen
Von StB Prof. Werner Sedlacek und StB Dr. Wolfgang Höfle, Wien.

Der VwGH2) bestätigte aktuell wieder seine ständige Judikatur, nach der nicht wesentlich beteiligte GmbH-Ge-
schäftsführer nicht der Lohnsteuerpflicht unterliegt, wenn sie lediglich aufgrund ihrer gesellschaftsrechtlichen
Beziehung (Beteiligung) der Generalversammlung gegenüber weisungsgebunden sind, nicht aber nach den im
schuldrechtlichen Anstellungsvertrag getroffenen Vereinbarungen.3) Aber auch für den Fall, dass anlässlich einer
GPLA4) ein lohnsteuerpflichtiges Dienstverhältnis festgestellt werden sollte, kann dies bei Rechtsanwälten (RA)
nicht automatisch zur Krankenpflichtversicherung nach dem ASVG führen, weil RA von der Vollversicherung als
Dienstnehmer ausgenommen sind und der Teilpflichtversicherung in der Kranken- und Unfallversicherung nach
dem ASVG nur unter der Voraussetzung unterliegen, dass sie – arbeitsrechtlich gesehen – „angestellte“ Ge-
schäftsführer sind, dh, im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses für die GmbH tätig werden.

Da jedoch sowohl die Finanzverwaltung als auch der
UFS bei nicht wesentlich beteiligten Geschäftsfüh-
rern insb unter Hinweis auf das VwGH-Erk v
26. 7. 2007, 2007/15/0095, oft von lohnsteuerpflichti-
gen Dienstverhältnissen mit der Folge der Dienstge-
berbeitrags-, Kommunalsteuer- und ASVG-Pflicht
ausgehen, weil sie dieses Erkenntnis nicht der Judika-
turlinie des VwGH entsprechend und damit unrichtig
interpretieren, fassen wir nachstehend die Judikaturli-
nie des VwGH zusammen und stellen Überlegungen
darüber an, welchen Einfluss die iZm der Ausübung
der Rechtsanwaltschaft durch Geschäftsführer einer
RA-GmbH besonders strengen Bestimmungen der
RAO auf die Beantwortung der Frage haben können
oder sogar sollten, ob der Geschäftsführer einer RA-
GmbH im Einzelfall in einem steuerlichen Dienstver-
hältnis zu seiner GmbH steht oder nicht. Abschlie-
ßend setzen wir uns damit auseinander, warum RA
auch im Falle des Vorliegens eines lohnsteuerpflichti-
gen Dienstverhältnisses nicht allein aus diesem
Grunde automatisch in der Kranken- und Unfallver-
sicherung nach dem ASVG teilpflichtversichert sind,
sondern diese Frage erst mit der weiteren Prüfung,
ob ein RA im Einzelfall als „angestellter“ RA iS des
Arbeitsrechtes tätig ist oder nicht, geklärt werden
muss.

Vorweg sei festgehalten, dass Geschäftsführer schon
aufgrund ihrer Organstellung und des damit in aller Re-
gel auf (un)bestimmte Zeit abgeschlossenen Anstel-
lungsvertrages in einem Dauerschuldverhältnis zur
GmbH stehen, es daher für die steuer- und sozialversi-
cherungsrechtliche Zuordnung ihrer Bezüge darauf an-
kommt, ob sie im Rahmen eines weisungsgebundenen

oder eines (weisungs-)„freien“ Dienstverhältnisses tätig
sind.

Dabei ist zu beachten, dass ein steuerliches Dienst-
verhältnis gem § 47 Abs 2 EStG 1988 eher feststell-
bar ist als die sozialversicherungs- oder arbeitsrechtli-
che Dienstnehmer(Arbeitnehmer)eigenschaft und die
Prüfer daher im Rahmen von GPLA immer wieder
versuchen, über die leichtere und schnellere Feststel-
lung eines steuerlichen Dienstverhältnisses nicht nur
zur Dienstgeberbeitrags- und Kommunalsteuerpflicht,
sondern unter Heranziehung des dritten Satzes des
§ 4 Abs 2 ASVG auch zur ASVG-Pflicht von Ge-
schäftsführungsvergütungen zu kommen, ohne das
Vorliegen der Dienstnehmereigenschaft gem § 4
Abs 2 ASVG, erster Satz, prüfen zu müssen. Letzte-
res wäre im Falle von Geschäftsführern einer RA-
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1) Mit dem Inkrafttreten des BRÄG 2013 BGBl I 2013/159 steht seit
1. 9. 2013 auch die Rechtsform der GmbH & Co KG zur Ausübung
der Rechtsanwaltschaft zur Verfügung. Die folgenden Ausführungen
zur RA-GmbH gelten vollinhaltlich auch für die Komplementär-
GmbH einer RA-GmbH & Co KG, durch das BRÄG 2013 hat sich da-
ran nichts geändert. Die Auseinandersetzung mit dem Steuer- und
Sozialversicherungsverhältnis der Kommanditisten einer RA-GmbH
& Co KG bleibt einem gesonderten Beitrag vorbehalten. Siehe zur
RA-GmbH & Co KG aber schon Sedlacek, SWK 2013, 1115 ff.

2) 19. 12. 2012, 2010/08/0240.
3) Siehe dazu ausführlich Sedlacek, Nicht wesentlich beteiligte GmbH-

Geschäftsführer müssen nicht zwingend lohnsteuer-, dienstgeber-
beitrags-, kommunalsteuer- und ASVG-pflichtig sein, SWK 2013,
372 ff und Der Beratungsschwerpunkt „GmbH-Geschäftsführer“ ist
mehr als 30 Jahre alt! SWK 2012, 110 ff; Höfle/Sedlacek in GS Ar-
nold, Die GmbH & Co KG 444 ff; Höfle im UFS-Journal 2012,
390 ff, insb die dort unter Pkt 2.2 zitierte VwGH-Judikatur sowie
Sedlacek/Brunner, AnwBl 2005, 391 ff.

4) Gemeinsame Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben.
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GmbH allerdings gesetzwidrig (siehe nachstehend
Pkt IV.1.).

I. Die Judikaturlinie des VwGH
Der VwGH gibt mit seiner Judikatur zu nicht wesent-
lich beteiligten Geschäftsführern folgende Judikaturli-
nie zur Entscheidung der Frage vor, ob im Einzelfall
von einem lohnsteuerpflichtigen Dienstverhältnis oder
einem einkommensteuerpflichtigen freien Dienstver-
trag auszugehen ist:

1. Ein Geschäftsführer wird nur unter der Vorausset-
zung im Rahmen eines steuerlichen Dienstverhältnisses
tätig, dass die beiden Merkmale der Legaldefinition des
§ 47 Abs 2 EStG 1988, erster und zweiter Satz, kumu-
lativ vorliegen, dh, der Geschäftsführer der General-
versammlung gegenüber weisungsgebunden und in
den geschäftlichen Organismus der GmbH eingeglie-
dert ist.5)

2. Da Geschäftsführer schon aufgrund ihrer Organ-
stellung regelmäßig als „eingegliedert“ gelten,6) kommt
es auf das Merkmal „Weisungsgebundenheit“ an. Ob
diese im Einzelfall besteht oder nicht, muss mit folgen-
der zweistufiger Prüfung geklärt werden:
" Ist der Geschäftsführer aufgrund seiner gesellschafts-

vertraglichen Beziehung (Beteiligung ohne gesell-
schaftsvertragliche Sonderbestimmung) der Gene-
ralversammlung gegenüber weisungsgebunden7)

(= 1. Stufe) und
" besteht Weisungsbindung auch aufgrund der im An-

stellungsvertrag getroffenen schuldrechtlichen Ver-
einbarungen (= 2. Stufe)?

3. Sind beide Fragen mit „Ja“ zu beantworten, besteht
ein Dienstverhältnis gem § 47 Abs 2 EStG 1988, erster
und zweiter Satz, das zu lohnsteuerpflichtigen Einkünf-
ten aus nichtselbständiger Arbeit gem § 25 Abs 1 Z 1
lit a EStG 1988 einschließlich Dienstgeberbeitrags-
und Kommunalsteuerpflicht führt.

Aufgrund des § 4 Abs 2 ASVG, dritter Satz, besteht
damit in der Regel auch Pflichtversicherung als Dienst-
nehmer – zur davon abweichenden Regelung für RA
siehe Pkt. IV.3.a.

4. Ist der Geschäftsführer aufgrund einer gesell-
schaftsvertraglichen Sonderbestimmung (Sperrminori-
tät) der Generalversammlung gegenüber nicht wei-
sungsgebunden, liegt in der Regel – unabhängig von
den im Anstellungsvertrag getroffenen Vereinbarungen
– ein steuerliches Dienstverhältnis gem § 47 Abs 2
EStG 1988, dritter Satz, mit lohnsteuerpflichtigen Ein-
künften aus nichtselbständiger Arbeit gem § 25 Abs 1
Z 1 lit b EStG 1988 einschließlich Dienstgeberbei-
trags- und Kommunalsteuerpflicht vor.8)

Auch für diese Geschäftsführer führt die sozial-
versicherungsrechtliche Vermutung des § 4 Abs 2
ASVG, dritter Satz („als Dienstnehmer gilt jedenfalls
auch, wer nach § 47 Abs 1 in Verbindung mit Abs 2

EStG 1988 lohnsteuerpflichtig ist“), im Regelfall zur
Pflichtversicherung als Dienstnehmer: Dies gilt aller-
dings nicht für die Geschäftsführer einer RA-GmbH,
sodass diese – trotz Lohnsteuerpflicht – die Gruppen-
krankenversicherung wählen können, da sie mangels
Weisungsgebundenheit nicht iS des Arbeitsrechtes
„angestellte“ RA sein können und daher unter die
Krankenversicherungspflicht des „Opting Out“ fallen
(siehe Pkt IV.3.c).

5. Ist der Geschäftsführer aufgrund seiner Beteili-
gung ohne gesellschaftsvertragliche Sonderbestim-
mung (Sperrminorität) hingegen weisungsgebunden,
dieses Weisungsrecht der Generalversammlung aber
aufgrund der im schuldrechtlichen Anstellungsvertrag
getroffenen Vereinbarungen genommen, kommt ein
Dienstverhältnis gem § 47 Abs 2 EStG 1988, erster
und zweiter Satz, mangels schuldrechtlicher Wei-
sungsunterworfenheit nicht in Betracht,9) der Ge-
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5) VwGH 20. 12. 2000, 99/13/0223; 22. 10. 2002, 2001/14/0219;
2. 9. 2009, 2005/15/0143. Der VwGH stellt seit seinem Erk v
10. 11. 2004, 2003/13/0018 nur mehr auf die sich aus der Legalde-
finition des § 47 Abs 2 EStG 1988, erster und zweiter Satz, ergeben-
den Merkmale (Weisungsgebundenheit und Eingliederung in den ge-
schäftlichen Organismus des Arbeitgebers) ab. Lediglich in jenen Fäl-
len, in denen diese „im Gesetz festgeschriebenen Kriterien [. . .] noch
keine klare Abgrenzung zwischen einer selbständigen und einer
nichtselbständig ausgeübten Tätigkeit ermöglichen“, sei – so der
VwGH – auf die weiteren von der Rsp erarbeiteten Abgrenzungskri-
terien (insb fehlendes Unternehmerwagnis) Bedacht zu nehmen (für
viele VwGH 2. 9. 2009, 2005/15/005 und 22. 3. 2010, 2009/15/
0200). Unternehmerrisiko wird daher regelmäßig nicht mehr als ent-
scheidendes Indiz gegen das Vorliegen eines Dienstverhältnisses an-
gesehen.

6) VwGH 28. 4. 2004, 2004/14/0009; 10. 11. 2004, 2003/13/0018;
23. 5. 2007, 2004/13/0073, allerdings ist der VfGH noch nicht mit
dem strengen funktionalen Verständnis des VwGH bezüglich des
Merkmales „Eingliederung“ befasst worden.

7) Weisungsgebunden gegenüber der Generalversammlung in diesem
Sinne ist jeder Geschäftsführer, der kraft seiner Beteiligung an der
GmbH die Beschlussfassung in der Generalversammlung in Bezug
auf die die gewöhnliche Geschäftsführung betreffenden Weisungen
(§ 20 Abs 1 GmbHG) nicht verhindern kann. Das ist – § 39 Abs 1
GmbHG folgend – solange der Fall, als die Beteiligung nicht 50% er-
reicht und eine Sperrminorität oder eine ähnliche gesellschaftsver-
tragliche Sonderbestimmung nicht vereinbart ist. Andernfalls ist
der Geschäftsführer aufgrund seiner Beteiligung der Generalver-
sammlung gegenüber weisungsungebunden.

8) Siehe dazu ua VwGH 23. 5. 2007, 2004/13/0073 oder 25. 11. 2009,
2007/15/0181 iVm dem Erk 24. 9. 2003, 2001/13/0258, dem fol-
gend die strengere Judikatur des VwGH zur Wortfolge „sonst alle
Merkmale eines Dienstverhältnisses (§ 47 Abs 2)“ in § 22 Abs 1
Z 2 EStG 1988, zweiter Teilstrich, auch auf § 25 Abs 1 Z 1 lit b EStG
1988 anzuwenden ist.

9) Siehe ua die in der FN 5 genannten Erkenntnisse. Solange nicht we-
sentlich beteiligte Geschäftsführer der Generalversammlung gegen-
über aufgrund ihrer Beteiligung ohne gesellschaftsvertragliche Son-
derbestimmung (Sperrminorität) weisungsgebunden sind, ist die
Frage, ob ein lohnsteuerpflichtiges Dienstverhältnis vorliegt oder
nicht, nach den allgemein für § 25 Abs 1 Z 1 lit a iVm § 47 Abs 2
EStG 1988, erster und zweiter Satz, maßgebenden Kriterien zu beur-
teilen und nicht nach jenen, die in den Fällen des § 25 Abs 1 Z 1 lit b
iVm § 47 Abs 2 EStG, dritter Satz, anzuwenden sind (s VwGH
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schäftsführer erzielt einkommensteuerpflichtige –

nicht dem Dienstgeberbeitrag und der Kommunal-
steuer unterliegende – Einkünfte: je nach (zeitmäßi-
gem) Überwiegen der im Rahmen der Geschäftsfüh-
rung der GmbH ausgeübten Tätigkeiten Einkünfte
aus selbständiger Arbeit gem § 22 Z 1 lit b EStG
1988 (es überwiegt die Ausübung der Rechtsanwalt-
schaft) oder Einkünfte aus sonstiger selbständiger Ar-
beit gem § 22 Z 2 EStG 1988, erster Teilstrich (es
überwiegt die vermögensverwaltende Tätigkeit „un-
ternehmensrechtliche Geschäftsführung“).10)

Der Geschäftsführer kann im Rahmen des „Opting
out“ und der damit verbundenen zwingenden Kranken-
versicherungspflicht die Gruppenkrankenversicherung
wählen (siehe Pkt. IV.3.b.).

6. Für die Beantwortung der Frage, ob ein Dienst-
verhältnis gem § 47 Abs 2 EStG 1988, erster und zwei-
ter Satz, vorliegt oder nicht, ist somit nicht die auf
Grund der Beteiligung gegenüber der Generalver-
sammlung bestehende gesellschaftsrechtliche Wei-
sungsgebundenheit entscheidend, „ob ein Geschäftsfüh-
rer seine Arbeitskraft im Sinne des § 47 Abs 2 EStG
1988 schuldet, ist (Anm: im Falle gesellschaftsrechtlicher
Weisungsbindung) allein aufgrund des zwischen dem Ge-
schäftsführer und der GmbH bestehenden schuldrechtlichen
Verhältnisses zu beurteilen“.11) , 12)

Warum der VwGH dies so sieht, erklärt er auch in
seinem eingangs angesprochenen aktuellen Erk2) wie-
der damit, dass „die Bindung des Geschäftsführers an den
Gesellschaftsvertrag und die Gesellschafterbeschlüsse bloß
eine sachliche Weisungsgebundenheit des Geschäftsführers
herstellt, die sich lediglich auf den Erfolg der Arbeitsleistung
der Geschäftsführung bezieht und von einer sich in der per-
sönlichen Abhängigkeit äußernden, durch weitgehende Un-
terordnung gekennzeichnete Weisungsgebundenheit zu un-
terscheiden ist“.

In einem schon früher ergangenen Erk13) setzt sich
der VwGH mit der Frage „gesellschaftsrechtliches ver-
sus schuldrechtliches Weisungsrecht“ ausführlich aus-
einander und führt dazu ua aus:

„[. . .] Hinsichtlich der zu unterscheidenden Gegenstände
der Weisungsbefugnis, nämlich des gesellschaftsrechtlichen
und des arbeitsrechtlichen, ist der Verwaltungsgerichtshof
mit der herrschenden Leere stets davon ausgegangen, dass
[. . .] das kraft Gesetzes bestehende Weisungsrecht der Gene-
ralversammlung nach § 20 Abs 1 GmbHG nicht notwendig
auch die Berechtigung zur Erteilung persönlicher Weisun-
gen (also von Weisungen in den für die persönliche Abhän-
gigkeit maßgebenden Belangen) umfasst; [. . .].“ Auf den
zu entscheidenden Fall bezogen kommt er dann zur
Auffassung: „Diese Vereinbarungen sprechen zunächst ent-
schieden dagegen, dass dem Weisungsrecht der Gesellschafter
im Sinne des § 20 GmbHG ein solches im hier maßgeblichen
arbeitsrechtlichen Sinne, dh, eine Weisungsbindung der
Erstbeschwerdeführerin hinsichtlich Arbeitszeit, Arbeitsort
und arbeitsbezogenes Verhalten angelagert wurde, sodass

zu untersuchen ist, ob die Feststellungen der belangten Be-
hörde eine von diesen vertraglichen Vereinbarungen abwei-
chende tatsächliche Durchführung des Beschäftigungsver-
hältnisses erweisen.“

7. Unter „Weisungsbindung“ aufgrund des Anstel-
lungsvertrages versteht der VwGH wörtlich: „In der
am Beginn eines Vertragsverhältnisses vorgenommenen
Festlegung des Aufgabenumfanges als solcher liegt keine
Weisungsunterworfenheit. Weisungsunterworfenheit bedeu-
tet vielmehr, dass der Arbeitgeber durch individuell-kon-
krete Anordnungen das Tätigwerden des Dienstnehmers be-
einflussen kann.“14)

Das Wort „kann“ weist darauf hin, dass das Wei-
sungsrecht für die Feststellung der „Weisungsgebun-
denheit“ ausreicht, unabhängig davon, ob die General-
versammlung ihr Weisungsrecht dem Geschäftsführer
gegenüber tatsächlich ausübt oder nicht („stille Autori-
tät“), dh, es muss der Generalversammlung das ihr
aufgrund der Beteiligung zustehende Weisungs-
recht so ausdrücklich genommen sein,15) dass für
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23. 2. 2005 , 2001/14/0015 und 20. 9. 2006, 2005/14/0104 sowie
die vorstehende FN 8).

10) Die Tätigkeit des Geschäftsführers einer RA-GmbH kann aufgrund
der zeitlichen Verknüpfung und des wirtschaftlichen Zusammenhan-
ges der beiden Tätigkeiten – der Geschäftsführer ist zu jeder Zeit Ge-
schäftsführer und gleichzeitig auch immer Rechtsanwalt – nicht ge-
trennt werden, der Geschäftsführer erzielt daher aus seiner unter-
nehmensrechtlichen Geschäftsführung einerseits und der Ausübung
der Rechtsanwaltschaft andererseits einheitliche Einkünfte, deren
steuerliche Zuordnung sich nach der Tätigkeit richtet, die zeitmäßig
überwiegt (EStR 2000, RZ 5285; Zorn, Besteuerung der Geschäfts-
führung [1992] 24 f). Auch die Betriebsausgabenpauschale gem
§ 17 Abs 1 EStG 1988 kann daher – insoweit die gesetzlichen Vo-
raussetzungen dafür gegeben sind – mit 12% (die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft überwiegt) oder mit 6% (bei überwiegender ver-
mögensverwaltender Tätigkeit) der Umsätze in Anspruch genom-
men werden. Es besteht Umsatzsteuerpflicht mit der Möglichkeit,
die 1,8%ige Vorsteuerpauschale gem § 14 Abs 1 Z 1 UStG 1994 un-
ter den gleichen Bedingungen wie die Betriebsausgabenpauschale
geltend zu machen (s dazu Sedlacek, SWK 2004, S 973).

11) VwGH 28. 6. 2006, 2002/13/0175; 25. 6. 2008, 2008/15/0090;
15. 7. 1998, 97/13/0169; BFH 20. 10. 2010, VIII R 34/08.

12) Nur unter dieser Voraussetzung ist es denkbar, dass auch ein AG-Vor-
stand in einem Dienstverhältnis gem § 47 Abs 2 EStG 1988 stehen
kann: Die Frage, ob ein AG-Vorstand seine Arbeitskraft iSd § 47
Abs 2 EStG 1988 schuldet – und damit in einem steuerlichen Dienst-
verhältnis steht – ist „allein aufgrund des das Anstellungsverhältnis
regelnden Anstellungsvertrages unabhängig von den aktienrechtli-
chen Bestimmungen (vgl §§ 70 ff AktG) über die Unabhängigkeit
des Vorstands von den andern Organen der Aktiengesellschaft zu be-
urteilen, weil es für die Frage nach dem Vorliegen eines Dienstver-
hältnisses im steuerrechtlichen Sinne auf das schuldrechtliche Ver-
hältnis zwischen Vorstandsmitglied und Aktiengesellschaft ankommt.
Entsprechendes gilt für die Geschäftsführer einer GmbH“ (VwGH
25. 6. 2008, 2008/15/0090; 24. 2. 1999, 1997/13/0234).

13) VwGH 21. 11. 2007, 2005/08/0051.
14) VwGH 22. 10. 2002, 2001/14/0219; 7. 6. 2005, 2003/14/0039;

28. 6. 2006, 2002/13/0175.
15) Darauf, dass dem vorstehend unter Pkt I.6. zitierten Erk v

21. 11. 2007 entnommen werden könnte, dass – umgekehrt – eine
persönliche, dh, das arbeitsbezogene Verhalten betreffende Wei-
sungsbindung des Geschäftsführer nur unter der Voraussetzung be-
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den Geschäftsführer keine Verpflichtung besteht, et-
waige „individuell-konkrete“ Anweisungen der Gene-
ralversammlung insb sein arbeitsbezogenes Verhalten
betreffend befolgen zu müssen:
Um ein lohnsteuerpflichtiges Dienstverhältnis

gem § 47 Abs 2 EStG 1988, erster und zweiter Satz,
auf diese Weise zu vermeiden, ist daher jedenfalls
der Abschluss eines entsprechenden schriftlichen
Anstellungsvertrages erforderlich!

Darüber hinaus ist darauf zu achten, dass die im
Anstellungsvertrag getroffenen weiteren Vereinbarun-
gen nicht im Widerspruch zu der auf diese Weise
vereinbarten Weisungsungebundenheit des Ge-
schäftsführers stehen und auch – gegebenenfalls do-
kumentierbar – in der vereinbarten Form „gelebt“
werden. Voraussetzung dafür wird aber wohl sein,
dass die im schuldrechtlichen Anstellungsvertrag ver-
einbarte Weisungsungebundenheit des Geschäftsfüh-
rers dem tatsächlichen Willen der Vertragspartner
entspricht.

II. Das VwGH-Erk 2007/15/0095
v 26. 7. 2007

Wie wir bereits eingangs festgehalten haben, sehen so-
wohl die Finanzverwaltung als auch der UFS nicht we-
sentlich beteiligte Geschäftsführer unter Zitierung die-
ses Erk oft nicht nur als in die Organisation der Gesell-
schaft eingegliedert, sondern auch als der General-
versammlung gegenüber weisungsgebunden an und
stellen daher (fast) regelmäßig ein lohnsteuerpflichtiges
Dienstverhältnis gem § 47 Abs 2 EStG 1988 mit der
Begründung fest, dass bei leitenden Angestellten und
somit auch bei GmbH-Geschäftsführern das Merkmal
der Weisungs(un)gebundenheit weitgehend in den
Hintergrund tritt und daher der Eingliederung in den
geschäftlichen Organismus der Gesellschaft entschei-
dende Bedeutung zukommt.16)

Aus diesem Grunde sehen wir es daher als erfor-
derlich an, klarzustellen, dass diese Interpretation
des Erk v 26. 7. 2007 nicht nur der vorstehend unter
Pkt I. dargestellten Judikaturlinie des VwGH wider-
spricht, sondern sich aus diesem Erk auch nicht ablei-
ten lässt:

Dem Erk lag der – nicht endgültig geklärte –

Sachverhalt zugrunde, dass die beiden zu je 25% be-
teiligten Geschäftsführer entweder über eine Sperr-
minorität mit der Folge der Zurechnung ihrer Ein-
künfte zu § 25 Abs 1 Z 1 lit b EStG 1988 verfügten
(siehe Pkt I.4.) oder sie andernfalls nicht nur auf-
grund ihrer Beteiligung, sondern – nachdem die Be-
schwerde dem nicht ausdrücklich widersprochen hat
– auch aufgrund der in den Anstellungsverträgen ge-
troffenen Vereinbarungen („Somit könne [. . .] am Vor-
liegen einer Weisungsgebundenheit ebenfalls kein Zweifel

bestehen“) mit der Folge der Zurechnung ihrer Ein-
künfte zu § 25 Abs 1 Z 1 lit a) EStG 1988 weisungs-
gebunden waren.

Die Geschäftsführer standen somit für den Fall, dass
sie auch „eingegliedert“ waren, jedenfalls in einem
Dienstverhältnis gem § 47 Abs 2 EStG 1988, entweder
nach dessen dritten oder nach dessen ersten und zwei-
ten Satz (Pkt I.4. oder Pkt I.3.).

Für den VwGH war es daher nicht entscheidungsre-
levant, ob in den gesellschaftsvertraglichen Vereinba-
rungen eine Sperrminorität zu sehen war oder nicht
und er kam im „gegenständlichen“ von ihm zu beurtei-
lenden Fall zum Ergebnis:

„Somit ist gegenständlich davon auszugehen, dass nicht
nur im Falle des zu 50% an der Beschwerdeführerin be-
teiligten Geschäftsführers, sondern auch in Ansehung der
beiden jeweils zu 25% beteiligten Geschäftsführer entschei-
dende Bedeutung dem Umstand zukommt, ob die Ge-
schäftsführer bei ihrer Tätigkeit im betrieblichen Organis-
mus des Unternehmens der Gesellschaft eingegliedert sind.
[. . .]“

Da Geschäftsführer aufgrund der stRsp des
VwGH schon aufgrund ihrer Organstellung in aller
Regel als eingegliedert gelten (siehe Pkt I.2.) und
die Beschwerde „nicht aufgezeigt hat, dass gegenständ-
lich einer jener seltenen Ausnahmefälle vorgelegen sei,
in denen der Gesellschafter-Geschäftsführer nicht als
Dienstnehmer seiner Gesellschaft anzusehen wäre“, be-
stand das von der Abgabenbehörde festgestellte lohn-
steuerpflichtige Dienstverhältnis gem § 47 Abs 2
EStG 1988 unter Berücksichtigung der – unwider-
sprochen – festgestellten Weisungsbindung zu Recht,
ohne dass deshalb diesem Erk entnommen werden
kann, dass nicht wesentlich beteiligte Geschäftsführer
über den „gegenständlichen“ Fall – also über den
Anlassfall – hinaus immer als der Generalversamm-
lung gegenüber weisungsgebunden anzusehen sind.

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen kann so-
mit aus dem Erkenntnis v 26. 7. 2007 nur abgeleitet
werden, dass sowohl bei über eine Sperrminorität
verfügenden als auch bei schuldrechtlich weisungsge-
bundenen Geschäftsführern ein Dienstverhältnis gem
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steht, dass diese – zusätzlich zum gesellschaftsrechtlich bestehenden
Weisungsrecht der Generalversammlung – im schuldrechtlichen An-
stellungsvertrag ausdrücklich vereinbart („angelagert“) wird, wür-
den wir uns nicht verlassen.

16) Abgesehen davon, dass die Judikatur zu „leitenden Angestellten“ auf
GmbH-Geschäftsführer nicht unmittelbar angewendet werden kann,
weil der VwGH die auf deren Organstellung zurückzuführende be-
sondere Judikaturlinie (siehe Pkt I.) entwickelt hat, ist die von der Fi-
nanzverwaltung und auch vom UFS herangezogene Judikatur zu den
leitenden Angestellten nicht nur älteren, sondern ältesten Datums (s
zB die UFS-E v 28. 9. 2009, RV-0067-G/07, die in diesem Zusam-
menhang lediglich VwGH-Erk aus dem Jahr 1989–1994 zitiert)
und uE daher – unter Berücksichtigung der in der Zwischenzeit ein-
getretenen Weiterentwicklung der Judikatur – auch deshalb iZm
GmbH-Geschäftsführern nicht mehr aktuell.
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§ 47 Abs 2 EStG 1988 (dritter oder erster und zwei-
ter Satz) vorliegt, wenn nicht aufgezeigt werden
kann, dass einer der seltenen Ausnahmefälle vorliegt,
in denen der Geschäftsführer nicht „eingegliedert“
wäre.

Ob daher im Einzelfall tatsächlich ein lohnsteuer-
pflichtiges Dienstverhältnis gem § 47 Abs 2, erster
und zweiter Satz, iVm § 25 Abs 1 Z 1 lit a EStG 1988
des aufgrund seiner Beteiligung der Generalversamm-
lung gegenüber weisungsgebundenen nicht wesentlich
beteiligten Geschäftsführers vorliegt, ist – auch nach
diesem Erk – allein aufgrund des schuldrechtlichen
Verhältnisses zwischen dem Geschäftsführer und der
Gesellschaft zu beurteilen, also aufgrund des Anstel-
lungsvertrages (siehe Pkt I.6.).17)

Das Erkenntnis vom 26. 7. 2007 lässt daher in Bezug
auf nicht wesentlich beteiligte Geschäftsführer deshalb
keine andere Auslegung zu, weil es
" nicht auf Geschäftsführer zutrifft, die aufgrund ihrer

gesellschaftsrechtlichen Beziehung der Generalver-
sammlung gegenüber weisungsgebunden und (erst)
nach den im Anstellungsvertrag getroffenen Verein-
barungen weisungsungebunden sind, und

" nur unter der Voraussetzung, dass ihm dieses Ver-
ständnis beigemessen wird, nicht im Widerspruch
zur vorstehend unter Pkt I. wiedergegebenen Judika-
turlinie des VwGH steht.

III. Der (mögliche) Einfluss der
berufsrechtlichen Bestimmungen
der RAO auf die steuerliche
Abgrenzung „lohnsteuer-
pflichtiges Dienstverhältnis gem
§ 47 Abs 2 EStG 1988, Satz 1 und
2 – einkommensteuerpflichtiges
freies Dienstverhältnis“

Für den Fall, dass sich aufgrund der im Anstellungsver-
trag getroffenen Vereinbarungen oder nach den tat-
sächlichen Verhältnissen die Weisungsungebundenheit
des Geschäftsführers der Generalversammlung gegen-
über nicht eindeutig feststellen lässt, könnte die Frage
Bedeutung gewinnen, ob es nicht die aufgrund der
RAO gebotene eigenverantwortliche und weisungsun-
gebundene Ausübung der Rechtsanwaltschaft alleine
ausschließt, dass Geschäftsführer einer RA-GmbH im
Rahmen eines steuerlichen Dienstverhältnisses tätig
werden.

Dass – nach Ansicht der Finanzverwaltung und
auch der Judikatur18) – die insb in den Berufsordnun-
gen der Freien Berufe geforderte eigenverantwortli-
che und weisungsungebundene Tätigkeit lediglich

die Berufsausübung betreffende Weisungen „fachli-
cher Art“ ausschließt, nicht jedoch die für das Vorlie-
gen eines steuerlichen Dienstverhältnisses maßgeben-
de Weisungsgebundenheit hinsichtlich arbeitsbezoge-
nen Verhaltens, kann uE für Rechtsanwälte allge-
mein, insbesondere aber für Geschäftsführer einer
RA-GmbH nicht gelten:

„Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, die Vertretung
einer Partei zu übernehmen, und kann dieselbe ohne Angabe
von Gründen ablehnen; [. . .]“ (§ 10 Abs 1 RAO).

„Der Rechtsanwalt ist berechtigt, im Verhinderungsfall
einen anderen Rechtsanwalt unter gesetzlicher Haftung zu
substituieren; [. . .]“ (§ 14 RAO).

„Ist die Beiziehung eines Rechtsanwalts gesetzlich vorge-
schrieben, so kann sich der Rechtsanwalt vor allen Gerichten
und Behörden auch durch einen bei ihm in Verwendung ste-
henden, substitutionsberechtigten Rechtsanwaltsanwärter
unter seiner Verantwortung vertreten lassen; [. . .]“ (§ 15
Abs 1 RAO).

„[. . .] Die Ausübung des Mandats durch den der Ge-
sellschaft angehörenden Rechtsanwalt darf nicht an eine
Weisung oder eine Zustimmung der Gesellschafter (Ge-
sellschafterversammlung) gebunden werden“ (§ 21c Z 10
RAO).

„Jeder der Gesellschaft angehörende Rechtsanwalt hat
für die Einhaltung der Bestimmungen des § 21 c [. . .]
zu sorgen“ und ist „für die Erfüllung seiner Berufs-
und Standespflichten persönlich verantwortlich; diese Ver-
antwortung kann weder durch den Gesellschaftsvertrag
noch durch Beschlüsse der Gesellschafter oder Geschäftsfüh-
rungsmaßnahmen eingeschränkt oder aufgehoben werden“
(§ 21d RAO).

Aus diesen Bestimmungen resultiert, dass Ge-
schäftsführer von RA-GmbH die Ausübung ihres Be-
rufes betreffend nicht den Weisungen der General-
versammlung unterliegen dürfen, insb müssen sie
das uneingeschränkte Recht haben, die Vertretung ei-
ner Partei ohne Angabe von Gründen und damit
auch derartige Aufträge der Generalversammlung ab-
lehnen zu dürfen.

Wenn auch – der Judikatur des VwGH folgend –

berufsrechtliche Bestimmungen nicht allein aus-
schlaggebend sind und – wie bereits ausgeführt –

sehr oft so ausgelegt werden, dass sie lediglich die
Berufsausübung betreffende Weisungen „fachlicher
Art“ ausschließen, nicht jedoch die für das Vorliegen
eines Dienstverhältnisses maßgebende Weisungsge-
bundenheit hinsichtlich des arbeitsbezogenen Verhal-
tens, sind die Regelungen der RAO iZm der Berufs-
ausübung – Weisungsungebundenheit, uneinge-
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17) In diesem Sinne auchMayr/Herzog/Blasina/Schlager im SWK-Spezial
„Körperschaftsteuer 2010“, Seite 36, 1. Teilstrich, einschließlich Ent-
scheidungsbaum auf Seite 37 und zuletzt Höfle im UFS-Journal
2012, 390 ff.

18) Siehe ua VwGH 21. 11. 2001, 97/08/0169 zu einer Ärztin.
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schränktes Ablehnungsrecht und Vertretungsrecht in
Form der Substitution – so klar und auch streng ge-
halten, dass ein Dienstverhältnis gem § 47 Abs 2
EStG 1988 jedenfalls dann nicht in Betracht kommt,
wenn auch noch der Anstellungsvertrag der General-
versammlung das ihr aufgrund der Beteiligung des
Geschäftsführers – über die Bestimmungen der
RAO hinaus – zustehende arbeitsbezogene Wei-
sungsrecht iS unserer Ausführungen zu Pkt I.7.
nimmt.

Zusammengefasst lassen somit die Bestimmungen
der RAO nicht zu, die Rechtsanwaltschaft weisungsge-
bunden und ohne uneingeschränktes Recht, die Über-
nahme von Mandaten ohne Angabe von Gründen ab-
lehnen zu dürfen, auszuüben.19) Weisungsgebunden
und ohne Ablehnungsrecht tätig werden darf ein
Rechtsanwalt nur im Rahmen der Besorgung der eige-
nen Angelegenheiten der RA-Kanzlei, der er ange-
hört.20) Gesellschafter-Geschäftsführer einer RA-
GmbH dürfen daher nur in Bezug auf die eigentliche
unternehmensrechtliche Geschäftsführung und den
von ihnen übernommenen, die Verwaltung der Gesell-
schaft betreffenden Tätigkeiten der Generalversamm-
lung gegenüber weisungsgebunden sein, diese Wei-
sungsbindung gilt aber – siehe vorstehend Pkt I.6. –
als für die Beurteilung des Vorliegens eines steuerli-
chen Dienstverhältnisses unbeachtliche „sachliche“
Weisungsbindung.

IV. Das Krankenversicherungs-
verhältnis der Geschäftsführer
einer RA-GmbH und die
Voraussetzungen dafür, die
Gruppenkrankenversicherung
wählen zu können

Allgemein ist bei GmbH-Geschäftsführern in jedem
Einzelfall zu prüfen, ob der Geschäftsführer
" als Dienstnehmer gem § 4 Abs 2 ASVG oder subsi-

diär;
" als Gesellschafter-Geschäftsführer einer der Kam-

mern der gewerblichen Wirtschaft angehörenden
GmbH gem § 2 Abs 1 Z 3 GSVG oder selbst als Mit-
glied einer dieser Kammern gem § 2 Abs 1 Z 1
GSVG oder subsidär;

" als „Freier“ Dienstnehmer gem § 4 Abs 4 ASVG
oder subsidär;

" als „Neuer Selbständiger“ gem § 2 Abs 1 Z 4 GSVG
pflichtversichert ist.

Bei Geschäftsführern einer RA-GmbH reduziert
sich diese Prüfreihenfolge auf die Pflichtversicherung
in der Krankenversicherung

" als „angestellte“ RA gem § 7 Z 1 lit e ASVG (siehe
nachstehend Pkt 1.) oder subsidiär;

" als „Neue Selbständige“ gem § 2 Abs 1 Z 4 GSVG,
allerdings mit „Opting Out“ gem § 5 GSVG (siehe
nachstehend Pkt 2.).

1. Geschäftsführer einer RA-GmbH sind deshalb nur
als iS des Arbeitsrechtes „angestellte“ RA nach dem
ASVG kranken- und unfallpflichtversichert, weil
" alle – auch die unselbständig tätigen – RA zwin-

gend an der Alters-Versorgungseinrichtung
(Teil A) ihrer RA-Kammer teilnehmen, daher gem
§ 5 Abs 1 Z 14 ASVG von der Vollversicherung
nach § 4 ASVG ausgenommen sind und deshalb
nicht der gesetzlichen Pensionspflichtversicherung
unterliegen;

" die Ausnahme von der Vollversicherung darüber hi-
naus bewirkt, dass RA weder als Dienstnehmer gem
§ 4 Abs 2 ASVG noch als „freie“ Dienstnehmer
gem § 4 Abs 4 ASVG krankenpflichtversichert sein
können und

" daher für unselbständig tätige RA nur die Teil-
pflichtversicherung in der Kranken- und Unfall-
versicherung gem § 7 Z 1 lit e ASVG unter der
Voraussetzung in Betracht kommt, dass der RA
im Einzelfall iS des Arbeitsrechtes „angestellt“
ist.21)

2. Die Krankenversicherungspflicht der selbständig tä-
tigen Geschäftsführer einer RA-GmbH – das „Opting
Out“ und seine Wahlmöglichkeiten.

Aufgrund des „Opting Out“ unterliegen alle RA
zwingend der Alters-Versorgungseinrichtung (Teil A)
ihrer RA-Kammer und damit aufgrund der Ausübung
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19) Nicht zuletzt deshalb kommt das „freie“ Dienstverhältnis, dessen
Anwendungsmöglichkeiten in den letzten Jahren von der Judikatur
immer mehr eingeengt worden sind (s Peschek/Unterrieder, Gibt
es noch freie Dienstnehmer? ecolex 2008, 988 ff; Schrammel, Ar-
beitsvertrag versus freier Dienstvertrag 25 ff und Kuras/Strohmayer,
Der „Freie“ Dienstvertrag – Anthologie aus einer Schaffensperiode
37 ff beide Beiträge in FS Bauer/Maier/Petrag), noch am ehesten
dort in Frage, „wo der freie Dienstnehmer selbst die Organisation do-
miniert (Vorstand) oder berufsrechtliche Rahmenbedingungen den
Inhalt der Tätigkeit (Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten, etc) vorgeben
oder ein abgeschlossener von den Vertragsparteien auch im Verhält-
nis zum Entgelt definierter Arbeitsvorgang außerhalb eines Betriebes
vom ‚freien‘ Dienstnehmer selbständig abgewickelt werden kann“
(Kuras/Strohmayer, aaO 38 und 63). Diese Aussage zum Einfluss
der berufsrechtlichen Rahmenbedingungen auf die Prüfung, ob ein
arbeitsrechtliches oder freies Dienstverhältnis vorliegt, hat deshalb
besonderes Gewicht, weil sie von Hon.-Prof. Dr. Gerhard Kuras, Hof-
rat des OGH, und Dr. Peter Strohmeyer, Hofrat des VwGH, getroffen
worden ist.

20) In diesem Sinne schon Hoffmann, AnwBl 1993, 151 ff.
21) Brief des Sozialministeriums v 7. 11. 2005, 21105/0052-II/A/2/

2005, an den ÖRAK sowie Aktenvermerk des HVSV über die Refe-
rentenbesprechung v 14. 9. 2005. Anders als die Dienstnehmer-Be-
griffe des Steuer- und des Arbeitsrechtes haben somit die sozialver-
sicherungsrechtlichen Dienstnehmer-Begriffe des § 4 Abs 2 und 4
ASVG für Rechtsanwälte und die Geschäftsführer einer RA-GmbH
keine Bedeutung!
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der Rechtsanwaltschaft nicht der gesetzlichen Pensi-
onsversicherung, hinsichtlich Krankenversicherung gilt
Folgendes:

Da RA-Gesellschaften nicht einer der Kammern der
gewerblichen Wirtschaft angehören, käme für die selb-
ständig tätigen Geschäftsführer einer RA-GmbH – so
wie für alle selbständig tätigen Rechtsanwälte – nur
die Krankenpflichtversicherung gem § 2 Abs 1 Z 4
GSVG (als sog „Neue Selbständige“) in Betracht: Da
jedoch alle RA-Kammern das „Opting Out“ beantragt
haben, besteht für die selbständig tätigen RA und als
selbständig tätig geltenden Geschäftsführer einer RA-
GmbH die Krankenversicherungspflicht gem § 5
GSVG, wobei zwischen
" der Gruppenkrankenversicherung;
" der Selbst-/Pflichtversicherung gem §§ 14a/14b

GSVG und
" der Selbstversicherung gem § 16 ASVG
gewählt werden kann.

Das „Opting Out“ hat also dazu geführt, dass für ih-
ren Beruf selbständig ausübende Rechtsanwälte und
Geschäftsführer einer RA-GmbH – so wie für die selb-
ständig tätigen Mitglieder fast aller anderen Kammern
der Freien Berufe – die gesetzlich vorgegebene Kran-
kenpflichtversicherung gem § 2 Abs 1 Z 4 GSVG, die
ohne „Opting Out“ eingetreten wäre, durch die nun-
mehr mit den drei Wahlmöglichkeiten bestehende
Krankenversicherungspflicht ersetzt worden ist, die
Gruppenkrankenversicherung wird daher auch als
„GSVG-Ersatz“ angesehen.

Diese Wahl ist für jeden selbständig tätigen RA und
Geschäftsführer einer RA-GmbH verpflichtend, auch,
wenn aufgrund einer anderen Erwerbstätigkeit (zB als
Dienstnehmer, Lehrbeauftragter, Aufsichtsrat oder
Landwirt), eines Bezuges von Kinderbetreuungsgeld
oder einer gesetzlichen Pension schon eine Pflichtver-
sicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung
(nach dem ASVG, B-KUVG, GSVG oder BSVG) be-
steht – in solchen Fällen allerdings reduziert auf die
Gruppenkrankenversicherung und die Pflichtversiche-
rung gem § 14b GSVG.22)

3. Je nach steuerlicher Zuordnung der Vergütungen,
die nicht wesentlich beteiligte Geschäftsführer einer
RA-GmbH erhalten, sieht ihr Krankenversicherungs-
verhältnis somit wie folgt aus:

a) Der Geschäftsführer ist aufgrund seiner Beteili-
gung der Generalversammlung gegenüber weisungsge-
bunden, nach den im Anstellungsvertrag getroffenen
Vereinbarungen besteht ein Dienstverhältnis gem
§ 47 Abs 2 EStG 1988, erster und zweiter Satz
(Pkt I.3.):

Es besteht Pflichtversicherung in der Kranken- und
Unfallversicherung gem § 7 Z 1 lit e ASVG, wenn
der Geschäftsführer „angestellter“ RA iS des Arbeits-
rechtes ist.

Wie bereits ausgeführt, unterliegen RA nur unter der
Voraussetzung der Kranken- und Unfallversicherung
nach dem ASVG, dass sie „angestellte“ RA iS des Ar-
beitsrechtes sind.20 , 23) Besteht zwar ein steuerliches
Dienstverhältnis, ist der Geschäftsführer aber nicht
„angestellter“ Geschäftsführer iS des Arbeitsrechtes,
tritt die Pflichtversicherung in der Kranken- und Un-
fallversicherung gem § 7 Z 1 lit e ASVG nicht ein,
das Krankenversicherungsverhältnis entspricht jenem,
das nachstehend unter Pkt b) dargestellt ist.

Die Konstellation, dass bei Geschäftsführern einer
RA-GmbH zwar ein steuerliches Dienstverhältnis be-
stehen kann, sie aber deshalb noch nicht iS des Arbeits-
rechtes „angestellte“ Geschäftsführer sein müssen, lässt
sich ua wie folgt begründen:
" Geschäftsführer einer RA-GmbH zählen insb auch

im Hinblick auf ihre Partner-Stellung nicht zu den
aus Sicht des Arbeitsrechtes schutzwürdigen und -be-
dürftigen Personen;

" sie selbst mitbestimmen de facto die Organisation der
in der Rechtsform einer GmbH geführten RA-Kanz-
lei, der sie angehören, und nehmen als Vertreter der
GmbH die Dienstgeberfunktion den Mitarbeitern
gegenüber wahr;

" dürfen schon aufgrund der für sie geltenden berufs-
rechtlichen Bestimmungen ausdrücklich nicht der
Generalversammlung gegenüber weisungsgebunden
sein und haben das uneingeschränkte Recht, Auf-
träge ohne Angabe von Gründen abzulehnen, wobei
der OGH berufsrechtliche Vorgaben in seine Ent-
scheidungen miteinfließen lässt24), und

" überdies ist für den OGH aus Sicht des Arbeitsrech-
tes – anders als für den VwGH aus Sicht eines steuer-
lichen Dienstverhältnisses – die Möglichkeit, den
Ablauf der Arbeit selbständig zu regeln und jederzeit
ändern zu können, also die Freiheit des „Kommens
und Gehens“, das Hauptmerkmal eines freien
Dienstvertrages.25)

b) Der RA-Geschäftsführer ist aufgrund seiner Beteili-
gung der Generalversammlung gegenüber weisungsge-
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22) Eine nähere Auseinandersetzung mit dem „Opting Out“ würde den
Rahmen unseres Beitrages sprengen, zum Krankenversicherungssys-
tem der Freien Berufe ist allerdings nur wenig Literatur zu finden, s
zuletzt Sedlacek, ASoK 2013, 122 ff und die dort in der FN 5 zitierten
Literaturstellen.

23) Damit kann aber bei RA ASVG-Pflicht nur als Folge der Lohnsteuer-
pflicht (§ 4 Abs 2 ASVG, dritter Satz: „Als Dienstnehmer gilt jeden-
falls auch, wer nach § 47 Abs 1 in Verbindung mit Abs 2 EStG
1988 lohnsteuerpflichtig ist“) nicht eintreten, ob im Einzelfall nicht
nur ein steuerliches, sondern auch ein arbeitsrechtliches Dienstver-
hältnis vorliegt, muss im Wege einer Vorfragenlösung gem § 38
AVG iVm § 357 Abs 1 ASVG geklärt werden.

24) Siehe OGH 10. 7. 2008, 8 ObA 55/07g zu einem Gefängnisarzt und
die Zitate in der FN 18.

25) OGH 29. 5. 2013, 9 ObA 53/13d; 18. 10. 2006, 9 ObA 96/06 t;
19. 12. 2007, 9 ObA 118/07d und die in der vorstehenden FN 24
zitierte Entscheidung.

Geschäftsführer einer RA-GmbH und Krankenversicherung
Autor: StB Prof. Werner Sedlacek und StB Dr. Wolfgang Höfle, Wien

Abhandlungen



634

bunden, sein Anstellungsvertrag ist nicht nur arbeits-,
sondern auch steuerrechtlich als freier Dienstvertrag
zu beurteilen (Pkt I.5.):

Es besteht verpflichtende Krankenversicherung im
Rahmen des Opting Out, mit der Möglichkeit, die
Gruppenkrankenversicherung21) zu wählen, keine Un-
fallversicherung.

c) Der RA-Geschäftsführer ist aufgrund seiner Betei-
ligung (mit gesellschaftsvertraglicher Sonderbestim-
mung) der Generalversammlung gegenüber nicht wei-
sungsgebunden (Pkt I.4.).

Da von der Teilpflichtversicherung in der Kranken-
und Unfallversicherung gem § 7 Z 1 lit e ASVG nur iS
des Arbeitsrechtes angestellte Rechtsanwälte erfasst
sind20 und die mit ihren Bezügen unter § 25 Abs 1
Z 1 lit b EStG 1988 fallenden Geschäftsführer einer
RA-GmbH schon infolge der aufgrund ihrer gesell-
schaftsrechtlichen Beziehung fehlenden Weisungsge-
bundenheit gegenüber der Generalversammlung nicht
in einem arbeitsrechtlichen Dienstverhältnis zur
GmbH stehen können, sind sie auch nicht in der Kran-
ken- und Unfallversicherung nach dem ASVG teil-
pflichtversichert, sondern können bzw müssen – trotz
Lohnsteuerpflicht (Pkt I.4.) – im Rahmen des „Opting
Out“ an der Gruppenkrankenversicherung21) teilneh-
men.26)

V. Verfahrensrechtliche Hinweise
Die nachstehenden Ausführungen sollen auf einige –

erst durch die Judikatur geklärte und daher allgemein
nicht so bekannte – verfahrensrechtliche Fragen im Zu-
sammenhang mit den GPLA – insb für die Fälle der
„Umqualifizierung“ von einkommensteuerpflichtigen
freien Dienstverhältnissen in lohnsteuerpflichtige
Dienstverhältnisse gem § 47 Abs 2 EStG 1988 mit
den daraus resultierenden Folgen – aufmerksam ma-
chen:

1. Lohnsteuer

" Die Geltendmachung der Lohnsteuerhaftung beim
Arbeitgeber liegt im Ermessen der Abgabenbe-
hörde.27)

" Bei Inanspruchnahme der Lohnsteuerhaftung hat
das Finanzamt das Ermessen zu begründen.28)

" Die (zwingende) direkte Inanspruchnahme des Ar-
beitnehmers gem § 83 Abs 2 EStG 1988 geht diesem
Ermessen daher vor, die Lohnsteuerhaftung gem
§ 82 EStG 1988 gilt gegenüber § 83 Abs 2 EStG
1988 nur subsidiär.29)

" Die direkte Inanspruchnahme des Arbeitnehmers ist
gem § 83 Abs 2 EStG 1988 insb vorgesehen, wenn er
aufgrund anderer nicht lohnsteuerpflichtiger Ein-
künfte gem § 41 Abs 1 EStG 1988 zu veranlagen ist

oder eine Veranlagung aufgrund seines Antrages
gem § 41 Abs 2 EStG 1988 durchgeführt wird.

" Ist der Arbeitnehmer bereits zur Einkommensteuer
veranlagt und hat er diese auch schon entrichtet,
kommt eine Lohnsteuerhaftung insoweit nicht mehr
in Betracht. Dies gilt auch, wenn zwar die Veranla-
gung noch nicht erfolgt ist, die Einkommensteuerer-
klärung aber schon abgegeben und die sich daraus er-
gebende Einkommensteuer im Wege der Voraus-
zahlung bereits entrichtet wurde.30)

Es kann die Haftungsinanspruchnahme auch nicht da-
durch erreicht werden, dass der Einkommensteuerbe-
scheid des Arbeitnehmers zu diesem Zwecke aufgeho-
ben wird.31)

2. Sozialversicherung

§ 4 Abs 2 ASVG, dritter Satz, bestimmt, dass (sozial-
versicherungsrechtlich) „als Dienstnehmer jedenfalls auch
gilt, wer nach § 47 Abs 1 in Verbindung mit Abs 2 EStG
1988 lohnsteuerpflichtig ist“.32)

Es wurde schon mehrmals darauf hingewiesen, dass
diese Folge bei Geschäftsführern einer RA-GmbH
nicht eintreten kann, weil alle RA gem § 5 Abs 1 Z 14
ASVG von der Vollversicherung nach § 4 ASVG aus-
genommen sind und der Teilpflichtversicherung in
der Kranken- und Unfallversicherung gem § 7 Z 1 lit e
ASVG nur unter der Voraussetzung unterliegen, dass
sie iS des Arbeitsrechtes „angestellte“ Rechtsanwälte
sind (siehe Pkt. IV.1 und nachstehend Pkt. 3.).

3. Arbeitsrecht

Da die Geschäftsführer einer RA-GmbH nur unter
der Voraussetzung gem § 7 Z 1 lit e ASVG in der ge-
setzlichen Kranken- und Unfallversicherung pflicht-
versichert sind, dass sie als „angestellte“ Rechtsan-
wälte in einem arbeitsrechtlichen Dienstverhältnis zu
ihrer GmbH stehen, ist in jedem Einzelfall im Wege
einer Vorfragenlösung zu klären, ob ein solches ar-
beitsrechtliches Dienstverhältnis vorliegt oder nicht.22)
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26) Art 4 Abs 9 Gruppen-Krankenversicherungsvertrag, s aber auch
Sedlacek/Brunner, AnwBl 2005, 391, Pkt IV.

27) Erlass des BMF 6. 4. 2006, 01013/0223-VI/2006 zu Treu und Glau-
ben; VwGH 25. 4. 2004, 2001/15/0152; 3. 8. 2004, 2000/13/0046.

28) Siehe dazu Ritz, BAO, Kommentar3 § 7 BAO Rz 5 ff.
29) Siehe die in der FN 27 genannten Erk des VwGH.
30) VwGH 3. 8. 2004, 2000/13/0046; 10. 4. 1985, 84/13/0004; s auch

LStR 2002, Rz 1211.
31) VwGH 25. 4. 2002, 2001/15/0152.
32) Zur Frage, wie qualifiziert die Lohnsteuerpflicht festgestellt sein

muss, damit sie – ausgenommen bei RA und Geschäftsführern einer
ZT-GmbH – bindend zur Sozialversicherungspflicht als Dienstnehmer
gem § 4 Abs 2 ASVG, dritter Satz, führen kann, s Höfle/Sedlacek in
GS Arnold, Die GmbH & Co KG, 465 f, und zuletzt VwGH 19. 12.
2012, 2010/08/0240 sowie dessen Besprechung durch Sedlacek,
SWK 2013, 372 ff.
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Autor: StB Prof. Werner Sedlacek und StB Dr. Wolfgang Höfle, Wien
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Diese Vorfrage wird sich insb in jenen Fällen stel-
len, in denen vom GPLA-Prüfer ein Dienstverhältnis
gem § 47 Abs 2 EStG 1988 festgestellt wird, da – wie
mehrmals ausgeführt – die Verknüpfung des § 4 Abs 2
ASVG, dritter Satz (lohnsteuerpflichtiges Dienstver-

hältnis gem § 47 Abs 2 EStG 1988 führt jedenfalls
zur Pflichtversicherung als Dienstnehmer gem § 4
Abs 2 ASVG) bei RA und damit auch bei Geschäfts-
führern einer RA-GmbH nicht zur Anwendung kom-
men kann.20)
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Einvernehmensrechtsanwalt und Prozessvollmacht
Von RA Univ.-Prof. Dr. Hubertus Schumacher, Innsbruck. Der Autor ist Rechtsanwalt in Innsbruck, Professor für Zi-
vilgerichtliches Verfahrensrecht an der Universität Innsbruck und Richter des Fürstlichen Obersten Gerichtshofs in
Liechtenstein.

Zwischen der Funktion des Einvernehmensrechtsanwalts und jener eines mit Prozessvollmacht gem § 31 ZPO
ausgestatteten Rechtsanwalts ist zu differenzieren. Das Pflichten- und Haftungspotenzial eines Einvernehmens-
rechtsanwalts, der sich überdies auf die Erteilung einer Prozessvollmacht gem § 30 Abs 2 ZPO beruft, ist un-
gleich größer, als jenes eines „Nur-Einvernehmensrechtsanwalts gesteigert“.

I. Der Einvernehmensrechtsanwalt
Gemäß § 5 Abs 1 EIRAG dürfen dienstleistende europä-
ische Rechtsanwälte in Verfahren, in denen sich die Partei
durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen muss, nur im
Einvernehmen mit einem in die Liste der Rechtsan-
wälte einer österr Rechtsanwaltskammer eingetragenen
Rechtsanwalt (Einvernehmensrechtsanwalt) handeln.1)
Diese Verpflichtung gilt nicht bei bloß relativer An-
waltspflicht.2) Dem Einvernehmensrechtsanwalt obliegt
es, beim dienstleistenden europäischen Rechtsanwalt
darauf hinzuwirken, dass er bei der Vertretung die Er-
fordernisse einer geordneten Rechtspflege beachtet.
Zwischen dem Einvernehmensrechtsanwalt und der
Partei kommt kein Vertragsverhältnis zustande, sofern
die Beteiligten nichts anderes bestimmt haben.3) Das
„Einvernehmen“ ist ausschließlich eine Vereinbarung
zwischen dem europäischen und dem österr Rechtsan-
walt, die dem Gericht durch beiderseitige Anzeige, sei
es durch übereinstimmende Schriftsätze oder einen ge-
meinsam gefertigten Schriftsatz, angezeigt wird.4)

So einfach diese Regelung klingt, so wenig wird in
der Praxis zwischen der Funktion des Einvernehmens-
rechtsanwalts einerseits und eines mit Prozessvollmacht
iSd § 31 ZPO ausgestatteten Rechtsanwalts differen-
ziert. Der „Praxisabschliff“ führt mitunter zur Vermen-
gung beider Funktionen, was durchaus erhebliche Kon-
sequenzen für den österr Anwalt haben kann.

II. Getrennte Funktionen:
Einvernehmensrechtsanwalt
und Prozessvertreter

Beachtet man die Bestimmungen des EIRAG, so stellt
man fest, dass der dienstleistende europäische Rechts-
anwalt die Stellung des inländischen Rechtsanwalts
auch in prozessualer Hinsicht einnimmt, vorausgesetzt,
dass er mit dem Einvernehmensrechtsanwalt handelt
und das Einvernehmen „bei der ersten Verfahrenshand-
lung gegenüber dem Gericht schriftlich“ nachgewiesen
wird5) (§ 5 Abs 2 EIRAG):6) Bei Ausübung ihrer Tätig-
keit, die mit der Vertretung des Mandanten im Bereich
der Rechtspflege zusammenhängt, haben dienstleis-

tende europäische Rechtsanwälte gem § 4 Abs 1
EIRAG „die Stellung eines in die Liste der Rechtsan-
wälte einer österreichischen Rechtsanwaltskammer ein-
getragenen Rechtsanwalts, insbesondere dessen Rechte
und Pflichten“. Hieraus ist zunächst zu entnehmen, dass
die Partei dem dienstleistenden europäischen Rechtsan-
walt Prozessvollmacht gem § 31 ZPO wirksam erteilen
kann und anderseits dieser sich auch gem § 30 Abs 2
ZPO auf die erteilte Vollmacht berufen kann. Da der
Einvernehmensrechtsanwalt nicht die Funktion eines
Prozessvertreters ausübt, sondern lediglich auf die Ein-
haltung der Erfordernisse der geordneten Rechtspflege
beim dienstleistenden Rechtsanwalt hinzuwirken hat
(§ 5 Abs 1 EIRAG), muss ihm eine Prozessvollmacht
nicht erteilt werden. Seine Funktion als „Einverneh-
mensrechtsanwalt“ leitet sich aus demGesetz ab, er tritt
nicht als Prozessvertreter auf. Wird das Einvernehmen
dem Gericht nachgewiesen, muss der Einvernehmens-
rechtsanwalt auch nicht in der Verhandlung mit dem
dienstleistenden Rechtsanwalt anwesend sein.7) Der
Einvernehmensrechtsanwalt hat den dienstleistenden
Rechtsanwalt hinsichtlich der formalen Erfordernisse
gemäß denVerfahrensgesetzen zu belehren und auf ihre
Einhaltung zu achten. Wie weit diese Überwachungs-
pflicht geht, ist freilich ungeklärt, wird aber mE nicht
über eine bloße Formalkontrolle der Schriftsätze und
Protokolle hinausgehen. Es besteht mE auch keine Ver-
pflichtung des Einvernehmensrechtsanwalts zurmateri-
ellen Beratung in der Sache, weder zu Rechtsfragen des
formellen noch des materiellen Rechts.
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1) Dies gilt auch in eigener Sache: OGH 28. 7. 2004, 7 Ob 135/04 k JBl
2005, 51 = SZ 2004/114.

2) OGH 26. 6. 2008, 2 Ob 102/08a iFamZ 2009/35, 25 = EFSlg
122.034.

3) Hiezu Pfeifenberger, Der ausländische Rechtsanwalt im inländischen
gerichtlichen Verfahren, RZ 2001, 273.

4) Zutr Pfeifenberger, RZ 2001, 276.
5) Fehlender Nachweis ist verbesserbar: OGH 3. 9. 2008, 3 Ob 162/

08g Zak 2008/772, 438 = JBl 2009, 326; 15. 12. 2009, 9 Ob 68/
09d; zur Säumnis infolge Nichtverbesserung während der Verbesse-
rungsfrist OGH 23. 6. 2009, 3 Ob 106/09y EvBl 2009/146, 1004 =
Zak 2009/518, 319.

6) Vgl etwa OGH 17. 12. 2008, 2 Ob 256/08y.
7) OLG Graz 22. 12. 2008, 5 R 230/08w AnwBl 2009/8178, 129 (zust

von Kopp Ostrowski).
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Für Zustellungen in gerichtlichen Verfahren mit
Anwaltspflicht kann dienstleistenden europäischen
Rechtsanwälten gem § 6 EIRAG aufgetragen werden,
einen Zustellungsbevollmächtigten namhaft zu ma-
chen. Dieses Erfordernis richtet sich an den Rechtsan-
walt, nicht an seine Partei.8) Wurde kein Zustellungsbe-
vollmächtigter namhaft gemacht, so gilt in Verfahren
mit Anwaltspflicht der Einvernehmensrechtsanwalt als
Zustellungsbevollmächtigter (§ 6 letzter Satz EIRAG).
Regelmäßig stellen die Gerichte auch dem Einverneh-
mensrechtsanwalt zu. Besteht das Einvernehmen nicht
mehr und wird dies dem Gericht bekanntgegeben, so
muss demgemäß der dienstleistende europäische
Rechtsanwalt zunächst aufgefordert werden, einen Zu-
stellungsbevollmächtigten bekanntzugeben, andernfalls
in sinngemäßer Anwendung des § 10 Abs 1 ZustellG
das Schriftstück durch Übersendung an eine dem Ge-
richt bekannte Zustelladresse zuzustellen ist.9)

III. Vermengung Einvernehmens-
rechtsanwalt und
Prozessbevollmächtigter

In der Praxis zeigt sich freilich,10) dass mitunter – sei es
bewusst oder auch unbewusst – die Funktionen vonEin-
vernehmensrechtsanwalt und Prozessbevollmächtigtem
vermengt werden:Wird etwa im schriftlichenNachweis
des Einvernehmens dem Gericht gegenüber auch be-
hauptet, dass beiden Anwälten „Prozessvollmacht er-
teilt“ wurde und der österr Rechtsanwalt (auch) als Ein-
vernehmensrechtsanwalt iSd § 5 Abs 1 EIRAG tätig
wird, so kommen auf den österr Rechtsanwalt auch alle
Verpflichtungen aus dem Titel eines Prozessbevoll-
mächtigten zu: Aufgrund seiner Erklärung (§ 30 Abs 2
ZPO) ist er nun im Prozess gemeinsam mit dem dienst-
leistenden Rechtsanwalt Träger einer Prozessvoll-
macht.11) Im Fall fehlerhafter Prozessführung des
dienstleistenden europäischen Rechtsanwalts wird der
Partei gegenüber nur schwer argumentierbar sein,
man habe nur irrtümlich eine Vollmacht behauptet
und bestehe zwischen dem österr Rechtsanwalt und
der ausländischen Partei kein Auftrags- und Voll-
machtsverhältnis, das zur Einhaltung anwaltsspezifi-
scher Sorgfaltspflichten (§ 1299ABGB) verhalten hätte.
Daher wird der Einvernehmensrechtsanwalt in den Fäl-
len einer Vollmachtsbehauptung gem § 30 Abs 2 ZPO
auch für (oft sogar naheliegende) prozessuale Fehler
des dienstleistenden europäischen Rechtsanwalts he-
rangezogen werden können. An die bei Aufklärungsfeh-
lern zweier Rechtsanwälte von der Judikatur12) ausge-
sprochene Solidarhaftung im Fall des conditio sine qua
non-Verhältnisses ihrer Fehler sei in diesem Zusam-
menhang erinnert. Wenn der Einvernehmensrechtsan-
walt also von vornherein „nur“ Einvernehmensrechts-

anwalt sein und nicht prozessual tätig werden will, dann
kann die Berufung auf eine erteilte Vollmacht gem § 30
Abs 2 ZPO für ihn problematisch werden.

IV. Widerruf des Einvernehmens und
Kündigung der Prozessvollmacht

Das einmal hergestellte Einvernehmen muss nicht bei
jeder einzelnen Verfahrenshandlung neuerlich nachge-
wiesen werden, sondern es gilt das Einvernehmen auf-
grund gesetzlicher Vermutung solange, als ein schriftli-
cher Widerruf gegenüber dem zuständigen Gericht
nicht erfolgt ist.13) Auch hier ist zu berücksichtigen:
Die Beendigungen der Funktionen als Einvernehmens-
rechtsanwalt einerseits und des Vollmachtsverhältnisses
andererseits sind voneinander klar zu trennen: Ein Wi-
derruf des Einvernehmens ist gem § 5 Abs 2 EIRAG
dem Gericht schriftlich mitzuteilen. Demgegenüber
ist Widerruf und Kündigung einer Prozessvollmacht
im Anwaltsprozess auch dem Gegner mitzuteilen und
zudem erst dann prozessrechtlich wirksam, wenn auch
die Bestellung eines anderen Rechtsanwaltes von der
Partei angezeigt wird (§ 36 Abs 1 ZPO). Ohne entspre-
chende Prozesserklärung ist dies nicht schon per se der
dienstleistende europäische Rechtsanwalt. Naheliegend
ist in diesen Fällen die irrige Meinung, man sei schon
durch die Mitteilung des Widerrufs des Einverneh-
mens an das Gericht „außer Obligo“ und allfällige Zu-
stellungen von Gerichtsstücken erfolgen offenbar auf-
grund eines Gerichtsfehlers, jedenfalls aber unwirksam.
Wurde vom Einvernehmensrechtsanwalt bloß mitge-
teilt, dass das Einvernehmen nicht mehr bestehe, so
ist dies nach der strengen prozessrechtlichen Ausle-
gung, bei der objektive Maßstäbe anzulegen sind und
nicht der Parteiwille zu erforschen ist,14) nur als Wider-
ruf der Funktion des Einvernehmensrechtsanwalts iSd
§ 5 Abs 2 EIRAG anzusehen, erfüllt jedoch nicht die
Voraussetzungen einer wirksamen Kündigung bzw ei-
nes Widerrufs der Prozessvollmacht gem § 36 Abs 1
ZPO. Bleibt daher die Partei in Wirklichkeit weiterhin
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8) OGH 3. 9. 2008, 3 Ob 162/08g Zak 2008/772, 438 = JBl 2009, 326.
9) Zur Rechtslage vor dem BRÄG 2013 und der Änderung des § 10

ZustG durch BGBl I 2013/33 vgl OGH 28. 7. 2004, 7 Ob 135/04 k
JBl 2005, 51 = SZ 2004/114.

10) Vgl den Sachverhalt in OGH 2 Ob 100/11m AnwBl 2011, 449 = Zak
2011/557, 298.

11) Zur Vollmachtsbehauptung vgl Schumacher, Die „Berufung auf die
erteilte Vollmacht“, in Barta/Radner/Rainer/Scharnreiter (Hrsg), FS
Martin Binder (2010) 183.

12) OGH 26. 11. 1996, 4 Ob 2319/96 z JBl 1997, 245 (Dullinger) = eco-
lex 1997, 494 = RdW 1997, 396 = AnwBl 1997, 521; Schacherreiter
in Kletečc

v
ka/Schauer, ABGB-ON1.01 § 1299 Rz 32.

13) OGH 16. 4. 2002, 10 ObS 416/01 a RdW 2002/501, 535; vgl Hem-
pel, Der europäische Rechtsanwalt vor den österreichischen Gerich-
ten, LJZ 1998, 73 (80).

14) RIS-Justiz RS0097531; RS0037416; OGH 22. 6. 2011, 2 Ob 100/
11m Zak 2011/557, 298 = AnwBl 2011, 449.
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durch zwei Prozessvertreter vertreten, so könnten die
bereits aus den Fällen des fehlerhaften Vollmachts-
wechsels bekannten Probleme auftreten: Bis zu dem
Zeitpunkt einer prozesswirksamen Aufhebung eines
Vollmachtsverhältnisses wird nämlich der bisherige
Vertreter weiterhin als Prozessbevollmächtigter ange-
sehen. Gerichtliche Zustellungen, also auch die amts-
wegig erfolgenden, sind an den bisherigen Prozess-
bevollmächtigten vorzunehmen, so dass Rechtsmittelf-
risten ausgelöst werden.15) Dem ausländischen Prozess-
vertreter, der in der Folge das Schriftstück zugemittelt
erhält, steht nur mehr ein Teil der Rechtsmittelfrist zur
Verfügung. Diese typischerweise zur Versäumung von
Rechtsmittelfristen neigende Situation kann allzu leicht
allein dadurch eintreten, dass die seinerzeitige kürzel-
hafte Erklärung der Vollmachtserteilung gem § 30
Abs 2 ZPO auf dem schriftlichen Einvernehmensnach-
weis in ihrer Rechtswirkung nicht bedacht oder später-
hin schlicht vergessen wird.

Im Sachverhalt der E OGH 2 Ob 100/11m16) ver-
hielt es sich umgekehrt: Mit Schriftsatz erklärte der bis-
lang sowohl als Prozessvertreter als auch als Einverneh-
mensrechtsanwalt einschreitende österr Rechtsanwalt,
dass das bestehende Vollmachtsverhältnis zur Klägerin
aufgelöst wurde. Zur darauf folgenden Verhandlung
schritt für die Klägerin ein anderer österr Rechtsanwalt
allerdings als Einvernehmensrechtsanwalt, begleitet
vom deutschen Rechtsanwalt, ein. Der OGH meinte
mit Recht, dass der Widerruf der Vollmacht nicht
zwingend auch den Widerruf des Einvernehmens be-
deuten muss, jedoch weise die Bestellung eines neuen
Einvernehmensrechtsanwalts doch in diese Richtung.
Allfällige Zweifel des ErstG wären durch Erörterung
in der Verhandlung auszuräumen gewesen. Im konkre-
ten Fall bestanden aber diese Zweifel für das ErstG
nicht, so dass die Zustellung des Urteils an den bisheri-
gen Einvernehmensrechtsanwalt unwirksam und die
Zustellung an den neu bestellten Rechtsanwalt nachzu-
holen war. Die Entscheidung zeigt, dass die beiden
Funktionen in der gerichtlichen Auslegung durchaus
getrennt gesehen werden und der OGH daher auch
in Fällen bloßen Widerrufs des Einvernehmens poten-
ziell von einer aufrecht bleibenden Prozessvollmacht
ausgehen wird.

V. Fazit
Diese Überlegungen sollen zeigen, dass eine Tren-
nung der beiden Funktionen, Einvernehmensrechts-

anwalt einerseits und Prozessbevollmächtigter ande-
rerseits, im Auge zu behalten ist: Wer beide Funktio-
nen ausüben will, was freilich in einer entsprechenden
Honorarvereinbarung seinen Niederschlag finden
sollte, möge darauf achten, dass diesfalls die Verant-
wortlichkeit für die korrekte Prozessführung des
dienstleistenden europäischen Rechtsanwaltes erheb-
lich gesteigert ist. In diesem Fall erteilt die Partei
dem Einvernehmensrechtsanwalt und dem europä-
ischen dienstleistenden Rechtsanwalt Prozessvoll-
macht, sodass ein österr Rechtsanwalt eine völlig an-
dere Aufgabenstellung übernimmt als jene, die ein
bloßer „Einvernehmensrechtsanwalt“ gem § 5 Abs 1
EIRAG zu erfüllen hat. Diesem obliegt es lediglich,
beim dienstleistenden europäischen Rechtsanwalt da-
rauf hinzuwirken, dass er bei der Vertretung die „Erfor-
dernisse einer geordneten Rechtspflege beachtet“ und im
häufigen Fall der Funktion als Zustellbevollmächtigter
auch die rechtzeitige Weiterleitung von Schriftstücken
verbunden mit Hinweisen auf den Ablauf einer
Rechtsmittelfrist. Das Pflichtenbouquet des Einver-
nehmensrechtsanwalts ist freilich noch nicht geklärt.
Wird aber auch Prozessvollmacht iSd § 31 ZPO über-
nommen, dann muss auf die prozessuale „Gebarung“
des europäischen dienstleistenden Rechtsanwalts ge-
nauestens geachtet werden, um nicht in den „Strudel“
einer möglichen Solidarhaftung bei prozessualen Feh-
lern des ausländischen Rechtsanwalts gezogen zu wer-
den. Überdies ist darauf zu achten, dass das Voll-
machtsverhältnis nur entsprechend den Voraussetzun-
gen des § 36 Abs 1 ZPO aufgehoben wird, sohin im
Anwaltsprozess mit Schriftsatz auch an den Gegner
und mit Anzeige der Bestellung eines anderen Rechts-
anwalts, während der Widerruf des Einvernehmens
bloß einer schriftlichen Erklärung an das Gericht be-
darf (§ 5 Abs 2 Satz 2 EIRAG). Wer also nur „Einver-
nehmensrechtsanwalt“ sein will, sollte dies auch in sei-
nem Schriftsatz an das Gericht deutlich erklären, je-
denfalls ohne die sonst übliche Floskel der erteilten
Vollmacht mit aufzunehmen.

15) Vgl OGH 1 Ob 546/77 AnwBl 1977, 354 (Strigl); 3 Ob 74, 75/89
Anw 8/1990, 451 (Graff); 3 Ob 108/91 AnwBl 1992, 673; 4 Ob
102/04k RdW 2004/546, 600; Zib in Fasching/Konecny (Hrsg), Kom-
mentar zu den Zivilprozeßgesetzen2 II/1 (2002) § 36 Rz 18.

16) AnwBl 2011, 449 = Zak 2011/557, 298.
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Die grenzüberschreitenden zivilrechtlichen
Vollstreckungsmechanismen in der EU
Von RA Peter Pietsch, Fürstenfeldbruck. Der Verfasser lebt zum Teil in Wien, ist deutscher Fachanwalt für Familien-
recht und spezialisiert auf Internationales Privatrecht. Er ist Mitautor von Werken über den internationalen Rechts-
verkehr und das internationale Kindschafts- und Eherecht. Verschiedene Publikationen befassen sich mit der interna-
tionalen Rechtsverfolgung und vor allem dem Vollstreckungsrecht.

Die EU hat sich zum Ziel gesetzt, einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zu erhalten und weiter-
zuentwickeln. Dazu gehören auch Erleichterungen bei der Vollstreckung über Grenzen hinweg. Im Rahmen
dessen hat der Europäische Rat schon 1999 die Abschaffung von Zwischenmaßnahmen gefordert, die damals
für die Anerkennung und Vollstreckung einer in einem anderen Mitgliedstaat als dem Vollstreckungsstaat ergan-
genen Entscheidung erforderlich waren. In der Tagung des Europäischen Rates vom November 2004 wurde fest-
gelegt, dass das vorgesehene Maßnahmenprogramm für die gegenseitige Anerkennung bis zum Jahr 2011 abge-
schlossen sein soll, wozu der Rat und die Kommission im Juni 2005 ein gemeinsames Aktionsprogramm aufge-
legt haben, um diese Maßnahmen umzusetzen. Seither sind etliche Verordnungen ergangen, die eine grenzüber-
schreitende Vollstreckung erleichtern.
Der vorliegende Beitrag legt in Zusammenschau dar, unter welchen Voraussetzungen die Erleichterungen aus-
geübt werden können, welche notwendigen Voraussetzungen für eine Titulierung jeweils beim Ausgangsgericht
bestehen und was im Vollstreckungsstaat ggf zu beantragen und vorzulegen ist. Zur Exekution eines österr Titels
in Deutschland wird auf die Rechtsvorschriften in Deutschland besonders eingegangen. Aufgezeigt wird ferner,
welche Rechtsbehelfe dem Schuldner jeweils zustehen.

I. Grundsätzliches
1. Entscheidungsstaat – Vollstreckungsstaat

Die Zwangsvollstreckung einer zivilrechtlichen Forde-
rung aus einem innerhalb der EU ergangenen Titel ist
im gesamten EU-Raum aufgrund der ergangenen EU-
Verordnungen relativ einfach und problemlos, wenn-
gleich es notwendig ist, die Anwendbarkeit der jeweils
anzuwendenden Verordnungen zu beachten und im
Vollstreckungsstaat verschiedene zusätzliche Doku-
mente vorzulegen.

Zwei Fallgestaltungen sind zu unterscheiden:
" die Vollstreckung eines ausländischen EU-Titels im

Inland,
" die Vollstreckung eines inländischen Titels im EU-

Ausland.
Soweit die EU Vorschriften für die Anerkennung eines
fremdländischen Titels erlassen hat, sind die Mechanis-
men in beiden Fällen ident. Allein die Ausführungsvor-
schriften hierzu sind nationales Recht. Jedes Land hat
auch seine eigenen Vollstreckungsvorschriften und
Vollstreckungsschritte, die es im Vollstreckungsland
zu beachten gilt.

2. Vollstreckung im EU-Ausland

Geht es um die Vollstreckung eines inländischen Titels
im EU-Ausland, so lohnt meist dieMühe nicht, sich mit
dem ausländischen Vollstreckungsrecht auseinanderzu-
setzen. Zum großen Teil ist die ausländische Denkart
der Gesetzgebung für die einzelnen Vollstreckungs-

schritte für einen inländischen Juristen kompliziert
und manchmal unverständlich und zwar ungeachtet
der Sprachbarrieren. Deshalb sollte zur Erreichung
der ausländischen Vollstreckungsklausel und zur Voll-
streckung selbst im EU-Ausland besser ein ausländi-
scher Kollege im Vollstreckungsstaat beauftragt wer-
den, der allerdings mit den notwendigen Vollstre-
ckungsunterlagen, wie dies nachführend aufgezeigt ist,
zu versorgen ist. Zur Beantragung der ausländischen
Vollstreckungsklausel sollte allerdings nicht unbedingt
davon ausgegangen werden, dass der ausländische Kol-
lege die europäischen Vollstreckungsmechanismen
kennt. Darum sollte er neben den notwendigen Infor-
mationen über den Vollstreckungsschuldner und den
notwendigen Dokumenten auch mit den einschlägigen
Verordnungen der EU in seiner eigenen Sprache ver-
sorgt werden. Diese können aus den Amtsblättern der
EU in allen EU-Sprachen heruntergeladen werden.1)

Eine Ausnahme mag für Deutschland gelten, da es
kaum Sprachbarrieren gibt. Die notwendigen Schritte
zum Erhalt einer deutschen Vollstreckungsklausel wer-
den aufgezeigt. Die einfache Zwangsvollstreckung er-
folgt in Deutschland ohne Exekutionsbewilligung und
in formloser Art2) an das Amtsgericht,3) in dessen Bezirk

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/11

1) Im Internet unter http://publications.europa.eu
2) An die Verteilerstelle für Gerichtsvollzieheraufträge des Amtsge-

richts. Diese teilt sie dem zuständigen Gerichtsvollzieher zu. Formlo-
ser Antrag auf Zwangsvollstreckung. Gebühren österr Anwälte sind
nach hM auf die Gebühren eines deutschen Anwalts beschränkt.

3) Alle Orte sind im Internet zu finden. Das zuständige Amtsgericht ist
in der Regel benannt.
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sich der Schuldner befindet. Für die Beantragung eines
Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses, des Antrags
auf Betretungsrecht der Wohnung oder die Vermö-
gensauskunft müssen in Deutschland Formblätter ver-
wendet werden, die sämtlich im Internet heruntergela-
den werden können.4)

3. Sonderfall Dänemark

Im Amsterdamer Vertrag5) wurde in Art 69 vereinbart,
dass die EU Verordnungen schaffen darf, die in allen
EU-Staaten direkt anwendbar sind.Dänemark, dasVer-
einigte Königreich und Irland haben ihre Teilnahme
ausgeschlossen, wobei sich Irland und das Vereinigte
Königreich jedoch vorbehalten haben, nachträglich
noch zuzustimmen,6) was bisher auch stets erfolgt ist.
Dänemark hat diesen Zustimmungsvorbehalt allerdings
versäumt,7) mit der Folge, dass die Rechtsetzung der EU
in Form von direkt anwendbaren Verordnungen für
Dänemark keine Wirkung hat, weil die Verordnungen
dort nicht gelten. Dieses Dilemma konnte schließlich
entschärft werden durch einen völkerrechtlichen Ver-
trag zwischen der EU und demKönigreich Dänemark,8)
wonach inDänemark seit dem 1. 7. 2007 wenigstens die
EuGVO9) und EuZVO10) anwendbar sind.11)

Die Folge ist nun, dass auf dem Gebiet der Vollstre-
ckung die EuGVO in allen Ländern der EU, inklusive
Dänemark, anzuwenden ist. Damit gelten für Däne-
mark auch die Ausführungen zu II.1, nicht jedoch alle
übrigen Ausführungen zu den weiteren EU-Verord-
nungen, weil diese allesamt in Dänemark keine Anwen-
dung finden. Für Dänemark sind Titulierungen aus an-
deren EU-Mitgliedstaaten, auch wenn sie aufgrund
einer einschlägigen EU-Verordnung ergangen sind,
einfache nationale Entscheidungen, die nur mittels
EuGVO zur Vollstreckung in Dänemark geführt wer-
den können. Umgekehrt kann innerhalb der EU zur
Vollstreckung eines Titels aus Dänemark nur die
EuGVO angewandt werden.

II. Vollstreckung mit Exequatur
Ein Exequatur ist die Vollstreckbarkeitserklärung. Das
heißt, dass ein ausländischer Titel im Vollstreckungs-
staat erst dann vollstreckt werden kann, wenn er im
Vollstreckungsstaat anerkannt wurde und mit einer in-
ländischen Vollstreckungsklausel versehen wurde. Das
geschieht in der Regel durch einen Antrag, der kein
Zwischenverfahren sein soll.12)

Derzeit gibt es auf dem Gebiet des Zivilrechts zwei13)
anwendbareEU-Verordnungenmit vorgesehenemExe-
quatur, welche eine erleichterte Vollstreckung vorsehen:

1. EuGVO14)

VO (EG) 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zu-
ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von

Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen v 22. 12.
200015)

Diese Verordnung ist aus der ursprünglich unter den
Mitgliedstaaten noch als völkerrechtlicher Vertrag ent-
standenen EuGVÜ16) hervorgegangen. Sie gilt in allen
Mitgliedstaaten der EU, inklusive Dänemark. Sie ist
bis zum heutigen Tage der größte Meilenstein des
EU-Vollstreckungsrechts und das Fundament für alle
danach ergangenen Verordnungen.17) Die Vollstre-
ckung ist nach Exequatur nach den in der Verordnung
benannten Bedingungen möglich.

a) Sachliche Anwendbarkeit

Anzuwenden ist die Verordnung gem Art 1 EuGVO
bezüglich aller Titel aus dem Gebiet des Zivil- und
Handelsrechts, ohne dass es auf die Gerichtsbarkeit
ankommt, damit auf zivilrechtliche Urteile (auch aus zi-
vilrechtlichen Ansprüchen aus strafrechtlichen Adhäsi-
onsverfahren),18) Beschlüsse (auch Kostenfestsetzungs-
beschlüsse), Vollstreckungsbescheide, Vergleiche, so-
wie auch Unterhaltsentscheidungen inklusive Unter-
haltsurkunden.19)

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/11

4) Google.de unter „Zwangsvollstreckung“ unter Verweis auf alle Justiz-
verwaltungen der Länder. ZB NJW-Justiz Zwangsvollstreckung >
Zwangsvollstreckung (Formblätter auch für formlose Anträge).

5) Vom 2. 10. 1997, BGBl 1998 II S 387 (454), in Kraft getreten am
1. 5. 1999 gemäß Bek v 6. 4. 1999 (BGBl 1999 II S 296). Alle Anga-
ben Bundesgesetzblatt beziehen sich auf das deutsche BGBl.

6) Art 3 Protokoll Nr 4 Amsterdamer Vertrag.
7) Was für Dänemark peinlich und für den Rest der EU ärgerlich war.
8) Aus völkerrechtlicher Sicht etwas seltsam, weil Dänemark selbst Mit-

glied der EU ist.
9) Vergl Ausführungen zu II.1.

10) VO (EG) 1393/2007 über die Zustellung gerichtlicher und außerge-
richtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mit-
gliedstaaten („Zustellung von Schriftstücken“) und zur Aufhebung
der VO (EG) 1348/2000 des Rates v 13. 11. 2007 (ABl [EU] L
2007/94, 70).

11) ABl (EU) L 2007/94, 70.
12) Nach dem Willen des Verordnungsgebers gemäß den Erwägungs-

gründen der Verordnungen. In Österreich mit der Exekutionsbewilli-
gung; in Deutschland allerdings mit eigenem Antragsverfahren, weil
es keine Exekutionsbewilligung gibt.

13) Anwendbar ist ab 17. 8. 2015 darüber hinaus die VO (EU) 650/2012
über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen und die Annahme und Voll-
streckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie zur Einführung
eines Europäischen Nachlasszeugnisses v 4. 7. 2012 (ABl [EU] L
2012/201, 107).

14) Auch als EuGVVO oder Brüssel I-VO bezeichnet.
15) ABl (EG) L 2001/12, 1.
16) Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und Vollstre-

ckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen v
27. 9. 1968 (BGBl 1972 II 773).

17) Seit 14. 12. 2010 liegt der Entwurf der Kommission vor (KOM
[2010] 748 endg), wonach das Exequatur nach dieser Verordnung
abgeschafft werden soll.

18) Vgl Geimer/Schütze (Pörnbacher), Internationaler Rechtsverkehr in
Zivil- und Handelssachen Anm 2 zu 540·62.

19) So hM, weil sich der Unterhaltsanspruch auf einen zivilrechtlichen
Anspruch stützt (vgl Geimer/Schütze, Anm 8 zu 540·66).
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Ausgeschlossen sind nach Art 1 Abs 2 EuGVO
Steuer- und Zollsachen, verwaltungsrechtliche Angele-
genheiten, Personenstandssachen, gesetzliche Vertre-
tungen natürlicher Personen, eheliche Güterstände,
Erbrecht einschließlich Testamentsrecht, Konkurse
und ähnliche Verfahren, soziale Sicherheit und
Schiedsgerichtsbarkeit.

b) Zeitliche Anwendbarkeit

Grundsätzlich ist die Verordnung gem Art 66 Abs 1
EuGVO anwendbar, wenn die dem Titel zugrunde lie-
gende Klage oder die Urkunde zu einem Zeitpunkt er-
hoben bzw aufgenommen war, nachdem die Verord-
nung im Ursprungs- wie auch im Vollstreckungsstaat
in Kraft getreten ist. Das war für die damaligen Mit-
gliedstaaten der 1. 3. 2002.20) Weitere Staaten sind
durch ihre Mitgliedschaft hinzugekommen.21) Für Kla-
gen vor Inkrafttreten der Verordnung, aber Entschei-
dungen nach Inkrafttreten sieht Art 66 Abs 2 EuGVO
weitere besonders geregelte Anwendbarkeiten vor.

c) Anerkennung

Für eine Anerkennung eines ausländischen Titels be-
darf es gem Art 33 EuGVO keines besonderen Verfah-
rens. Ist die Anerkennungsfähigkeit allerdings Gegen-
stand eines Streits, so kann die Anerkennung im Wege
einer Feststellung22) beantragt werden; ist die Anerken-
nung Vorfrage in einem Prozess, kann dieses Gericht
darüber entscheiden.23)

d) Voraussetzung für die Vollstreckung

Wenn der Titel im Entscheidungsstaat für vollstreck-
bar erklärt wurde; im Vereinigten Königreich, wenn
die Registrierung erfolgt ist (Art 38 EuGVO).

e) Zuständigkeit für den Exequaturantrag

Sachlich: In jedem EU-Land jene Stelle gem Anh II der
VO (Art 39 Abs 1 EuGVO). In Deutschland: das Land-
gericht, bei öffentlichen Urkunden ein Notar. In Öster-
reich: das Bezirksgericht im Rahmen der Exekutionsbe-
willigung.

Örtlich: Wohnsitz des Schuldners oder Ort der Voll-
streckung (Art 39 Abs 2 EuGVO).

f) Ausführungsvorschriften für die Erteilung
des Exequatur

Es ist das Recht des Vollstreckungsstaates maßgeblich
(Art 40 Abs 1 EuGVO).

In Deutschland: das AVAG24) gemäß dessen § 1
Abs 2a.

Eine Vertretung durch einen Anwalt ist im ersten
Rechtszug in Deutschland nicht notwendig (§ 6 Abs 3
AVAG).

g) Zu beantragen ist dabei

Formloser Antrag, dass der ausländische EU-Titel mit
einer inländischen Vollstreckungsklausel versehen wer-
den soll.

h) Vorzulegen sind dazu

" eine Ausfertigung der Entscheidung, welche die für
ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen er-
füllt (Art 53 Abs 1 EuGVO),

" Bescheinigung der Entscheidungsstelle im Ur-
sprungsstaat nach Formblatt im Anhang V der Ver-
ordnung (Art 54 EuGVO), die auch binnen einer ge-
setzten Frist nachgereicht werden kann oder auf die
verzichtet werden kann (Art 55 Abs 1 EuGVO),

" auf Verlangen eine beglaubigte Übersetzung der Ur-
kunden (Art 55 Abs 2 EuGVO).

i) Die Entscheidung ergeht

Unverzüglich, sobald die Förmlichkeiten nach Art 53
EuGVO erfüllt sind, ohne Anhörung des Antragsgeg-
ners und ohne Prüfung der Anerkennungsfähigkeit
(Art 41 EuGVO). Das rechtliche Gehör ist damit in
das Rechtsmittelverfahren verschoben.

In Deutschland: Die Entscheidung erfolgt durch den
Vorsitzenden der Zivilkammer durch Beschluss gem
§ 8 AVAG. Eine mündliche Verhandlung findet nach
§ 6 Abs 2 AVAG nur statt, wenn der Antragsteller damit
einverstanden ist und die Erörterung der Beschleunigung
dient. Nach Beschluss wird die Vollstreckungsklausel
durch denUrkundsbeamten gem § 9AVAG ausgefertigt.

In Österreich: mit der Exekutionsbewilligung.
Sobald die nationale Vollstreckungsklausel im Voll-

streckungsstaat angebracht ist, kann mit Titel und nati-
onaler Vollstreckungsklausel vollstreckt werden.25)
Diese Vollstreckung ist jedoch bis zum Ablauf der
Rechtsmittelfrist auf eine Sicherungsvollstreckung be-
schränkt (Art 47 Abs 3). Erst danach kann unbe-
schränkte Vollstreckung erfolgen.

In Deutschland: Zeugnis nach § 23 Abs 2 Z 1 AVAG
wenn kein Rechtsmittel eingelegt.

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/11

20) Damals nicht jedoch für Dänemark (vgl Erwägungsgründe 21 und 22
der Verordnung). Für Dänemark erst ab 1. 7. 2007. Vgl dazu Ausfüh-
rungen zu I.3.

21) Für Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien,
Tschechische Republik, Ungarn, Zypern seit 1. 5. 2004; für Bulgarien
und Rumänien seit 1. 1. 2007; für Kroatien seit 1. 7. 2013.

22) Art 33 Abs 2.
23) Art 33 Abs 3.
24) Gesetz zur Ausführung zwischenstaatlicher Verträge und zur Durch-

führung von Verordnungen und Abkommen der Europäischen Ge-
meinschaft auf dem Gebiet der Anerkennung und Vollstreckung in
Zivil- und Handelssachen (Anerkennungs- und Vollstreckungsaus-
führungsgesetz) idF v 3. 12. 2009 (BGBl I, S 3881).

25) Seit 14. 12. 2010 liegt der Entwurf der Kommission vor (KOM
[2010] 748 endg), wonach das Exequatur nach der Verordnung ab-
geschafft werden soll.
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Bei gerichtlicher Entscheidung, Vorlage dieser gem
§ 23 Abs 2 Z 2 AVAG.

j) Kostenentscheidung

Sie erfolgt gem Art 40 EuGVO nach dem Recht des
Vollstreckungsstaates.

In Deutschland: Gemäß § 8 Abs 1 Satz 4 AVAG gem
§ 788 ZPO/D entsprechend.26)

k) Rechtsmittel gegen die Entscheidung:

Rechtsbehelf gem Art 43 Abs 1 EuGVO binnen eines
Monats (Art 43 Abs 5) an das in Anh III bezeichnete
nationale Gericht; weiterer Rechtsbehelf gem Art 44
EuGVO an das im Anh IV genannte Gericht.

In Deutschland: Beschwerde an das OLG; weitere
Rechtsbeschwerde an BGH.

In Österreich: an das Landesgericht über das Be-
zirksgericht. Weiterer Rechtsbehelf Revisionsrekurs.

Im Rechtsbehelfverfahren darf eine Anerkennung
gem Art 45 nur aus Gründen der Art 34 oder 35 schei-
tern.27) Das ist der Fall, wenn
" sich der Beklagte auf das Verfahren nicht eingelassen

hat und das dieses Verfahren einleitende Schriftstück
oder ein gleichwertiges Schriftstück nicht ordnungs-
gemäß oder nicht so rechtzeitig zugestellt worden ist,
dass er sich verteidigen konnte (Art 34 Z 2 EuGVO);

" die Entscheidung mit einer Entscheidung unverein-
bar ist, die zwischen denselben Parteien im Vollstre-
ckungsstaat ergangen ist (Art 34 Z 3 EuGVO);

" das Ausgangsgericht seine Entscheidung hinsichtlich
einer Vorfrage, die den Personenstand, die Rechts-
und Handlungsfähigkeit sowie gesetzliche Vertre-
tung einer natürlichen Person, eheliche Güterstände
und das Gebiet des Erbrechts einschließlich des Tes-
tamentsgerichts betrifft, sich im Widerspruch zu ei-
ner Vorschrift des internationalen Privatrechts des
Vollstreckungsstaates gesetzt hat, es sei denn, dass
die Entscheidung bei richtiger Anwendung des IPR
des Vollstreckungsstaates nicht zu einem anderen
Ergebnis geführt hätte (Art 35 Abs 1 EuGVO).
Einwände gegen den Anspruch selbst sind nur in ei-
nem anderweitigen Verfahren möglich.
In Deutschland: nach § 767 ZPO nach Maßgabe des

§ 14 AVAG.

2. EuEheVO28)

VO (EG) 2201/2003 über die Zuständigkeit und die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesa-
chen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwor-
tung und zur Aufhebung der VO (EG) 1347/2000 v
27. 11. 200329)

Die Verordnung gilt in allen Mitgliedstaaten, mit
Ausnahme von Dänemark.30) Sie ist hervorgegangen
aus der aufgehobenen vorausgegangenen Verord-

nung;31) daher gilt es wegen der zeitlichen Anwendbar-
keit, Übergangsvorschriften zu beachten.

Zu beachten ist, dass diese Verordnung auch Mög-
lichkeiten für eine direkte Vollstreckung von HKÜ-32)
und Unterhaltsentscheidungen enthält, die unter III.
behandelt sind.

a) Sachliche Anwendbarkeit

Für sämtliche Titel, damit auch Kostenfestsetzungsbe-
schlüsse und Forderungstitel aus folgenden Verfahren:

Ehescheidung (Art 1 Abs 1a EuEheVO); Trennung
ohne Auflösung des Ehebandes (Art 1 Abs 1a Eu-
EheVO); Ungültigkeitsentscheidung einer Ehe (Art 1
Abs 1a EuEheVO); elterliche Verantwortung in Form
der Zuweisung, Ausübung und Übertragung, ganz oder
teilweise (Art 1 Abs 1b EuEheVO); alle Entscheidun-
gen betreffend das Sorgerecht (Art 1 Abs 2a Eu-
EheVO); Entscheidungen über Umgangsrecht (Art 1
Abs 2a EuEheVO); Vormundschaft und Pflegschaft
(Art 1 Abs 2b EuEheVO); Bestimmungen über Perso-
nen oder Stellen, die für das Vermögen des Kindes ver-
antwortlich sind (Art 1 Abs 2c EuEheVO); Unterbrin-
gung des Kindes in Pflegefamilie oder Heim (Art 1
Abs 2d EuEheVO); alle Maßnahmen zum Schutz des
Kindes für Vermögensverwaltung oder -erhaltung
(Art 1 Abs 2 c EuEheVO); öffentliche vollstreckbare
Urkunden (Art 46 EuEheVO); vollstreckbare Verglei-
che aus vorbezeichneten Verfahren, soweit nicht Un-
terhalt betroffen (Art 46 EuEheVO); darüber hinaus
auch Entscheidungen zumUmgangsrecht und zur Kin-
desentführung nach dem HKÜ (Art 40 EuEheVO).

Ausgeschlossen sind:
Feststellung und Anfechtung Eltern-Kind-Verhält-

nis (Art 1 Abs 3 a EuEheVO); Adoptionsentschei-
dungen und vorbereitende Maßnahmen zur Ungültig-
keitserklärung und deren Widerruf (Art 1 Abs 3b
EuEheVO); Namensrecht des Kindes (Art 1 Abs 3c
EuEheVO); Volljährigkeitserklärung (Art 1 Abs 3d
EuEheVO); Unterhaltspflichten (Art 1 Abs 3e Eu-
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26) Nach OLG München v 26. 7. 2001 (NJW-RR 2002, 413) nur Festset-
zung als Vollstreckungskosten, jedoch keine Kostenentscheidung,
weil AVAG nicht auf § 91 ZPO verweist.

27) Der deutsche Bundesgerichtshof vertritt bisher die Meinung, dass
nach § 12 AVAG eine (Teil-) Tilgung bei der Erteilung der Vollstre-
ckungsklausel berücksichtigt werden müsste (Leitentscheidung v
14. 3. 2007, XII ZB 174/04). Das ist überholt, weil der EuGH am
13. 10. 2011, C-139/10 (Prism Investment BV/Jaap Anne van der
Meer) entschieden hat, dass Art 45 EuGVO abschließend ist.

28) Auch als EheVO II oder Brüssel II a-VO bezeichnet.
29) ABl (EU) L 2003/338, 1.
30) Vgl Ausführungen zu II. und Erwägungsgrund 31 EuEheVO.
31) EG-VO 1347/2000 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und

Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren
betreffend die elterliche Verantwortung für die gemeinsamen Kinder
der Ehegatten vom 29. 5. 2000 (ABl [EG] L 2000/160, 19).

32) Haager Übereinkommen über die zivilrechtlichen Aspekte internati-
onaler Kindesentführung vom 25. 10. 1980 (BGBl 1990 II, S 207).
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EheVO); Trusts und Erbschaften (Art 1 Abs 3 f Eu-
EheVO); Maßnahmen infolge von Straftaten, die von
Kindern begangen wurden (Art 1 Abs 3g EuEheVO).

b) Zeitliche Anwendbarkeit

Für alle Verfahren, die nach dem 1. 3. 200533) eingelei-
tet, aufgenommen oder bereits Entscheidungen getrof-
fen wurden; für Verfahren, die nach dem 1. 3. 200134)

eingeleitet, aber nach dem 1. 3. 2005 entschieden wur-
den und Zuständigkeit nach der EuEheVO, der voraus-
gegangenen VO 1347/2000 oder nach einem Abkom-
men im gleichen Sinne bestand (Art 64 Abs 2 Eu-
EheVO); für Verfahrenseinleitung vor dem 1. 3.
2001, aber Entscheidung vor dem 1. 3. 2005, wenn in
einer Ehesache ergangen (Art 63 Abs 3 EuEheVO);
für Verfahrenseinleitung vor dem 1. 3. 2001, Entschei-
dung zwischen dem 1. 3. 2001 und 1. 3. 2005, sofern in
einer Ehesache ergangen und gleiche Zuständigkeit
nach EuEheVO oder der vorausgegangenen VO
1347/2000 bestand (Art 64 Abs 4 EuEheVO).

c) Anerkennung

Es bedarf keines besonderen Verfahrens (Art 21
Abs 1g EuEheVO).
" Jede Partei, die ein Interesse hat, kann die Feststel-

lung beantragen, dass eine Entscheidung nicht anzu-
erkennen oder aber anzuerkennen ist. Ist die Aner-
kennung Vorfrage in einem Rechtsstreit, so kann
dieses Gericht über die Anerkennung selbst entschei-
den (Art 21 Abs 4 EuEheVO).

d) Die Anerkennung eines Titels kann scheitern

Auch ohne Rechtsmittel aus Gründen der Art 22, 23
und 24 EuEheVO, wenn:
" der betreffenden Person, die sich auf das Verfahren

nicht eingelassen hat, das verfahrenseinleitende
Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück
nicht so rechtzeitig in einer Weise zugestellt wurde,
dass die Person sich verteidigen konnte, es sei denn,
sie ist mit der Entscheidung eindeutig einverstanden
(Art 23c EuEheVO);

" eine Person beantragt, dass die ergangene Entschei-
dung in die elterliche Verantwortung eingreift und
keine Möglichkeit bestand, gehört zu werden
(Art 23d EuEheVO);

" die Entscheidung mit einer späteren Entscheidung
über die elterliche Verantwortung im Vollstre-
ckungsland ergangen ist und beide Entscheidungen
unvereinbar sind (Art 23e EuEheVO);

" die Entscheidung mit einer späteren Entscheidung
über die elterliche Verantwortung unvereinbar ist,
die in einem Drittstaat ergangen ist, in dem das Kind
den gewöhnlichen Aufenthalt hat und auch diese
Entscheidung anerkennungsfähig ist (Art 23 f Eu-
EheVO);

" eine Unterbringung des Kindes entschieden wurde
und die Vorschriften des Art 56 EuEheVO nicht be-
achtet wurden;

" sowie nach Rechtsmittel: Wenn die Entscheidung –

ausgenommen in dringenden Fällen – ergangen ist,
ohne dass das Kind die Möglichkeit hatte, gehört
zu werden und dies den wesentlichen Verfahrens-
grundsätzen im Vollstreckungsstaat widerspricht
(Art 23b EuEheVO).

e) Voraussetzung für die Vollstreckung

Wenn der Titel im Entscheidungsstaat für vollstreck-
bar erklärt wurde; im Vereinigten Königreich, wenn
die Registrierung erfolgt ist (Art 28 EuEheVO).

f) Ausführungsvorschriften für die Entscheidung

Es ist das Recht des Vollstreckungsstaates maßgeblich
(Art 30 Abs 1 EuEheVO).

In Deutschland: das IntFamRVG.35)

g) Zuständigkeit für den Exequaturantrag

Sachlich: In jedem EU-Land (außer Dänemark) jene
Stelle, die gem Art 68 EuEheVO der Kommission mit-
geteilt wurde36) (Art 29 Abs 1 EuEheVO).

In Deutschland: Sachlich das Familiengericht am ge-
wöhnlichen Aufenthalt der Person, gegen die die Voll-
streckung erwirkt werden soll oder des gewöhnlichen
Aufenthalts des Kindes, auf das sich der Antrag bezieht
(Art 29 Abs 2 EuEheVO).

Örtlich: Im Bezirk des Kammergerichts Berlin, das
Familiengericht Pankow/Weißensee, in den übrigen
Bezirken das Familiengericht am Sitz des betreffenden
OLG.

h) Zu beantragen ist dabei

Formloser Antrag, dass der ausländische EU-Titel mit
einer inländischen Vollstreckungsklausel versehen wer-
den soll.

In Deutschland: Schriftlich oder mündlich zu Proto-
koll der Geschäftsstelle (§ 16 Abs 2 IntFamRVG). Eine
beglaubigte Übersetzung im Falle eines Antrags, der
nicht in deutscher Sprache eingereicht wurde, kann
gem § 16 Abs 3 IntFamRVG verlangt werden.

i) Vorzulegen sind dazu
" Ausfertigung der Entscheidung (Art 37 Abs 1 a Eu-

EheVO),

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/11

33) Anwendungsbeginn der EuEheVO gem Art 72.
34) Inkrafttreten der vorausgegangenen VO 1347/2000.
35) Gesetz zur Aus- und Durchführung bestimmter Rechtsinstrumente

auf dem Gebiet des internationalen Familienrechts (Internationales
Familienrechtsverfahrensgesetz) v 26. 1. 2005 (BGBl 2005 I, S 162).

36) Abgedruckt im ABl (EU) C 2005/40, 2 ff.
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" die Bescheinigung des Ausgangsgerichts nach Art 39
EuEheVO (in Ehesachen gem Anh I, für Entschei-
dungen über elterliche Verantwortung gem Anh II),

" im Falle einer Säumnisentscheidung zusätzlich eine
beglaubigte Abschrift der Urkunde, aus der sich die
Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks
an die Partei ergibt, die sich nicht auf das Verfahren
eingelassen hat; oder eine Urkunde, aus der sich das
Einverständnis des Antragsgegners mit der Entschei-
dung ergibt (Art 37 Abs 2 EuEheVO).

Zur Vorlage von Urkunden kann eine Frist gesetzt wer-
den, das Gericht kann auch von der Vorlage von Ur-
kunden befreien (Art 38 EuEheVO).

j) Die Entscheidung ergeht

Durch Beschluss gem § 20 EuEheVO. Der Beschluss
wird erst wirksam mit seiner Rechtskraft (§ 22 Eu-
EheVO).

k) Kostenentscheidung

Sie erfolgt gem Art 30 EuEheVO nach dem Recht des
Vollstreckungsstaates.

In Deutschland: Gemäß § 20 IntFamRVG für An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit § 81
FamFG;37) für Ehesachen ist § 788 ZPO anzuwenden.

l) Rechtsmittel

Rechtsbehelf gem Art 33 EuEheVO an das Gericht, das
von den Mitgliedstaaten der Kommission gemeldet
wurde.38)

In Deutschland: Beschwerde zum OLG gem
§§ 24–27 IntFamRVG, Rechtsbeschwerde zum BGH
gem §§ 28–31 IntFamRVG.

III. Direkte Vollstreckung
ohne Exequatur

Als Folge des Aktionsprogramms des Rates und der
Kommission aus dem Jahre 2005, mit dem eine Voll-
streckung über die Grenzen von EU-Mitgliedstaaten
ohne Zwischenverfahren möglich sein sollte, bestehen
bis heute folgende direkt anwendbare Verordnungen,
die kein Exequatur im Vollstreckungsstaat notwendig
machen:

1. EuEheVO39)

Die Verordnung ergänzt das HKÜ in seinen Art 10
und 11 EuEheVO. Für solche Entscheidungen, wie
auch für Umgangsentscheidungen kann die Anerken-
nung und Vollstreckung zwar auch mit Exequatur be-
antragt werden (Art 40 Abs 2 EuEheVO). Vorgesehen
ist aber ausdrücklich, dass solche Entscheidungen auch
wahlweise direkt und ohne Exequatur erfolgen können.

Notwendig ist für die direkte Vollstreckung solcher
Entscheidungen stets:
" die Entscheidung, welche die für die Beweiskraft er-

forderlichen Voraussetzungen erfüllt (Art 45 Abs 1
EuEheVO).

a) Im Falle einer Umgangsentscheidung
darüber hinaus:

" die Bescheinigung für Umgangsentscheidungen nach
Anh III gem Art 41 Abs 2 EuEheVO.

Ausgestellt werden kann die Bescheinigung aber nur,
wenn bei einem Versäumnisverfahren das verfahrens-
einleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schrift-
stück der Partei, die sich nicht eingelassen hat, so recht-
zeitig und in einer Weise zugestellt wurde, dass sie sich
verteidigen konnte oder festgestellt wird, dass die Per-
son mit der Entscheidung eindeutig einverstanden ist,
sowie alle Betroffenen rechtliches Gehör hatten, und
auch das Kind gehört wurde, es sei denn, der Reifegrad
erforderte dies nicht.

Ausgestellt wird die Bescheinigung vom Richter des
Ursprungsstaates von Amts wegen, wenn im Zeitpunkt
der Entscheidung bereits ein grenzüberschreitender
Fall vorlag, ansonsten auf Antrag.

b) Im Falle einer Rückführungsentscheidung
darüber hinaus:

" die Bescheinigung für HKÜ-Entscheidungen nach
Anh IV gem Art 4 Abs 2 EuEheVO.

Die Bescheinigung wird nur ausgestellt, wenn: das Kind
gehört wurde, es sei denn, dies war wegen seines Rei-
fegrades unangebracht; die Parteien rechtliches Gehör
hatten, und das Gericht Gründe und Beweismittel nach
Art 13 HKÜ zugrunde gelegt hat. Die Ausstellung der
Bescheinigung erfolgt stets von Amts wegen.

Mit der jeweiligen Bescheinigung40) bedarf es keiner
Vollstreckbarkeitserklärung der Entscheidung; sie er-
setzt somit das Exequaturverfahren sowie die daraufhin
zu erteilende Vollstreckungsklausel. Die Entschei-
dung41) steht dann einer Entscheidung des Vollstre-
ckungsstaates gleich.

2. EuVTVO

VO (EG) 805/2004 zur Einführung eines europäischen
Vollstreckungstitels für unbestrittene Forderungen v
21. 4. 200442)

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/11

37) Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit v 17. 12. 2008 (BGBl I S 2586).

38) Abgedruckt unter ABl (EU) C 2005/40, 2 ff.
39) Siehe FN 28 und 29.
40) Einer Übersetzung der Bestätigung bedarf es in der Regel nicht, weil

die Formblätter in allen EU-Sprachen verfügbar sind und die angege-
benen Daten deshalb verständlich sind.

41) Dafür kann eine Übersetzung gefordert werden, wenn der Gerichts-
vollzieher den Titel in der Fremdsprache nicht lesen kann.

42) ABl (EU) L 143/15.
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Die Verordnung ist in allen EU-Mitgliedstaaten an-
wendbar, mit Ausnahme vonDänemark.43) Sie sieht vor,
dass ein Titel aus einem nationalen Verfahren unter
den vorgegebenen Voraussetzungen auf Antrag mit ei-
ner vom Entscheidungsgericht auszustellenden Bestäti-
gung als Europäischer Vollstreckungstitel versehen
wird, aus der in jedem anderen EU-Mitgliedstaat (mit
Ausnahme von Dänemark) direkt vollstreckt werden
kann.44)

a) Sachliche Anwendbarkeit

Voraussetzung ist, dass das nationale Verfahren eine
Zivil- oder Handelssache betrifft, gleichgültig welche
Gerichtsbarkeit und gleichgültig ob Beschluss, Urteil
oder Bescheid (Art 4 Z 1 EuVTVO). Auch gerichtliche
Vergleiche, öffentliche Urkunden wie Jugendamtsur-
kunden oder notarielle Urkunden sind erfasst (Art 4
Z 2 EuVTVO).

Nicht anzuwenden ist die Verordnung jedoch für
folgende Rechtsgebiete (Art 2 EuVTVO): Steuer-
und Zollsachen, verwaltungsrechtliche Angelegenhei-
ten sowie Staatshaftungsrecht, Personenstandssachen,
Vertretungen von natürlichen Personen, eheliche Gü-
terstände, Erbrecht oder Testamentsrecht, Konkurse,
Vergleiche, Angelegenheiten der sozialen Sicherheit
und Schiedsgerichtsangelegenheiten.

b) Unbestrittene Forderung

Notwendig ist, dass es sich um eine unbestrittene For-
derung handelt (Art 3ff EuVTVO). Das ist der Fall,
wenn der Schuldner:
" bei der Schaffung des Titels aktiv mitgewirkt hat

oder in einem gerichtlichen Verfahren anerkannt
hat (Art 4 Abs 1 lit a EuVTVO),

" einen Vergleich geschlossen hat,
" eine Urkunde selbst (mit) erstellt hat (Art 3 Abs 1

lit d iVm Art 4 Z 2 und 3 EuVTVO),
" im streitigen Verfahren nicht widersprochen hat

(Art 4 Abs 1 lit b EuVTVO),
" zum Termin nicht erschienen ist und nicht vertreten

war und dies im Entscheidungsstaat als Zugeständnis
(Versäumnisurteil) gilt,

" wederWiderspruch noch Einspruch in einemMahn-
verfahren eingelegt hat.

Eine Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel
kann auch erfolgen, indem die Titulierung als unbe-
strittene Forderung unterstellt wird, weil Mindestvor-
schriften für die Zustellung eingehalten wurden,45)
wenn:
" das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein

gleichwertiges Schriftstück dem Schuldner persön-
lich nach Art 13 Abs 1 lit a–d EuVTVO zugestellt
wurde und der Schuldner den Empfang bestätigt hat,

" eine Ladung zu einer Gerichtsverhandlung in einem
Verhandlungsprotokoll vermerkt wurde,

" die Zustellung des verfahrenseinleitenden Schrift-
stücks oder des gleichwertigen Schriftstücks sowie ei-
ner Ladung zum Termin nachgewiesen ist,

" der Schuldner über die genaue Bezeichnung der Par-
tei, Höhe der Forderung nebst Grund und Zinsen in-
formiert wurde,

" der Schuldner über die Folgen des Nichtbestreitens
und des Nichterscheinens belehrt wurde,

" Mindestvorschriften zwar nicht eingehalten wurden,
aber geheilt sind, weil eine Zustellung der Entschei-
dung unter Beachtung der Zustellungsvoraussetzun-
gen nebst Belehrung des Schuldners über Rechtsbe-
helfe erfolgt ist und der Schuldner diese nicht wahr-
genommen hat,

" oder Heilung eingetreten ist, soweit sich aus dem
Verhalten des Schuldners ein Nachweis ergibt, dass
er das zuzustellende Schriftstück erhalten hat und
er sich auf eine Verteidigung hätte einlassen können.

c) Antragstellung

Die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel
ist beim Ausgangsgericht bzw der Ausgangsbehörde
gem Art 6 EuVTVO zu beantragen.

Die Bestätigung ist zu erteilen, wenn die Titulierung
im Ursprungsstaat vollstreckbar ist und nicht im Wi-
derspruch zu den Zuständigkeitsregeln in Kap 2
(Art 6–14 EuVTVO) steht (Versicherungssachen und
ausschließliche Zuständigkeit [Art 22 EuVTVO]) und
es sich um eine unbestrittene Forderung handelt.

Sie erfolgt für gerichtliche Entscheidungen gem
Anh I der Verordnung (Art 9 EuVTVO), für gerichtli-
che Vergleiche mit Formblatt gem Anh II (Art 24
EuVTVO) und für öffentliche Urkunden mit Form-
blatt gem Anh III (Art 25 EuVTVO). Teilbestätigun-
gen sind möglich (Art 8 EuVTVO).

Möglich ist auch die Berichtigung oder derWiderruf
gem Formblatt nach Anh VI, wenn sich herausstellt,
dass die Entscheidung und Bestätigung voneinander
abweichen bzw die Voraussetzungen für ihre Erteilung
nicht gegeben waren (Art 10 EuVTVO).

Gegen die Bestätigung als Europäischer Vollstre-
ckungstitel ist kein Rechtsbehelf gegeben.

Im Zweifel sollte immer eine Bestätigung als Euro-
päischer Vollstreckungstitel beantragt werden.

d) Zur Vollstreckung sind vorzulegen

" die zu vollstreckende Entscheidung, die keine Voll-
streckungsklausel tragen muss,

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/11

43) Vgl Ausführungen zu I.3.
44) Dazu auch Pietsch, Der Europäische Vollstreckungstitel für unbestrit-

tene Forderungen im Jahre 2005, FF 2005, 180.
45) Diese Mindestanforderungen für die Zustellung sind auch als Versuch

der EU zu verstehen, das europäische „Zustellungschaos“ der EU-
Länder zu reduzieren. Auch Deutschland hat die ZPO geändert, um
der Verordnung Rechnung zu tragen.
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" die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel.
Vollstreckt wird aus der Bestätigung als Europäischer
Vollstreckungstitel.

e) Rechtsbehelfe des Schuldners

" Antrag nach Art 21 EuVTVO auf Verweigerung der
Vollstreckung, wenn die als Europäischer Vollstre-
ckungstitel bestätigte Entscheidung mit einer früher
ergangenen Entscheidung aus einem anderen Mit-
gliedstaat oder einem Drittstaat unvereinbar ist, weil
diese zwischen denselben Parteien erging und selbst
schon vollstreckbar ist.

" Antrag auf Aussetzung oder Beschränkung der Voll-
streckung (Art 23 EuVTVO), wenn im Ausgangs-
staat ein Rechtsbehelf gegen die bestätigte Entschei-
dung eingelegt wurde oder dieWiedereinsetzung be-
antragt wurde. Das gilt auch für den Fall der Berich-
tigung oder des Widerrufs.

3. EuUntVO

VO (EG) 4/2009 des Rates über die Zuständigkeit, das an-
zuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen und die Zusammenarbeit in Unterhaltssa-
chen v 18. 12. 200846)

Die Verordnung47) ist anwendbar in allen EU-Staa-
ten mit Ausnahme von Dänemark.48) Sie steht in engem
Zusammenhang mit dem Haager Protokoll über das
auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht49) v 23. 11.
2007,50) das Vorschriften über das anzuwendende Recht
beinhaltet. Sie ist auch abhängig von der Anwendbar-
keit des Haager Protokolls.51)

a) Sachliche Anwendbarkeit

Für alle Unterhaltspflichten aus Familien-, Verwandt-
schafts-, oder eherechtlichen Verhältnissen oder
Schwägerschaft (Art 1 Abs 1 EuUntVO); aus solchen
Unterhaltssachen alle gerichtlichen Entscheidungen,
gleichgültig ob als Urteil, Beschluss, Zahlungsbefehl
oder Vollstreckungsbescheid bezeichnet. (Art 2 Abs 1);
gerichtliche Vergleiche und Kostenfestsetzungsbe-
schlüsse aus solchen Verfahren; öffentliche Urkunden
und beglaubigte Unterhaltsvergleiche mit einer Be-
hörde (Art 2 Abs 1 Z 3 EuUntVO).

b) Zeitliche Anwendbarkeit

Die Verordnung ist seit dem 18. 6. 2011 anwendbar,52)
und zwar auch für Fälle, die vor dem 18. 6. 2011 rechts-
hängig waren.53)

c) Voraussetzung für die Vollstreckung

Die in der Verordnung noch vorgenommene Unter-
scheidung zwischen Ursprungsstaaten, die an das Haa-
ger Protokoll gebunden sind (Art 17–22 EuUntVO),
und jenen, die daran nicht gebunden sind (Art 23–38

EuUntVO), läuft leer, weil durch den Beschluss des
Europäischen Rates v 30. 11. 200954) eine Bindung in
allen EU-Staaten (außer Dänemark) besteht und es
damit weder einer Anerkennung noch einer Voll-
streckbarkeitserklärung im Vollstreckungsstaat bedarf
(Art 17 EuUntVO).

d) Zur Vollstreckung ist vorzulegen

" eine Ausfertigung der Entscheidung, welche die für
ihre Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen er-
füllt (Art 20 Abs 1a EuUntVO),

" ein Auszug aus der behördlichen Entscheidung mit
Formblatt gem Anh I (Art 20 Abs 1b EuUntVO),

" ggf eine Aufstellung der Unterhaltsrückstände mit
Datum der Berechnung (Art 20 Abs 1 c EuUntVO),

" ggf Übersetzung des Formblatts gem Anh I (Art 20
Abs 1d EuUntVO),

" eine Übersetzung der gerichtlichen Entscheidung,
wenn die Vollstreckung angefochten wurde und die
Übersetzung verlangt wird (Art 20 Abs 2 Eu-
UntVO).

e) Verweigerung oder Aussetzung der Vollstreckung

Auf Antrag des Schuldners, wenn:
" das Recht zur Vollstreckung verjährt ist, wobei von

den beiden Mitgliedstaaten die längere Verjährungs-
frist gilt,

" die Entscheidung mit einer anderen Entscheidung
aus einem anderen Staat, welche im Vollstreckungs-
staat anerkannt werden kann, unvereinbar ist. – Das
gilt nicht für Entscheidungen, die einem Änderungs-
verfahren vorausgegangen sind (Art 21 Abs 2 Eu-
UntVO) –,

" im Ursprungsstaat eine Nachprüfung gem Art 19
EuUntVO stattfindet,

" im Ursprungsstaat die Vollstreckbarkeit ausgesetzt
wurde.

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/11

46) ABl (EU) L 2009/7, 1.
47) In abgespeckter Weise hervorgegangen aus einem gescheiterten

„endgültigen“ Entwurf der Kommission, vgl hierzu Pietsch, Vom gro-
ßen Vorschlag zum kleinen Rückschlag – Was uns die neue Verord-
nung (EG) Nr 4/2009 vom 18. Dezember 2008 bringen wird
(öAnwBl 2009, 486 ff).

48) Vgl Ausführungen zu I.3.
49) Bezeichnet auch als Haager Unterhaltsprotokoll oder HUntProt oder

HUP oder HP.
50) ABl (EU) L 2009/331, 19, sowie unter www.hcch.net
51) Bisher gezeichnet von EU am 8. 4. 2010 und Serbien am 18. 4. 2012.
52) Beschluss des Europäischen Rates v 30. 11. 2009, wonach Verord-

nung und Haager Protokoll ab dem 18. 6. 2011 vorläufig anwendbar
sind, auch wenn das Haager Protokoll bis dahin gemäß seinem
Art 25 Abs 1 noch nicht in Kraft sein sollte.

53) Statutenwechsel durch Anwendbarkeit des HP; OLG Celle, Hinweis-
beschluss v 13. 4. 2012, 10 UF 22/12; Heger/Selg, FamRZ 2011,
1101/1107 (FN 43); Durch einen Statutenwechsel eröffnen sich
auch Abänderungsverfahren nach §§ 238 ff FamFG (vgl Conti/Biß-
maier, FamRBint 2011, 62/64).

54) Vgl FN 43.
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4. EU-Verfahren

Es handelt es sich um Verfahren, die durch Verordnun-
gen55) eingeführt wurden. Titulierungen aus diesen
Verfahren sind ohne weiteres in allen anderen Mit-
gliedstaaten56) direkt vollstreckbar. Soweit die Verfah-
ren durch vorgeschriebene Formblätter einzureichen
sind, können die Verfahren auch von einem anderen
Mitgliedstaat aus eingeleitet werden, zumal ein An-
waltszwang nicht besteht. Die notwendigen Formblät-
ter können über das Internet ausgefüllt und in jede
EU-Sprache übersetzt werden.57) Auch das jeweils zu-
ständige Gericht im EU-Ausland kann über den Euro-
päischen Rechtsatlas für Zivilsachen abgefragt werden.

a) EuMVVO58)

VO (EG) 1896/2006 des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Einführung eines Europäischen Mahnverfahrens
v 12. 12. 200659)

Die Verordnung ist in allen EU-Mitgliedstaaten an-
zuwenden, mit Ausnahme von Dänemark. Sie sieht in
grenzüberschreitenden Angelegenheiten iSv Art 3 ein
Mahnverfahren vor, wie es ein solches in ähnlicher
Weise in den meisten EU-Mitgliedstaaten gibt.60)

aa) Zu beachten im Titulierungsstaat

Anwendbarkeit

Es muss sich um eine grenzüberschreitende Angelegen-
heit handeln, das heißt, dass mindestens eine Partei ih-
ren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem
anderen Mitgliedstaat (nicht jedoch Dänemark) als
dem des befassten Gerichts hat (Art 3 Abs 1
EuMVVO). Der Wohnsitz ist dabei gem Art 3 Abs 2
nach Art 59, 60 EuGVO zu beurteilen.

Eine Streitwertgrenze61) besteht nicht.
Ausgeschlossen sind:
Steuer- und Zollsachen; verwaltungsrechtliche An-

gelegenheiten; Haftung des Staates für Handlungen
und Unterlassung im Rahmen der Ausübung hoheitli-
cher Rechte; eheliche Güterstände; Erbrecht oder Tes-
tamentsrecht; Konkurse und damit in Zusammenhang
stehende Ansprüche; Angelegenheiten der sozialen Si-
cherheit; Ansprüche aus außervertraglichen Schuldver-
hältnissen, soweit sie nicht Gegenstand einer Vereinba-
rung zwischen den Parteien oder eines Schuldaner-
kenntnisses sind oder diese sich nicht auf bezifferte
Schuldbeträge beziehen, die sich aus gemeinsamem Ei-
gentum an unbeweglichen Sachen ergeben.

Verfahrenseinleitung
Nur durch Formblätter nach der Verordnung.

Verfahrensgang
Bei fristgerechtem Einspruch gem Art 16 Abs 2
EuMVVO mit Formblatt erfolgt die Überleitung in
das ordentliche Verfahren. Wurde kein Einspruch

gem Art 16 EuMVVO eingelegt, erklärt das Gericht
gem Art 18 den Europäischen Zahlungsbefehl gem
Art 18 EuMVVO unter Verwendung des Formblatts
G im Anh VII unverzüglich für vollstreckbar. Gebüh-
ren werden nach nationalem Recht des Ursprungs-Mit-
gliedstaates erhoben.

Der Titel ist dann gem Art 19 EuMVVO in allen
EU-Mitgliedstaaten wie ein inländischer Titel direkt
vollstreckbar.

Ausnahmeüberprüfung
" Nach Ablauf der Einspruchsfrist (30 Tage ab Zu-

stellung des Zahlungsbefehls gem Art 16 Abs 2
EuMVVO) kann der Antragsgegner beim zuständi-
gen Ursprungsgericht die Überprüfung beantragen,
falls der Zahlungsbefehl nach Art 14 zugestellt wurde
und der Antragsgegner ohne Verschulden keine Vor-
kehrungen für die Verteidigung treffen konnte, oder

" wenn höhere Gewalt bestand und der Antragsgegner
am Einspruch gehindert war, oder,

" wenn der Zahlungsbefehl zu Unrecht erlassen wurde.
Bei Begründetheit wird der Zahlungsbefehl für nichtig
erklärt.

bb) Zu beachten im Vollstreckungsstaat

Vorzulegen sind
" die Ausfertigung des für vollstreckbar erklärten Eu-

ropäischen Zahlungsbefehls,
" wenn verlangt: eine Übersetzung.

Verweigerung der Vollstreckung
Erfolgt auf Antrag des Schuldners, wenn
" der EU-Zahlungsbefehl mit einer früheren Entschei-

dung oder einem früheren Zahlungsbefehl unverein-
bar ist, der in einem anderen Land ergangen ist,
wenn dieselben Parteien und derselbe Streitgegen-
stand betroffen sind und für die frühere Entschei-
dung im Vollstreckungsstaat die Voraussetzungen
für die Anerkennung erfüllt sind und die Unverein-
barkeit im gerichtlichen Verfahren des Ursprungs-
mitgliedstaates nicht vorgebracht werden konnte,

" wenn die festgesetzte Summe bereits bezahlt ist
(Art 22 Abs 2 EuMVVO).

Aussetzung oder Beschränkung der Vollstreckung
Auf Antrag des Gegners nach Art 20 EuMVVO (Über-
prüfung in Ausnahmefällen) kann das Gericht:
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55) Allesamt nicht gültig für Dänemark.
56) Nicht in Dänemark.
57) Abzufragen im Internet über: „Europäisches Justizielles Netz für Zivil-

und Handelssachen“ unter http://ec.europa.eu/civiljustice
58) Auch als EuMahnVO oder ZahlungsbefehlVO bezeichnet.
59) ABl (EU) L 399, 1.
60) Dazu auch Pietsch, Das Europäische Mahnverfahren ab dem

12. 12. 2008, Anwalt aktuell 2008, 28 f.
61) Wie etwa in Österreich für eine Mahnklage.
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" das Vollstreckungsverfahren auf Sicherheitsmaßnah-
men beschränken, oder

" die Vollstreckung von einer Sicherheit abhängig ma-
chen, oder

" bei außergewöhnlichen Umständen die Vollstre-
ckung aussetzen.

b) EuGFVO62)

Verordnung (EG) Nr 861/2007 des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Einführung eines europäischen Ver-
fahrens für geringfügige Forderungen vom 11. 7. 2007.63)

Die Verordnung ist in allen EU-Mitgliedstaaten an-
wendbar, mit Ausnahme von Dänemark.

aa) Zu beachten im Titulierungsstaat

Anwendbarkeit
Es muss sich um eine grenzüberschreitende Angelegen-
heit handeln, das heißt, dass mindestens eine Partei ih-
ren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem
anderen Mitgliedstaat (nicht jedoch Dänemark) als
dem des befassten Gerichts hat (Art 3 Abs 1). Der
Wohnsitz ist dabei gem Art 3 Abs 1 nach Art 59, 60
EuGVO zu beurteilen.

Es muss sich um eine Zivil- oder Handelssache han-
deln, ohne dass es auf die Gerichtsbarkeit ankommt
(Art 2 Abs 1).

Der Hauptsachebetrag darf den Wert von a 2.000,–
nicht überschreiten.

Ausgeschlossen sind gem Art 2 Abs 2 EuGFVO:
der Personenstand, die Rechts- oder Handlungsfä-

higkeit sowie die gesetzliche Vertretung von natürli-
chen Personen; eheliche Güterstände; Unterhaltsrecht;
Erbrecht oder Testamentsrecht; Konkurse und damit
in Zusammenhang stehende Ansprüche; Angelegenhei-
ten der sozialen Sicherheit; Arbeitsrecht; Miete und
Pacht unbeweglicher Sachen mit Ausnahme von Kla-
gen wegen Geldforderung; Verletzung der Privat-
sphäre oder der Persönlichkeitsrechte einschließlich
der Verletzung von Ehre.

Verfahrenseinleitung
Nur durch Formblätter nach der Verordnung.

Verfahrensgang
Das Verfahren wird schriftlich geführt. Eine mündliche
Verhandlung gibt es nur, wenn eine Partei einen An-
trag dazu stellt und das Gericht eine mündliche Ver-
handlung auch für erforderlich hält. Widerklagen sind
möglich. Gebühren werden nach dem Recht des Ent-
scheidungsstaats erhoben. Die Entscheidung ergeht
durch Urteil, das keiner besonderen Vollstreckbarkeits-
erklärung bedarf (Art 20 Abs 1 EuGFVO).

Auf Antrag wird einer Partei eine kostenlose Bestäti-
gung mit Formblatt D gem Anh IV erteilt.

Zur Durchführung der Verordnung sind in Deutsch-
land die §§ 1097 bis 1109 ZPO anzuwenden.

Ausnahmeüberprüfung
" Der Beklagte kann beim Urteilsgericht die Überprü-

fung des Urteils beantragen, wenn ihm das Klage-
formblatt oder die Ladung zur Verhandlung zuge-
stellt wurde und er ohne Verschulden an Vorkehrun-
gen für seine Verteidigung gehindert war, oder

" höhere Gewalt bestand und der Beklagte am Bestrei-
ten der Forderung gehindert war (Art 18 Abs 1
EuGFVO).

Erweist sich einer dieser Gründe als gerechtfertigt, ist
das Urteil nichtig (Art 18 Abs 2 EuGFVO).

c) Zu beachten im Vollstreckungsstaat

Vorzulegen sind
" die Ausfertigung des Urteils mit Nachweis der Echt-

heit,
" wenn verlangt: eine Übersetzung (Art 21 Abs 2

EuGFVO).

Verweigerung der Vollstreckung
Erfolgt auf Antrag des Schuldners gem Art 22
EuGFVO, wenn
" das Urteil mit einer früheren Entscheidung unver-

einbar ist, die in einem anderen Land ergangen ist,
wenn dieselben Parteien und derselbe Streitgegen-
stand betroffen sind und die frühere Entscheidung
im Vollstreckungsstaat die Voraussetzungen für die
Anerkennung erfüllt, und die Unvereinbarkeit im ge-
richtlichen Verfahren des Ursprungsmitgliedstaates
nicht vorgebracht werden konnte.

" die festgesetzte Summe bereits bezahlt ist (Art 22
Abs 1 a– c EuGFVO).

Aussetzung oder Beschränkung der Vollstreckung
Bei Anfechtung oder noch möglicher Anfechtung oder
Antrag auf Überprüfung nach Art 18 EuGFVO kann
das Gericht:
" das Vollstreckungsverfahren auf Sicherheitsmaßnah-

men beschränken, oder
" die Vollstreckung von einer Sicherheit abhängig ma-

chen, oder
" bei außergewöhnlichen Umständen die Vollstre-

ckung aussetzen.

4. Hinweis

Sämtliche einschlägige Verordnungen sind auch über
die Internetseite des Autors64) zu erhalten. Der Autor
steht für eventuelle Rückfragen gerne zur Verfügung.65)
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62) Auch als BagatellVO bezeichnet.
63) ABl (EU) L 199, 1.
64) www.lawyer-pietsch.de
65) peter@lawyer-pietsch.de; +49-821 600 80 271;

+43-699 172 79 440.
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ERV-Deckblatt vs PDF-Anhang
Von RA Dr. Dan Katzlinger, Innsbruck. Der Autor ist Rechtsanwalt in Innsbruck.

Gemäß § 89 c Abs 5 GOG iVm § 11 Abs 1 a ERV 20061) sind Rechtsanwälte und Notare verpflichtet, einen Groß-
teil ihrer Eingaben im elektronischen Rechtsverkehr einzubringen. Mehrmals hatte die Judikatur Fälle zu behan-
deln, bei denen die Übermittlung von Schriftsätzen im web-ERV zu Problemen führte. So stimmten Daten auf
dem ERV-Deckblatt nicht mit den Daten im Schriftsatz, der als PDF-Datei übermittelt wurde, überein oder wurde
nur das ERV-Deckblatt ohne Schriftsatz-Anhang eingebracht. Was sind die Folgen fehlerhafter Eingaben im web-
ERV?

I. Judikatur
1. OGH 1 Ob 30/10h – web-ERV I

In seiner E v 9. 3. 2010 behandelte der OGH2) eine per
web-ERV eingebrachte Klage. Auf dem ERV-Deck-
blatt waren zwei klagende Parteien angeführt. In der
als PDF-Datei angehängten Klage war hingegen nur
der Erstkläger angeführt, die Zweitklägerin jedoch
mit keinem Wort erwähnt. Die Klage wurde der be-
klagten Partei ohne ERV-Deckblatt zugestellt, worauf-
hin diese eine Klagebeantwortung einbrachte. In weite-
rer Folge wurde von beiden klagenden Parteien ein
weiterer vorbereitender Schriftsatz erstattet, bevor die
Klagsvertreterin in der ersten Tagsatzung die Richtig-
stellung der Parteienbezeichnung auf beide klagenden
Parteien beantragte. Das Erstgericht und später auch
das Rekursgericht wiesen den Antrag ab.

Das ErstG vertrat bei seiner Entscheidung die Auf-
fassung, dass der aus dem inhaltlichen Vorbringen der
Klage erkennbaren Parteibezeichnung mehr Gewicht
beizumessen sei als dem ERV-Deckblatt, das haupt-
sächlich der Erfassung des Einbringungszeitpunkts
diene.

Das RekG verwies darauf, dass das ERV-Deckblatt
primär der Dokumentation des Übermittlungsvorgangs
diene. Das Deckblatt müsse nicht den besonderen
Schriftsatzerfordernissen der ZPO für Klagen entspre-
chen und sei deshalb nicht zur Beurteilung der Partei-
stellung heranzuziehen. Maßgeblich sei nur die als
PDF-Dokument übermittelte Klage.

Der OGH schließlich kam zu dem Schluss, dass das
als Anhang übermittelte PDF-Dokument die Klags-
schrift darstelle. Der gesamte Inhalt der Klagsschrift
sei zur Beurteilung der Parteistellung heranzuziehen,
ebenso die gem § 226 Abs 3 und § 75 Z 1 ZPO vorge-
schriebenen Angaben im Kopf des Schriftsatzes. Daran
ändere auch die Ansicht der Revisionsrekurswerberin
nichts, nach der das Deckblatt als Bestandteil der Ein-
gabe zu werten sei. Auch wenn man nämlich das Deck-
blatt als maßgeblichen Kopf des Schriftsatzes werte,
bleibe der Widerspruch zum Kopf der als PDF-Doku-
ment angehängten Klage und dem dortigen Tatsachen-
vorbringen, welches im vorliegenden Fall keinen Hin-
weis auf die Zweitklägerin enthielt.3)

Die Frage der rechtlichen Einordnung des ERV-
Deckblatts, nämlich ob dieses als maßgeblicher Kopf
der Eingabe zur Beurteilung der Parteistellung zu wer-
ten ist oder nicht, ließ der OGH dabei offen. Aus for-
malen Gründen ebenso unbeantwortet lassen musste
der OGH die Frage, ob der Widerspruch zwischen
PDF-Anhang und ERV-Deckblatt zur Einleitung eines
Verbesserungsverfahrens hätte führen müssen.

2. OGH 9 Ob 78/08y

In diesem Fall4) war das Problem, dass am letzten Tag
der Revisionsfrist zwar das ERV-Deckblatt beim ErstG
einlangte, nicht jedoch die Revisionsschrift, die eigent-
lich als PDF-Dokument beigelegt hätte werden sollen.
Das ErstG erließ daraufhin einen Verbesserungsauftrag
mit dem Inhalt, den fehlenden Schriftsatz binnen einer
Woche nachzureichen. Dem Verbesserungsauftrag
wurde innerhalb der Frist nachgekommen.

Der OGH wies die Revision wegen Verspätung zu-
rück mit dem Verweis auf die Judikatur,5) die eine in-
haltliche Verbesserung eines Rechtsmittels nur dann
zulasse, wenn sich der Schriftsatz nicht auf die bloße
Benennung des Rechtsmittels oder die Anfechtungser-
klärung beschränke. Ansonsten könnte nämlich ein be-
wusst unvollständig eingebrachtes Rechtsmittel in Ver-
bindung mit dem daraufhin erteilten Verbesserungs-
auftrag zu einer unerwünschten Teilung des Rechts-
mittels in Anmeldung und Ausführung führen.

Der Einbringung eines leeren Rechtsmittels entspre-
che auch die bloße Übermittlung des ERV-Deckblat-
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1) Verordnung der Bundesministerin für Justiz über den elektronischen
Rechtsverkehr (ERV 2006), StF BGBl II 2005/481 idF BGBl II 2012/
503.

2) Vgl OGH 9. 3. 2010, 1 Ob 30/10h RIS-Justiz RS0125827; Zak 2010/
342; Thiele, OGH: Zu den Anforderungen an die Übermittlung per
web-ERV, jusIT 2010, 137.

3) Vgl auch OV, Beurteilung der Parteistellung bei als PDF-Anhang
übermittelten Klagsschriften/Bekämpfbarkeit von Konformatsbe-
schlüssen, JBl 2010, 661.

4) OGH 25. 11. 2008, 9 Ob 78/08y Zak 2009/105, 78; Krepp, Verbes-
serungsaufträge im elektronischen Rechtsverkehr, AnwBl 2009/
8189.

5) Vgl OGH 25. 11. 2008, 9 Ob 78/08y; RIS-Justiz RS0036478, 6 Ob
121/02 s, 10 Ob 34/04d.
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tes, weshalb der vom ErstG erteilte Verbesserungsauf-
trag unzulässig und die nachgereichte Rechtsmittel-
schrift verspätet seien.6)

II. Rechtlicher Rahmen
1. ZPO

§ 75 ZPO legt den Mindestinhalt von Schriftsätzen
fest. Danach hat jeder Schriftsatz
" das Gericht, die Parteien, deren Vertreter und den

Streitgegenstand (Z 1) zu bezeichnen;
" die Beilagen samt Zahl und Information, ob es sich

dabei um Originale oder Kopien handelt (Z 2) zu be-
zeichnen;

" und schließlich von der Partei oder ihrem Vertreter
unterschrieben zu sein.

Diese Bestimmung ist seit 19197) unverändert und dient
der näheren Bestimmung des Streitgegenstandes, insb
soll auch klargestellt werden, wer Partei des Verfahrens
ist.8) Die einzelnen Personen sind so genau zu bezeich-
nen, dass es zu keinen Verwechslungen kommt. Fehlen
Angaben oder sind sie unrichtig, ist dies unschädlich,
wenn nach den im Schriftsatz vorhandenen Informati-
onen die Person klar und unzweifelhaft feststellbar ist.9)

Relevant für die Beurteilung der Parteistellung sind
die Angaben des Klägers. Wenngleich die Parteien üb-
licherweise im Kopf des Schriftsatzes bezeichnet wer-
den, ist doch der gesamte Klagsinhalt Gegenstand der
Beurteilung der Parteistellung durch das Gericht. Bei
unklaren oder unrichtigen Angaben über die Parteien
des Verfahrens ist daher der gesamte Inhalt des betref-
fenden Schriftsatzes zu berücksichtigen und vom Ge-
richt objektiv zu würdigen.10)

Diese Bestimmung ist auch im Lichte ihres Alters zu
sehen. Sie stammt aus einer Zeit, in der an Computer
udgl nicht im Entferntesten zu denken war. Schriftsätze
wurden in Bögen eingebracht und es war notwendig,
dass bereits auf der ersten Seite klar ersichtlich war,
wer die Parteien des Verfahrens sein sollten und um
welchen Streitwert es ging. Angaben, die für die rich-
tige Anlage und Zuteilung des Aktes nach der Ge-
schäftsverteilung und in weiterer Folge die Zustellun-
gen an die bezeichneten Parteien zwingend erforder-
lich waren und es auch heute noch sind.

Heute erfolgen nahezu alle Eingaben an das Gericht
per web-ERV. Bereits auf dem Deckblatt finden sich
die Angaben gem § 75 ZPO. Die Daten werden vom
Gericht direkt übernommen, nach ihnen richten sich
dann zB auch die Zustellungen im Verfahren. Auch
der Zeitpunkt des Einlangens der Eingabe ist auf dem
ERV-Deckblatt vermerkt, womit es zugleich die Funk-
tion des Rubrums erfüllt, auf dem früher der Eingangs-
stempel des Gerichts angebracht wurde.

Auch die Grundkonzeption der ERV-Eingabe ist in
den gängigen Programmen so, dass das eigentliche

Vorbringen direkt in eine Maske eingegeben wird. In
diesem Fall ist auf der ersten Seite des Deckblattes
der Zustellzeitpunkt vermerkt, während auf den nächs-
ten Seiten dann das Vorbringen folgt. Damit unter-
scheidet sich die elektronisch eingebrachte Klage nicht
mehr von der Klage, die nicht per ERV eingebracht
wurde.

Weil jedoch das weitere Vorbringen in der Maske
derzeit nicht formatierbar ist, hat es sich vor allem bei
längeren Eingaben zweckmäßig erwiesen, einen forma-
tierten Schriftsatz übersichtlich zu gestalten und diesen
dann der ERV-Eingabe als PDF-Datei anzuhängen wie
eine Beilage. Auf dem ERV-Deckblatt finden sich dann
nur noch die Angaben gem § 75 ZPO und der Hinweis
auf das angehängte Dokument. Das angehängte Doku-
ment sieht in der Regel aus wie ein Schriftsatz, der auch
außerhalb des ERV eingebracht werden könnte und vor
Einführung des ERV auch worden wäre. Alle Angaben
des § 75 ZPO sind enthalten.

2. ERV 2006

§ 5 Abs 1 ERV 2006 bestimmt unter anderem, dass
Eingaben und Erledigungen grundsätzlich auch als
PDF-Anhang entsprechend der Schnittstellenbeschrei-
bung nach Abs 2 übermittelt werden können. In der
Schnittstellenbeschreibung sind zulässige Arten der
Datenübermittlung, der vollständigen Datenstruktur
und die zulässigen Beilagenformate neben weiteren
technischen Erfordernissen festgelegt.

Einen Hinweis auf die Relevanz der Angaben in ei-
ner Eingabe gem § 5 Abs 1 ERV 2006 findet sich in
§ 8 Abs 1 leg cit. Danach ist von einer elektronisch ein-
gebrachten Eingabe erforderlichenfalls ein Ausdruck
herzustellen, der insb für gekürzte Urschriften zu ver-
wenden ist.

Eingaben im Wege des web-ERV dienen nicht zu-
letzt der Optimierung des Verfahrensaufwandes bei
Gericht. Dabei spielen die Daten des ERV-Deckblattes
die tragende Rolle, sodass auf deren Richtigkeit jeden-
falls höchster Wert zu legen ist.

3. GOG

Die §§ 89a–d GOG enthalten die maßgeblichen Re-
gelungen über elektronische Eingaben und Erledigun-
gen (elektronischer Rechtsverkehr). Gem § 89c Abs 1
gelten für Eingaben im elektronischen Rechtsverkehr
die Bestimmungen über den Inhalt schriftlicher Einga-
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6) Vgl auch OGH 12. 11. 2009, 2 Ob 212/09d Zak 2010/202.
7) Stammfassung: RGBl 1895/113, zuletzt geändert durch StGBl 1919/

95 (Z 3).
8) Vgl Gitschthaler in Rechberger (Hrsg), Kommentar zur ZPO3 (2006)

§ 75 Rz 1; RIS-Justiz RS0036471.
9) OGH 15. 9. 2004, 9 ObA 87/04 s.

10) Vgl RIS-Justiz RS0035060; RS0039446; Gitschthaler in Rechberger
(Hrsg), Kommentar zur ZPO3 (2006) § 75 Rz 2.
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ben, wobei diese Eingaben die Rechtswirkungen der
Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB entfalten.

§ 89c Abs 2 Z 3 schließlich bestimmt, dass Beilagen
zu elektronischen Eingaben in Form von elektroni-
schen Urkunden anzuschließen sind.

In der Praxis hat sich zumal bei längeren Schriftsät-
zen eingebürgert, diese der ERV-Eingabe als PDF-Do-
kument anzuschließen, sozusagen als „Beilage“ iSd
§ 89c Abs 2 Z 3 GOG. Grund ist unter anderem, dass
Schriftsätze so formatiert und übersichtlich strukturiert
eingebracht werden können.

III. Entwicklung
Das Verwaltungsgerichtsbarkeits-Ausführungsgesetz
201311) enthält in Art 3, 4. Unterabschnitt Bestimmun-
gen über den elektronischen Rechtsverkehr in Verfah-
ren vor dem VwGH. Nach einer Verordnungsermäch-
tigung in Art 3 § 73 verweist Art 3 § 76 leg cit subsidiär
auf die §§ 89a bis 89g GOG.

In Art 4 sieht das Verwaltungsgerichtsbarkeits-Aus-
führungsgesetz 2013 die Einführung des elektronischen
Rechtsverkehrs in Verfahren vor dem VfGH vor. Dazu
wird § 14a in das VfGG12) eingefügt, der die wesentli-
chen Bestimmungen über den ERV enthält. Zunächst
wird in § 14a Abs 3 auf § 89a Abs 2, § 89c Abs 1 und
§ 89d GOG verwiesen.

Aufgrund der Verordnungsermächtigungen in § 14a
Abs 2 und 3 VfGG schließlich wurden mit einer Ver-
ordnung13) des Präsidenten des VfGH nähere Einzel-
heiten zum ERV geregelt. Damit sind nun auch Einga-
ben an und Zustellungen vom VfGH im Wege des
ERV vorzunehmen.

Judikatur zu mangelhaften ERV-Eingaben an
VwGH und VfGH fehlt freilich noch, jedoch dürften
die Probleme mit den vom OGH judizierten häufig
ident sein. Wie eingangs dargestellt, geht es dabei um
Divergenzen zwischen Deckblatt und Anhang einer-
seits, andererseits um die Übermittlung des bloßen
Deckblattes ohne den eigentlichen Schriftsatz.

IV. Zusammenfassung
Weichen die Angaben zur Beurteilung der Parteistel-
lung im ERV-Deckblatt und im PDF-Anhang vonei-
nander ab, gilt das übermittelte PDF-Dokument als
schriftliche Eingabe, deren gesamter Inhalt neben den

gem § 75 ZPO vorgeschriebenen Angaben im Kopf
des Schriftsatzes zur Beurteilung der Parteistellung he-
ranzuziehen ist.14)

Meines Erachtens sind ERV-Deckblatt und als PDF-
Datei angehängter Schriftsatz als Einheit zu sehen. Da-
bei erfüllt das Deckblatt die Erfordernisse für die rich-
tige Zuteilung des Aktes im Rahmen der Geschäftsord-
nung des jeweiligen Gerichtes und dient der Dokumen-
tation des Zustellvorganges. Das Deckblatt enthält alle
von § 75 ZPO geforderten Angaben, sodass diese nicht
nochmals im Schriftsatz lt Anhang wiederholt werden
müssten.

Der Schriftsatz, der gesondert als PDF-Datei ange-
hängt wird, hingegen enthält die in § 226 ZPO gefor-
derten Angaben, die zur inhaltlichen Beurteilung der
Sache notwendig sind.

In der Praxis scheinen die Daten des ERV-Deck-
blatts auf der ersten Seite des Schriftsatzes, der als
PDF-Datei angehängt wird, noch einmal auf. Damit
haben Schriftsätze, die als PDF-Dokument per web-
ERV eingebracht werden, zwei Köpfe. Das wäre
strenggenommen wohl nicht nötig, ist jedoch schon
aufgrund der besseren Übersichtlichkeit zweckmäßig
und empfehlenswert.

Der Wortlaut des Rechtssatzes RIS-Justiz
RS0125827 legt nahe, bei Widersprüchen zwischen
PDF-Dokument und ERV-Deckblatt nur die Angaben
des PDF-Dokuments zur Beurteilung der Parteistel-
lung heranzuziehen. Damit wird er jedoch der in der
E 1 Ob 30/10h vertretenen Ansicht des OGH nicht
vollständig gerecht. Dort wird nämlich ausdrücklich
auch auf den Widerspruch zwischen ERV-Deckblatt,
Kopf und Tatsachenvorbringen des als PDF-Doku-
ment angehängten Schriftsatzes Bezug genommen.

Divergieren ERV-Deckblatt und Schriftsatz, sind
daher beide Dokumente heranzuziehen, um den Inhalt
des Schriftsatzes zu ermitteln.

11) BGBl I 2013/33.
12) Verfassungsgerichtshofgesetz – VfGG BGBl 1953/85 idF BGBl 2013/

33.
13) Verordnung des Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes über die

elektronische Einbringung bzw Übermittlung von Schriftsätzen, von
Beilagen zu Schriftsätzen, von Ausfertigungen von Erledigungen
des Verfassungsgerichtshofes und von Kopien von Schriftsätzen
und Beilagen BGBl II 2013/82.

14) Vgl RIS-Justiz RS0035060; RS012587; OGH 25. 11. 2008, 9 Ob 78/
08y.

Abhandlungen

ERV-Deckblatt vs PDF-Anhang
Autor: RA Dr. Dan Katzlinger, Innsbruck
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EU stärkt Recht auf Rechtsbeistand
in Strafverfahren

D ie Europäische Union hat einen weiteren wichti-
gen Schritt in Richtung Stärkung der Verfahrens-

rechte gemacht, indem sie die Richtlinie über das Recht
auf Rechtsbeistand in Strafverfahren und das Recht auf
Kontaktaufnahme bei der Festnahme beschlossen hat.

In dieser Richtlinie ist der Hauptgrundsatz niederge-
legt, wonach alle Verdächtigen und Beschuldigten in
Strafverfahren möglichst umgehend und in einerWeise
Zugang zu einem Rechtsbeistand erhalten müssen, die
es ihnen erlaubt, ihre Verteidigungsrechte effizient
wahrzunehmen.

Die Mitgliedstaaten hatten im Rat den für die Rechte
der Verdächtigen und Beschuldigten in Strafverfahren
positiven und unterstützenswerten Richtlinienvor-
schlag der Europäischen Kommission sehr weitgehend
ausgedünnt. Nicht zuletzt ist es den Bemühungen des
ÖRAK und des CCBE im Europäischen Parlament zu
verdanken, dass die Regelungen des ursprünglichen
Kommissionsentwurfs weitgehend erhalten bleiben
konnten.

Diese Richtlinie gilt für Verdächtige oder Beschul-
digte in Strafverfahren ab dem Zeitpunkt, zu dem eine
Person von den zuständigen Behörden eines Mitglied-
staates durch amtliche Mitteilung oder auf sonstige Art
und Weise davon in Kenntnis gesetzt wurde, dass sie
der Begehung einer Straftat verdächtigt oder beschul-
digt ist bis zum Abschluss des Verfahrens.

Ferner muss dieses Recht vor Beginn der ersten Be-
fragung durch die Polizei oder andere Strafverfol-
gungs- oder Justizbehörden, bei Vornahme einer Ver-
fahrens- oder Beweiserhebungshandlung durch Er-
mittlungs- oder sonstige zuständige Behörden sowie
bei Freiheitsentzug gewährleistet werden.

Dem Beschuldigten muss das Recht zustehen, sich
mit einem Rechtsanwalt seiner Wahl rechtzeitig und
vertraulich und mit ausreichender Zeit vor seiner Be-
fragung durch Polizei oder Richter beraten zu können.
Nur unter außergewöhnlichen Umständen und im vor-
gerichtlichen Stadium können Mitgliedstaaten vorü-
bergehend Ausnahmen von diesem Recht zulassen, so-
fern dies angesichts der besonderen Umstände des Fal-
les gerechtfertigt ist und eine Gefahr für Leib oder Le-
ben oder für die Freiheit einer Person dringend
erforderlich ist und/oder um die Gefährdung eines
Strafverfahrens abzuwenden.

Während einige Mitgliedstaaten gefordert hatten,
das Recht auf Vertraulichkeit in weiteren Fällen einzu-
schränken, etwa wenn der Verdacht bestünde, dass der
Rechtsanwalt selbst in kriminelle Aktivitäten verwickelt
ist, vertrat der ÖRAK vehement die Position, dass eine

Ausnahme vom Prinzip der anwaltlichen Verschwie-
genheit unter keinen Umständen zulässig sein darf.

Zudem muss der Rechtsbeistand das Recht haben,
bei der Befragung anwesend zu sein und wirksam daran
teilzunehmen. Der Forderung einiger Mitgliedstaaten
nach einem bloßen Anwesenheitsrecht des Rechtsbei-
standes wurde eine Absage erteilt.

Verdächtige und Beschuldigte sollen während des
Freiheitsentzugs außerdem das Recht haben, unverzüg-
lich Kontakt zu mindestens einem Dritten – dies kann
etwa ein Angehöriger oder der Arbeitgeber sein – auf-
zunehmen. Die Mitgliedstaaten können auch dieses
Recht angesichts zwingender Erfordernisse oder ver-
hältnismäßiger operativer Erfordernisse einschränken
oder aufschieben.

Im Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen
Haftbefehls wird festgelegt, dass die Person, deren
Übergabe beantragt wurde, sowohl im Vollstreckungs-
mitgliedstaat als auch im Ausstellungsmitgliedstaat das
Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand hat (sog
Doppelrepräsentation), wobei sich die Rolle des
Rechtsbeistandes im Ausstellungsmitgliedstaat darauf
beschränkt, den Rechtsbeistand im Vollstreckungsmit-
gliedstaat zu unterstützen.

Es steht demVerdächtigen oder Beschuldigten offen,
auf sein Recht auf Rechtsbeistand zu verzichten, vo-
rausgesetzt, er hat im Vorhinein mündlich oder schrift-
lich eindeutige und ausreichende Informationen in ein-
facher und verständlicher Sprache über den Inhalt des
betreffenden Rechts und die möglichen Folgen eines
Verzichts auf das Recht erhalten.

Das im Kommissionsentwurf ursprünglich vorgese-
hene Recht des Rechtsbeistandes auf Prüfung der Haft-
bedingungen wurde insofern abgeschwächt, als der
Rechtsbeistand nunmehr nur die Möglichkeit haben
soll, die zuständigen Behörden in Bezug auf die Bedin-
gungen zu befragen.

Auch auf die Aufnahme eines generellen Beweismit-
telverbotes wurde verzichtet. Die Mitgliedstaaten wer-
den vielmehr aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass
bei der Beurteilung von Aussagen eines Verdächtigen
oder Beschuldigten oder von Beweisen, die unter Miss-
achtung seines Rechts auf Rechtsbeistand erhoben wur-
den, die Verteidigungsrechte und ein faires Verfahren
beachtet werden. Es wird ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass hierbei die Rsp des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte zu beachten ist.

Um den Bedürfnissen einiger Mitgliedstaaten Rech-
nung zu tragen, findet die Richtlinie in Bezug auf min-
derschwere Vergehen (wie etwa bei häufig begangenen
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Verkehrsübertretungen) nur auf das Verfahren vor ei-
nem in Strafsachen zuständigen Gericht Anwendung.

Positiv zu vermerken ist, dass die Richtlinie zudem
den Rechten von Kindern und anderen schutzbedürfti-
gen Personen Rechnung trägt.

Die Richtlinie ist Teil eines Fahrplans zur Stärkung
von Verfahrensrechten, auf den sich die EU-Mitglied-
staaten auf Initiative des schwedischen Ratsvorsitzes be-
reits im Oktober 2009 geeinigt hatten. Darin sollen in
einem schrittweisen Ansatz die Verteidigungsrechte
von verdächtigten und beschuldigten Personen festge-
legt und die Fairness von Strafverfahren gewährleistet

werden. Als weitere Maßnahme wird bereits an einer
Empfehlung zur grenzüberschreitenden Verfahrens-
hilfe gearbeitet.

Der Rat hat die Richtlinie am 7. 10. 2013 verabschie-
det. Danach muss sie im Amtsblatt der Europäischen
Union veröffentlicht werden und tritt am zwanzigsten
Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Die Mit-
gliedstaaten haben nach Veröffentlichung der Richtli-
nie 36 Monate Zeit, diese in nationales Recht umzuset-
zen.

Mag. Katarin Steinbrecher
ÖRAK-Büro Brüssel
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Anwaltsakademie
Terminübersicht November 2013 bis Dezember 2013

November 2013

7. bis 9. 11. INNSBRUCK
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminarnummer: 20131107/6

7. bis 9. 11. WIEN
Key qualifications
Verhandeln bei Gericht für Rechtsanwaltsanwärter
– alles, was Sie noch können sollten!
Seminarnummer: 20131107/8

8. und 9. 11. GRAZ
Special
Insolvenzrecht
Seminarnummer: 20131108/5

8. und 9. 11. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Strafverfahren I
Seminarnummer: 20131108/3

8. und 9. 11. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht II: Der Gesellschaftsvertrag –

Schwerpunkt GmbH
Seminarnummer: 20131108A/8

11. 11. SCHWECHAT
Special
Die Anfechtung
Seminarnummer: 20131111/2

15. und 16. 11. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im Schadenersatz- und Versi-
cherungsrecht
Seminarnummer: 20131115B/8

15. und 16. 11. GRAZ
Special
Arbeitsrecht
Seminarnummer: 20131115/5

15. und 16. 11. WIEN
Special
Lauterkeitsrecht
Seminarnummer: 20131115/8

18. 11. WIEN
Privatissimum
Finanzstrafrecht
Seminarnummer: 20131118/8

19. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
12. Vermögensveranlagung und Steuern
Die Besteuerung der Einkünfte
aus Kapitalvermögen
Seminarnummer: 20131119/8

21. bis 23. 11. BRUNN AM GEBIRGE
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20131121/2

21. bis 23. 11. WIEN
Special
Start up für Rechtsanwälte –

der Sprung ins kalte Wasser
Seminarnummer: 20131121/8

22. 11. BREGENZ
Basic
Bauvertrag und Bauprozess
Seminarnummer: 20131122/7

22. und 23. 11. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Zivilverfahren II
Seminarnummer: 20131122/3

22. und 23. 11. WIEN
Special
Honorarrecht
Seminarnummer: 20131122/8

26. 11. WIEN
Privatissimum
Aktueller Zwischenbericht:
Wirtschaftsdelikte aus staatsanwaltlicher Sicht
Seminarnummer: 20131126/8

28. bis 30. 11 IGLS
Basic
Strafverfahren
Seminarnummer: 20131128/6

29. und 30. 11. GRAZ
Basic
Exekutionsrecht – Fahrnis- und
Gehaltsexekution, Realexekution
Seminarnummer: 20131129/5

29. und 30. 11. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht III: Die Aktiengesellschaft
Seminarnummer: 20131129A/8
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Dezember 2013

3. 12. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
13. Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminarnummer: 20131203/8

5. und 6. 12. ATTERSEE
Special
Schriftsätze im Zivilprozess
Seminarnummer: 20131205/3

6. 12. WIEN
Update
Einbringung – Verschmelzung – Spaltung
Seminarnummer: 20131206A/8

6. und 7. 12 WIEN
Update
Rechtsentwicklung im
europäischen Wirtschaftsrecht
Seminarnummer: 20131206/8

Strafverfahren I
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Basisseminar macht mit den Grundbegriffen des
Ermittlungsverfahrens und des Erkenntnisverfahrens
erster Instanz vertraut. Schwerpunkte dabei bilden die
praxisrelevanten Themenbereiche Diversion, Untersu-
chungshaft und Hauptverhandlung.
Neben Vorträgen mit Fallbesprechungen sollen die Se-
minarteilnehmer auch Beispiele aus der Praxis lösen.
Planung: Mag. René Haumer, RA in Linz

Referenten: Dr. Sonja Herbst, Staatsanwältin bei der
Staatsanwaltschaft in Wien
Mag. René Haumer, RA in Linz
Dr. Lukas Kollmann, RA in Wien
Dr. Rainer Nimmervoll, Richter des Landesgerichtes
Linz
Termin: Freitag, 8. 11. 2013 und Samstag, 9. 11. 2013
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: St. Georgen i. A.,Hotel Attergau-
hof

Arbeitsrecht
Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar bietet einen grundlegenden Überblick
über wichtige Bereiche für Arbeitnehmer und Arbeit-
geber in der Arbeitswelt. Praxisbezogene Sachverhalte
werden mit der Theorie des Arbeitsrechts verknüpft.
Das Spektrum dieses Seminars reicht vom Arbeitsver-
trag bis zur Beendigung und den sich daraus ergeben-
den Konsequenzen.
Planung: Mag. Gudrun Draxler, RA in Graz, Eingetra-
gene Mediatorin

Referenten: Univ.-Prof. Dr. Gert-Peter Reissner, Uni-
versität Innsbruck – Institut für Arbeits- und Sozial-
recht, Wohn- und Immobilienrecht und Rechtsinfor-
matik
Mag.Gudrun Draxler, RA in Graz, Eingetragene Medi-
atorin
Termin: Freitag, 15. 11. 2013 und Samstag, 16. 11.
2013 = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Graz, Hotel Das Weitzer

Bauvertrag und Bauprozess
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar befasst sich mit den wichtigsten prakti-
schen Problemen, die rund um einen Bauvertrag und
einen Bauprozess entstehen können. Dabei wird beson-
deres Augenmerk auf Tipps aus der Praxis für die Praxis

und auf die direkte Anwendbarkeit des Seminarinhalts
im täglichen Kanzleibetrieb gelegt.
Planung: Mag. Stefan Aberer, RA in Bregenz
Referentin: Hon.-Prof. Dr. Irene Welser, RA in Wien
Termin: Freitag, 22. 11. 2013 = 2 Halbtage
Veranstaltungsort: Bregenz, Hotel Schwärzler

Österreichisches Anwaltsblatt 2013/11
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Zivilverfahren II

Basic

Warum Sie teilnehmen sollten:
Inhalt dieses Seminars ist die Darstellung der wesentli-
chen Rechtsmittel im Zivilverfahren – Berufung und
Revision. Berufungs- und Revisionsgründe werden an-
hand von praxisbezogenen Beispielen und der aktuellen
Judikatur dargestellt.
Ein besonderer Schwerpunkt wird auf die Erörterung
möglicher Fehler und Unterlassungen von Anwälten
im Rahmen des Rechtsmittelverfahrens gelegt.

Planung: Mag. Dr. Wolfgang Fromherz, RA bis 2010 in
Linz
Referenten: Mag. Dr. Wolfgang Fromherz, RA bis 2010
in Linz
Dr. Barbara Jäger, Richterin des OLG Linz
Hon.-Prof. Dr. Hansjörg Sailer, Senatspräsident des
OGH, Johannes Kepler Universität Linz
Termin: Freitag, 22. 11. 2013 und Samstag, 23. 11.
2013 = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: St. Georgen i. A., Hotel Attergau-
hof

Exekutionsrecht – Fahrnis- und Gehaltsexekution, Realexekution
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Seminarziel ist es, den Teilnehmern zu vermitteln, wel-
che Anforderungen die Exekutionsordnung an einen
Exekutionstitel stellt, welche Möglichkeiten die Exeku-
tionsordnung bietet, um offene Forderungen einzutrei-
ben, sowie Ansprüche auf Handlungen und Unterlas-
sungen durchzusetzen.
Das Durchspielen verschiedener Exekutionsverfahren
wird den Teilnehmern zeigen, welche Aufgaben der
Anwalt als Vertreter des Betreibenden, des Verpflichte-
ten oder eines unbeteiligten Dritten in einem Exekuti-
onsverfahren hat.

Auch die Klagen im Exekutionsverfahren (§§ 35 bis 37
EO), die Aufschiebung der Exekution, die Exekution
zur Sicherstellung und die einstweiligen Verfügungen
werden kurz behandelt.
Das Sponsoring für dieses Seminar übernimmt die Stei-
ermärkische Sparkasse.
Planung: Dr. Gerald Mader, RA in Graz
Referenten: Dr. Gerald Mader, RA in Graz
ADir. Anton Jauk, Rechtspfleger, Bezirksgericht
Frohnleiten
Termin: Freitag, 29. 11. 2013 und Samstag, 30. 11.
2013 = 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Graz, Steiermärkische Sparkasse

Einbringung – Verschmelzung – Spaltung
Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar „Update Einbringung – Verschmelzung –

Spaltung“ vermittelt Ihnen einen fundierten Überblick
über Neuerungen im Bereich der wichtigsten Transak-
tions- und Umstrukturierungskonzepte.
Aus gesellschaftsrechtlicher, unternehmensrechtlicher
und steuerlicher Sicht werden die aktuellen Normen
und Praktiken bei Verschmelzungen, Spaltungen und
Einbringungen dargestellt. Besonderes Augenmerk
wird auf die grenzüberschreitende Verschmelzung so-
wie die Rechtsformänderung gerichtet. Spaltungen
werden unter dem Blickwinkel des Gesellschafteraus-
schlussgesetzes und den unternehmensrechtlichen so-
wie steuerlichen Aspekten von Squeeze-out-Szenarien
behandelt.
Darüber hinaus werden Neuerungen des Umgrün-
dungssteuergesetzes sowie Aktuelles aus den Umgrün-

dungssteuerrichtlinien sowie zur umgründungsrechtli-
chen Judikatur behandelt, soweit sie für die anwaltliche
Beratung von Einbringungen von Bedeutung sind.
Planung: ao. Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in
Wien
Referenten: Mag. Dr. Petra Hübner-Schwarzinger, Steu-
erberaterin in Wien, Gerichtlich beeidete und zertifi-
zierte Sachverständige
ao. Univ.-Prof. MMag. Dr. Klaus Hirschler, Wirt-
schaftsuniversität Wien – Institut für Revisions-, Treu-
hand- und Rechnungswesen, Abteilung für Betriebs-
wirtschaftliche Steuerlehre, Steuerberater
Dr. Clemens Hasenauer, LL. M. (NYU), RA in Wien
und New York
Termin: Freitag, 6. 12. 2013 = 2 Halbtage
Veranstaltungsort: Wien, Holiday Inn Vienna-South
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Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle
Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!
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online 

Dieses Werk ist auch in Kürze online erhält lich.
Nähere Informationen und Bestellung unter
Tel.: +43 1 531 61 655 bzw. vertrieb@manz.at
oder auf http://manz.at/kartellrecht

2. Auf lage 2013. CIV, 1094 Seiten.
Ln. EUR 198,–
ISBN 978-3-214-00733-1

J. P. Gruber

Österreichisches Kartellrecht 2. Aufl age

Die 2. Aufl age der großen Gesetzausgabe zum österreichischen Kartellrecht bietet eine umfas-
sende Übersicht über die österreichische Rechtsprechung mit Anmerkungen und mehr als 3900 
Entscheidungen.
•  Kartell- und Wettbewerbsrechts-Änderungsgesetz 2012 (KaWeRÄG 2012, BGBl I 2013/13) sowie 

Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 (BGBl I 2012/51)
• NEU „Handbuch für die Kronzeugenregelung“
• Neue Schadenersatzregelungen wegen Wettbewerbsverstößen
• Mit Kartellgesetz, Wettbewerbsgesetz, Nahversorgungsgesetz sowie
• den wesentlichsten europäischen Bestimmungen.
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Amtliche Mitteilungen

Kundmachung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages
Die Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages hat bei ihrer Tagung am
28. September 2013 beschlossen:

Änderung der „Allgemeinen Honorar-Kriterien“
(AHK, kundgemacht auf der Homepage des Öster-

reichischen Rechtsanwaltskammertages [www.rechts-
anwaelte.at] am 10. Oktober 2005, am 28. April 2008,
am 11. Mai 2009, am 10. Mai 2011 und am 3. Oktober
2012), die, wenn nichts anderes vorgesehen, mit ihrer
Kundmachung in Kraft tritt:

§ 5 Z 1 AHK lautet nunmehr wie folgt:
1. Abgabensachen (Steuern, Gebühren und Beiträge)
a) bei Streitigkeiten der strittige Betrag,
b) bei Abgabenerklärungen der sich auf ihrer Grund-
lage ergebende Abgabenbetrag,

c) bei Abgabenerklärungen nach §§ 30b und 30c
EStG 1988 der Wert der Gegenleistung im Sinne
des § 5 GrEStG 1987,
d) sonst a 3.000,–
§ 8 Abs 6 lautet nunmehr wie folgt:
(6) Für Abgabenerklärungen nach §§ 30b und 30c

EStG 1988 kann der Ansatz nach TP 1 bis TP 3A
RATG als angemessen betrachtet werden.

DER ÖSTERREICHISCHE
RECHTSANWALTSKAMMERTAG

Dr. Rupert Wolff
Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (www.rechtsanwaelte.at) am
30. September 2013.

Kundmachung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages
Die Vertreterversammlung des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages hat bei ihrer Tagung am
28. September 2013 beschlossen:
Änderung der „Richtlinie gemäß § 37 Abs 1 Z 1a

RAO über Ausweiskarten mit elektronischer An-
waltssignatur“ (Ausweis-RL, kundgemacht auf der
Homepage des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages [http://www.rechtsanwaelte.at] am 3. Okto-
ber 2006 und am 9. November 2009), die, wenn nichts
anderes vorgesehen, mit ihrer Kundmachung in Kraft
tritt:
§ 4 Abs 2 Ausweis-RL lautet nunmehr wie folgt:
(2) Ist der Austausch der Ausweiskarte wegen des Ab-

laufs der Gültigkeitsdauer oder des Austauschs des Zer-
tifikates notwendig, kann der Ausweis auch durch einen
ausgewiesenen Beauftragten abgeholt oder an den
Rechtsanwalt nachweislich zugestellt werden.
In § 4 Ausweis-RL wird nach Abs 2 folgender

Abs 3 eingefügt:
(3) Bei der Abholung hat der Rechtsanwalt (oder im

Fall des Abs 2 durch den Beauftragten) anzugeben, ob
auch das qualifizierte Zertifikat für die elektronische
Anwaltssignatur aktiviert werden soll. Bei der Zustel-

lung gemäß Abs 2 kann der Rechtsanwalt die Aktivie-
rung des neuen Zertifikates selbst vornehmen.
In § 7 Abs 1 Ausweis-RL wird die Wortfolge

„durch Zerschneiden“ durch die Wortfolge „in ge-
eigneter Weise“ ersetzt.
In § 9 Ausweis-RL wird die Wortfolge „durch

Zerschneiden“ durch die Wortfolge „in geeigneter
Weise“ ersetzt.
In § 10 Ausweis-RL wird die Wortfolge „durch

Zerschneiden“ durch die Wortfolge „in geeigneter
Weise“ ersetzt.
§ 11 Abs 2 Ausweis-RL wird gestrichen.
Bei demText des bisherigen § 11 Abs 1 Ausweis-

RL entfällt die Absatzbezeichnung „(1)“.

DER ÖSTERREICHISCHE
RECHTSANWALTSKAMMERTAG

Dr. Rupert Wolff
Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (www.rechtsanwaelte.at) am
30. September 2013.
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European Law Institute (ELI) in Wien

D ie Jahreskonferenz und Generalversammlung des
European Law Institute (ELI) wurde vom 4. bis

6. 9. 2013 in Wien abgehalten. Zahlreiche ELI Mit-
glieder und externe Teilnehmer aus Europa und dem
europäischen Ausland, wie aus denUSA und Japan, ver-
sammelten sich, um sich über die Projekte und jüngsten
Entwicklungen des Instituts auszutauschen. Das ELI ist
eine Non-Profit Organisation, die sich seit 2011 für die
Verbesserung des Rechts in Europa einsetzt.

VP Dr. Marcella Prunbauer-Glaser © Natali Glisic

Unter großem Interesse der österr Rechtsöffentlich-
keit wurde zunächst am 4. 9. der Grundstein für den
ELI Austrian Hub gelegt. RA Dr. Marcella Prun-
bauer-Glaser, Vizepräsidentin des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertags (ÖRAK), und Univ.-Prof.
Dr. Christiane Wendehorst, Mitglied des ELI Exekutiv-
komitees, stellten dem Publikum im Haus der Euro-
päischen Union das ELI und die Rolle des ELI Aus-
trian Hubs vor. Die Einbindung österr JuristInnen
in die Tätigkeit des ELI soll durch die Etablierung ei-
ner nationalen Schnittstelle – des Austrian Hubs – er-
leichtert und der Informationsaustausch mit dem ELI
gefördert werden. Solche nationalen Schnittstellen
wurden bisher im Vereinigten Königreich, Frankreich
und Mitte September auch in Deutschland eröffnet.
In seinem Festvortrag bot der Präsident des Europä-
ischen Forums Alpbach, Dr. Franz Fischler, einen
Querschnitt der historischen Entwicklung der heuti-

gen EU und zeigte potenzielle Zukunftsmodelle und
-lösungen auf. Zahlreiche prominente Persönlichkei-
ten der österr Rechtswelt, wie ua Dr. Nikolaus Micha-
lek, Bundesminister für Justiz a.D., und RA Dr. Ger-
hard Benn-Ibler, Ehrenpräsident des ÖRAK, verfolgten
mit Interesse die anschließende Podiumsdiskussion,
welche von Hon.-Prof. Dr. Irmgard Griss, Präsidentin
des OGH iR und Sprecherin des ELI Senates, mode-
riert wurde. Das Podium, bestehend aus Univ.-Doz.
Mag. DDr. Ludwig Bittner (Präsident der Österreichi-
schen Notariatskammer), Univ.-Prof. Dr. Susanne
Kalss (Wirtschaftsuniversität Wien), Hon.-Prof.
Dr. Georg Kathrein (Sektionschef der Sektion I – Zi-
vilrecht, BMJ), RA Univ.-Prof. DDr. Peter Lewisch
(Universität Wien/Rechtsanwaltskanzlei Cerha Hem-
pel Spiegelfeld Hlawati), Univ.-Prof. DDr. Heinz
Mayer (Dekan der Rechtswissenschaftlichen Fakultät
der Universität Wien) und RA Hon.-Prof. Dr. Georg
Schima (Rechtsanwaltskanzlei Kunz Schima Wallen-
tin), setzte sich mit dem Thema der europäischen In-
tegration auseinander und vermittelte wertvolle prak-
tische Einblicke in die jeweiligen Spezialgebiete der
Diskutanten.

Im Anschluss an die Gründung des ELI Austrian
Hubs hieß der Rektor der Universität Wien, Univ.-
Prof. Dipl.-Ing. Dr. Dr.h.c. Heinz W. Engl, anlässlich
der Eröffnung der diesjährigen Projektkonferenz und
Generalversammlung des ELI weitere Gäste im Fest-
saal der Universität Wien willkommen. Dr. Lance Lieb-
man, Direktor des American Law Institute (ALI), einer
Inspirationsquelle und wichtigen Richtschnur des ELI,
lobte die Arbeit des Instituts und teilte wichtige Erfah-
rungen des 1923 gegründeten ALI mit dem Publikum.
Der scheidende Präsident des ELI, Sir Francis Jacobs,
welcher das Institut während der Gründungsjahre ge-
leitet hatte, nahm diese Gelegenheit zum Anlass, die
bisherige Entwicklung des Instituts Revue passieren
zu lassen.

„Wer hätte vor drei Jahren geglaubt, dass das ELI da-
hin gelangen würde, wo es heute ist? Es ist Ihnen hervor-
ragend gelungen, das Institut fest zu etablieren, sich in
vielen Initiativen einzubringen, die Verwirklichung des
Europäischen Rechtsraums voranzutreiben. Ihre Expertise
deckt viele Rechtsgebiete ab und ist überaus gefragt, nicht
zuletzt von der Seite der Europäischen Institutionen“, mit
diesen Worten begrüßte die Vizepräsidentin der Eu-
ropäischen Kommission, Dr. Viviane Reding, in ihrer
Videobotschaft die Teilnehmer der Projektkonferenz
am 5. 9. An diesem Tag im Festsaal des Wiener Rat-
hauses galt das Augenmerk dreien der aktuellen ELI
Projekte, welche von Expertenrunden und den Teil-
nehmern eingehend diskutiert wurden. Die vorge-
stellten Projekte widmen sich dem Gemeinsamen
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Europäischen Kaufrecht, dem Statut einer Europä-
ischen Stiftung und der Reform des Europäischen
Verwaltungsverfahrensrechts. Am Abend der Projekt-
konferenz hatten die Teilnehmer die Möglichkeit,
sich beim Galadinner im Kunsthistorischen Museum,
welches von der Rechtsanwaltskanzlei Kunz Schima
Wallentin großzügig gesponsert wurde, auszutau-
schen und die Schätze der Kunstkammer zu bewun-
dern.

Als einer der Höhepunkte der diesjährigen Veran-
staltung galt sicherlich die Generalversammlung, bei
welcher zum ersten Mal Wahlen für den Council, das
Führungsgremium des ELI, abgehalten wurden. Vor
der Verkündung der mit Spannung erwarteten Ergeb-
nisse hielt RA Dr. José Angelo Estrella Faria, General-
sekretär von UNIDROIT, eine Grundsatzrede zur
Globalisierung und regionalen Integration und wür-
digte die gute Zusammenarbeit der beiden Institute.
Unter den 60 gewählten Mitgliedern des ELI Council
befinden sich ua auch RA Dr. Marcella Prunbauer-Gla-
ser und Univ.-Prof. Dr. Verica Trstenjak (Universität

Wien). Die Leitung des Instituts übernimmt nun Präsi-
dentin Diana Wallis, langjähriges Mitglied des Europä-
ischen Parlaments, gemeinsam mit der künftigen Vize-
präsidentin Univ.-Prof. Dr. Christiane Wendehorst und
den restlichen Mitgliedern des Exekutivkomitees.

© Natali Glisic
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Disziplinarrecht

§ 1 DSt – Protest gegen das Verhalten eines Richters durch Verzeichnung von Kosten an das Gericht
Ein an das Gericht gerichtetes Begehren auf einen gesetzlich nicht vorgesehenen Kostenersatz für
Handlungen des RA, die eigentlich dem Gericht obliegen, stellt grundsätzlich eine Verletzung des Ge-
bots der Sachlichkeit im Umgang mit Behörden dar. Unter besonderen Umständen kann das Verschul-
den des agierenden RA so geringfügig sein, dass ein Freispruch iSd § 3 DSt ergehen kann.

OBDK 10. 6. 2013, 14 Bkd 3/13

Sachverhalt:

Der DR sprach den DB gem § 3 DSt vom Vorwurf der
Verletzung des Sachlichkeitsgebots frei. Er legte sei-
nem Freispruch folgenden Sachverhalt zugrunde:

Der DB habe über Anordnung des Verhandlungs-
richters mit einem Schreiben einen Zeugen geladen
und danach eine Vertagungsmitteilung an einen Zeu-
gen übermittelt und diese Leistungen jeweils nach
TP1 sowohl im gerichtlichen Kostenverzeichnis als
auch im Anspruchschreiben gegenüber dem LG gel-
tend gemacht.

Der DB habe die Durchführung dieser Ladungen,
welche ihm vom Verhandlungsrichter aufgetragen
wurden, deshalb nicht abgelehnt, weil er Rechtsnach-
teile, insb einen Prozessverlust für seine Klienten, be-
fürchtete.

Mit der Verzeichnung im gerichtlichen Kostenver-
zeichnis und der Geltendmachung gegenüber dem Prä-
sidium des LG habe der DB auch plakativ die Vor-
gangsweise des Verhandlungsrichters anprangern wol-
len.

Tatsächlich habe der DB weder von seiner Partei die
Bezahlung dieser Leistungen gefordert, noch habe fest-
gestellt werden können, dass sein Verhalten einem grö-
ßeren Personenkreis bekannt geworden sei bzw dass er-
hebliche Folgen aus dem Verhalten des DB entstanden
seien.

Der DR ging angesichts offenbar bestehender Span-
nungen zwischen dem DB und dem Verhandlungsrich-
ter davon aus, dass die Anweisung des Richters: „Dann
bringen Sie den Zeugen her“, nicht nur ein amikaler
Wunsch, sondern eine Anordnung des Richters gewe-
sen war und der DB die Anordnung zwar ablehnen
hätte können, dies aber deshalb nicht tat, weil er
Rechtsnachteile für seine Klientin, insb den Prozessver-
lust bei Ablehnung dieser Anordnung befürchtet habe,
was für den DR nachvollziehbar erschien.

Der DR beurteilte das Verzeichnen der beiden Leis-
tungen und die Geltendmachung gegenüber dem Prä-
sidium des LG als „Aufschrei“ des RA, welcher eine
entsprechende Vorgeschichte hätte. Daher sei das Ver-
schulden des DB iSd § 3 DSt geringfügig anzusehen,
weil es ihm darum gegangen sei, auch plakativ auf Um-
stände in der Verhandlung hinzuweisen, welche er für
nicht gerechtfertigt hielt, und sprach den DB unter An-
wendung des § 3 DSt frei.

Gegen den Freispruch, insb die Anwendung des § 3
DSt, erhob der KA Berufung. Die OBDK gab dieser
nicht Folge.

Aus den Gründen:
Die OBDK befand, dass gegenüber der ungewöhnli-
chen Vorgangsweise des Verhandlungsrichters, den –

mehrfachen – Aufwand bezüglich einer Zeugenladung
einem Parteienvertreter zu überbürden, das – über-
schießende – Verhalten des DB nur unbedeutende Fol-
gen nach sich gezogen hat.

Schließlich waren damit lediglich der Präsident des
LG und ein Sachbearbeiter befasst, welche zudem zur
Amtsverschwiegenheit verpflichtet sind und denen im-
merhin das Vorgehen des DB die Möglichkeit gab, der-
artige Vorgänge in Hinkunft hintanzuhalten.

Die OBDK gab daher der Berufung keine Folge.

Anmerkung:
Der Wunsch des Richters, eine Partei möge einen Zeugen stel-
lig machen, wird im Regelfall unproblematisch sein und keine
Weiterungen nach sich ziehen. Im vorliegenden Fall war die
Atmosphäre vergiftet, das Verhalten des Richters mag wohl
auch in anderen Fällen problematisch gewesen sein. Daher
wurde der Freispruch unter Anwendung des § 3 DSt bestätigt.
Resümee: Originell, aber disziplinarrechtlich nicht ungefähr-
lich, wie das Ringen um die Anwendbarkeit des § 3 DSt zeigt.
Nicht zur Nachahmung empfohlen!

Hahnkamper
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Disziplinarrecht

§ 10 Abs 1 RAO – Unzulässige (materielle) Doppelvertretung
Ein Verstoß gegen das Verbot der Doppelvertretung nach § 10 Abs 1 RAO setzt keine Interessenbeein-
trächtigung oder Schädigung der Partei voraus. Schutzzweck dieser Norm ist die Vermeidung schon
des Anscheins einer Preisgabe materieller Interessen des (ehemaligen) Klienten. Für die disziplinar-
rechtliche Beurteilung ist es unmaßgeblich, ob (auch) ein Verstoß gegen § 12a RL-BA vorlag (der
nur Fälle der formellen Doppelvertretung regelt).

OBDK 24. 6. 2013, 13 Bkd 2/13

Sachverhalt:
Mit dem angefochtenen Erk wurde der DB der DisVer-
gehen der Berufspflichtenverletzung und der Beein-
trächtigung von Ehre und Ansehen des Standes nach
§ 1 Abs 1 1. und 2. Fall DSt schuldig erkannt, weil er
im August 2011 beim BG klagsweise gegen K wegen ei-
ner möglichen Verpflichtung aus einem Schenkungs-
vertrag vorgegangen war, obwohl er K im April 2003
diesen Schenkungsvertrag betreffend beraten hatte,
und dadurch gegen das Verbot der Doppelvertretung
verstoßen hat. Über den DB wurde hiefür die DisStrafe
des schriftlichen Verweises verhängt.

Der DR stellte dazu fest, dass der DB im Jahr 2003
mit der Geschenknehmerin den Rohentwurf eines
von einem Notar errichteten Schenkungsvertrags zwi-
schen ihr und ihrer Mutter (Geschenkgeberin) bespro-
chen und handschriftliche Anmerkungen gemacht
hatte, die aber nicht den Vertragspunkt „Kosten, Steu-
ern und Gebühren“ betrafen. Diese Vertragsbestim-
mung enthält die Verpflichtung der Geschenknehme-
rin zur Kostenzahlung. Der DB verrechnete ihr für
diese Beratung kein Honorar.

Der Vertrag wurde in der Folge unterfertigt, uzw
ohne weitere Beteiligung des DB.

Die Geschenknehmerin war mit der Kostenzahlung
säumig. Deshalb beauftragte die Geschenkgeberin
den DB im Jahr 2010 mit der Durchsetzung ihrer For-
derung. Nach ergebnisloser Aufforderung brachte der
DB im August 2011 in Vollmacht der Geschenkgeberin
gegen die Geschenknehmerin die Klage ein.

Bei der Strafbemessung wertete der DR als mil-
dernd, dass der DB das Mandat zur Vertretung der
Mutter von K in der Folge zurückgelegt hat und kein
Schaden für die Mandanten entstanden ist, sowie das
„Tatsachengeständnis“, als erschwerend hingegen kei-
nen Umstand.

Der gegen den Schuldspruch erhobenen Berufung
des DB gab die OBDK keine Folge und begründete
dies wie folgt:

Es ist unmaßgeblich, ob (auch) ein Verstoß gegen die
– indes nur Fälle der formellen Doppelvertretung re-
gelnde – Bestimmung des § 12a RL-BA vorlag. Denn
das vom DR festgestellte Verhalten des DB verwirk-
lichte keine formelle, sondern eine materielle (unei-
gentliche) Doppelvertretung, bei der ein RA eine Partei
vertritt oder berät, nachdem er die Gegenpartei in der-
selben oder einer damit zusammenhängenden Sache
vertreten oder beraten hatte (§ 10 Abs 1 1. Satz
RAO). „Dieselbe Sache“ lag zufolge der Sachverhalts-
annahme des DR vor, wonach Rechtsgrundlage der ge-
gen K eingebrachten Klage auf Zahlung von Kosten je-
ner Schenkungsvertrag war, zu dem der DB diese –

wenngleich nicht im Kostenpunkt – zuvor beraten
hatte. Der Einwand, vorliegend habe keineMöglichkeit
einer Interessenbeeinträchtigung der früheren Man-
dantin bestanden, versagt schon deshalb, weil ein Ver-
stoß gegen § 10 Abs 1 RAO keine Interessenbeein-
trächtigung oder Schädigung der Partei voraussetzt.
Schutzzweck der genannten Norm ist nämlich die Ver-
meidung schon des Anscheins einer Preisgabe materiel-
ler Interessen des ehemaligen Klienten (RIS-Justiz
RS0118082).

Anmerkung:
Der Fall zeigt die Gefahr, einen Vertrag „schnell einmal
durchzusehen“, vielleicht unter Freunden, mit ein paar hand-
schriftlichen Anmerkungen zu versehen, und das ohne Hono-
rar. Ein Akt wird in der Kanzlei-EDV natürlich nicht ange-
legt, sodass die Kollisionskontrolle, Jahre später, vor Einbrin-
gung der Zahlungsklage, negativ verläuft. Dennoch kann
am Vorliegen einer materiellen Doppelvertretung kein Zweifel
bestehen. Die Hervorhebung beider Instanzen, die sieben Jahre
zurückliegende Vertragsbegutachtung habe nicht den Kosten-
punkt umfasst, wäre zu hinterfragen. Denn der DB war durch
die seinerzeitige Begutachtung des Vertrags wohl insgesamt
„conflicted“, auch wenn er nicht jede einzelne seiner Bestim-
mungen mit seiner damaligen Mandantin – nunmehr Gegen-
partei – erörtert hatte.

Hahnkamper
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Disziplinarrecht

§ 9 Abs 1 RAO; § 1 DSt – Ausnahmsweise Zulässigkeit einer Drohung mit nicht offengelegter Strafan-
zeige
Ein RA darf sachlich nicht gerechtfertigte Druckmittel weder ankündigen noch anwenden. Die Andro-
hung inadäquater Maßnahmen zur Durchsetzung der Ansprüche des Klienten ist durch § 9 RAO nicht
gedeckt und begründet eine Berufspflichtenverletzung und eine Beeinträchtigung von Ehre und Anse-
hen des Standes. Dennoch ist ein Freispruch gem § 3 DSt wegen des Vorliegens einer Ausnahmesitua-
tion ergangen.

OBDK 22. 4. 2013, 4 Bkd 5/12

Der DR hatte den DB wegen des Vorwurfs, er habe
in einer Besprechung in den Räumlichkeiten der P
GmbH angekündigt, eine Strafanzeige gegen G, Ge-
sellschafterin und Geschäftsführerin der P GmbH ein-
zubringen, wenn es nicht zu einer Einigung über die
Übernahme der P GmbH käme, schuldig erkannt (dop-
pelte Qualifikation) und über ihn einen schriftlichen
Verweis verhängt.

Dagegen erhob der DB Berufung.
Folgender Sachverhalt liegt zugrunde:
Bei einer Besprechung in den Räumlichkeiten der P

GmbH, an der die anwaltlich vertretene G und ein wei-
terer Gesellschafter teilnahmen, vertrat der DB deren
Gegner F.

Bereits vor der Besprechung hatte der DB als Vertre-
ter des F mehrere Strafanzeigen gegen G wegen der
Vorwürfe des schweren Betrugs, der Untreue, der Ver-
leumdung, der Geldwäsche und wegen Bildung einer
kriminellen Vereinigung eingebracht. Zur Bespre-
chung hatte der DB ein verschlossenes Kuvert mitge-
bracht, das er im Zuge der Gespräche aus seiner Tasche
nahm. Er teilte G mit, dass er bereits mehrere Strafan-
zeigen gegen sie eingebracht und eine weitere bei sich
habe. Er ließ durchblicken, dass er diese Strafanzeige
einbringen werde, wenn sich G nicht kooperativ zeigen
würde. Der Inhalt der angeblichen Strafanzeige wurde
nicht thematisiert, das Kuvert wurde auch nicht geöff-
net. G kam den Aufforderungen des DB nach. Die an-
gebliche Strafanzeige wurde von ihm nicht eingebracht.

Das Verhältnis zwischen den Gesellschaftern der div
Gesellschaften und ehemaligen Geschäftspartnern war
sehr angespannt und von wechselseitigen Schuldvor-
würfen geprägt.

Der erk Sen der OBDK stellte zudem fest, dass die
Beziehung zwischen den Streitteilen durch die massi-
ven Zerwürfnisse und das wechselweise Misstrauen
zwischen den ehemaligen Geschäftspartnern geprägt
war. Sowohl der Mandant des DB als insb auch jener
Geschäftspartner, der mit G zusammenarbeitete, muss-
ten sich auch strafrechtlich verantworten. Obwohl bei
der Besprechung der Inhalt der vorgeblichen Anzeige
nicht thematisiert wurde, lag nahe, dass es wiederum,
ebenso wie in den vorangehenden Anzeigen, um Ma-
chenschaften im Zusammenhang mit den beiden Un-

ternehmen, durch die sich der Mandant des DB geschä-
digt fühlte, ging. Zudem fand das betreffende Gespräch
in Anwesenheit des anwaltlichen Vertreters von G statt,
der entsprechend nachfragen hätte können, was Inhalt
der vorgeblichen Anzeige sei, und der in der Lage ge-
wesen sein musste, die Drohgebärde des DB abzuweh-
ren und G. entsprechend zu beraten.

In rechtlicher Hinsicht beurteilte die OBDK diesen
Sachverhalt wie folgt: Die Erstattung von Anzeigen
und ebenso ihre Androhung durch einen RA hat eine
sorgfältige und kritische Prüfung des Sachverhalts zur
Voraussetzung (RIS-Justiz RS0056158). Die Andro-
hung inadäquater Maßnahmen zur Durchsetzung der
Ansprüche des Klienten bildet ein disziplinär zu ahn-
dendes Fehlverhalten (RIS-Justiz RS0055970). Bei der
Frage, ob ein bestimmtes Verhalten des RA ein unzu-
lässiges Druckmittel darstellt, ist zu prüfen, ob die an-
gekündigte Vorgangsweise als ernstliche Einschüchte-
rung aufgefasst werden konnte und der RA bei pflicht-
gemäßer Aufmerksamkeit diese Wirkung voraussehen
musste (RIS-Justiz RS0055970 T 3).

Entscheidend ist demnach primär, wie die Drohung
mit einer – weiteren – Anzeige aus der Sicht des DB
wirken musste und nicht, wie G darauf reagierte. Dass
der DB die beschriebene Drohung einsetzte, um für
seinen Klienten eine bessere Verhandlungsposition zu
erzwingen, also auf eine entsprechende Wirkung seiner
Drohung bei den Kontrahenten hoffte, steht hier außer
Zweifel. Mangels eines Hinweises, worum es in der An-
zeige gehen sollte, war es der G und ihrem Vertreter
nicht möglich zu beurteilen, ob die Anzeige, deren Ein-
bringung angedroht wurde, einen realistischen Hinter-
grund hat und überhaupt geeignet ist, sich auf die
wechselseitigen Verhandlungspositionen auszuwirken.
Gerade auch deshalb, weil der Inhalt nicht thematisiert
wurde, konnte G nicht wissen, ob es darin um ohnehin
bereits vom DB angezeigte Sachverhalte geht oder ob
weitere Vorwürfe gegen sie erhoben werden und inwie-
weit solche realistisch sein könnten. Unter den gegebe-
nen Umständen musste dem DB bewusst sein, dass die
Drohung mit der Anzeige, deren Ernsthaftigkeit durch
seine Geste, ein entsprechendes Kuvert hervorzuholen,
unterstrichen wurde, zumindest zur Einschüchterung
geeignet war.
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Dennoch gab die OBDK der Berufung des DB gegen
die Verurteilung zum schriftlichen Verweis Folge,
sprach ihn unter Anwendung des § 3 DSt frei und
führte aus:

Unter Berücksichtigung der besonderen Ausnahme-
situation, in der sich der DB und sein Mandant befan-
den, ist auch die Schuld des DB in diesem konkreten
Fall als gering einzustufen, sodass gerade noch die Vo-
raussetzungen für die Anwendung des § 3 DSt vorlie-
gen.

Anmerkung:
Zu den in § 9 Abs 1 RAO genannten – und somit grundsätzlich
erlaubten – Angriffs- und Verteidigungsmitteln gehört auch
die Androhung und Einbringung einer Strafanzeige (vgl Ein-
zelfälle in Feil/Wennig3 752–756). Das Kuvert im vorliegen-
den Fall blieb verschlossen, der Inhalt der Drohung unbekannt.
Sie war jedenfalls erfolgreich. Erzwungen wurde die Einigung

über die Übernahme von Gesellschaftsanteilen. Der erk Sen
lässt keinen Zweifel daran, dass hier die „Essentialia“ einer un-
zulässigenDruckausübung vorliegen: Der Bedrohte wird durch
die angedrohte Vorgangsweise „ernstlich eingeschüchtert“ und
der Bedrohende beabsichtigt genau dies. Dass die (weitere)
Strafanzeige eine „adäquate Maßnahme zur Durchsetzung
der Ansprüche“ war, hätte unter den Umständen wohl der
DB behaupten und beweisen müssen. Dies unterließ er, weshalb
der DR (1. Instanz) einen Schuldspruch fällte. Mit der Ver-
hängung lediglich eines Verweises berücksichtigte er auch die
zerrütteten Verhältnisse. Dass die Bedrohte von ihrem Anwalt
begleitet war (und vielleicht die Öffnung des Kuverts gar nicht
wünschte) und dass die Angelegenheit aus dem Kreis der damals
anwesenden Personen nicht herausgedrungen war, bewog die
OBDK, den Schuldgehalt noch geringer zu beurteilen und ei-
nen Freispruch gem § 3 DSt zu fällen.

Hahnkamper

Gebühren- und Steuerrecht

§ 284 BAO; § 39 VwGG – Unwirksamkeit eines bloß bedingten Antrags auf mündliche Verhandlung
Da weder das ZollR-DG noch die BAO bedingte Verhandlungsanträge vorsehen, war der Antrag „für
den Fall, dass der Beschwerde nicht ohnedies vollinhaltlich stattgegeben wird, wird die Abhaltung ei-
ner mündlichen Beschwerdeverhandlung beantragt“ unwirksam.

VwGH 29. 8. 2013, 2011/16/0245

Sachverhalt:

Die Bf, eine Spedition, meldete als indirekte Vertrete-
rin des jeweiligen Empfängers in zwölf Fällen im Infor-
matikverfahren Waren zur Überführung in den zoll-
rechtlich freien Verkehr an. Sie vermerkte dabei als Be-
zeichnung in zehn Anmeldungen „andere Instant
Green tea mix“ und in zwei Anmeldungen „andere In-
stant Black tea mix“. Als das Feld 33 des Einheitspapiers
betreffende Angabe führte sie jeweils die Warennum-
mer 2101209280 an. Die angemeldeten Waren wurden
in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt. Dafür
wurden Einfuhrabgaben (Zoll) buchmäßig erfasst, de-
ren Berechnung der im Feld 33 jeweils angegebene
KN Code zu Grunde gelegt wurde.

Mit zwölf Bescheiden teilte das zuständige Zollamt
der Bf mit, dass für sie die Zollschuld für die angeführ-
ten Waren nach Art 201 Abs 1 lit a Zollkodex in jeweils
angeführter Höhe bei der Überführung dieser Waren
in den zollrechtlich freien Verkehr entstanden sei, je-
doch nur ein geringerer Betrag buchmäßig erfasst wor-
den sei. Der jeweils näher angeführte Differenzbetrag
werde weiterhin gesetzlich geschuldet und sei gem
Art 220 Abs 1 des Zollkodex nach zu erheben. Als
Folge dieser Nacherhebung sei gem § 108 Abs 1
ZollR-DG eine Abgabenerhöhung in jeweils näher an-
geführter Höhe zu entrichten. Zur Begründung führte
das Zollamt jeweils an, im Zuge einer Überprüfung der
jeweiligen Anmeldung habe sich ergeben, dass die an-

gemeldeten Waren nicht unter die angegebene Waren-
nummer 2101209280, sondern in die Warennummer
1701910000 „Zucker (Saccharose mit Zusatz von Aro-
mastoffen)“ einzureihen seien.

Die Bf berief dagegen und erhob nach abweisenden
Berufungsvorentscheidungen Administrativbeschwer-
de an den UFS. Die Beschwerden enden mit dem Satz
„für den Fall, dass der Beschwerde nicht ohnedies voll-
inhaltlich stattgegeben wird, wird die Abhaltung einer
mündlichen Beschwerdeverhandlung beantragt“. Mit
den angef B wies die bel Beh die (Administrativ-)Be-
schwerden als unbegründet ab.

Spruch:

Abweisung als unbegründet.

Aus den Gründen:

Gem § 85c Abs 8 des Zollrechts-Durchführungsgeset-
zes (ZollR-DG) gelten für die Einbringung der Be-
schwerde, das Verfahren des UFS sowie dessen Ent-
scheidungen, und für die Aussetzung der Vollziehung
die diesbezüglichen Regelungen der BAO, soweit die
im ZollR-DG enthaltenen Regelungen nicht entgegen
stehen, sinngemäß. Gem § 284 Abs 1 Z 1 BAO hat über
die Berufung eine mündliche Verhandlung stattzufin-
den, wenn sie in der Berufung, im Vorlageantrag oder
in der Beitrittserklärung beantragt wird. Die Bf trägt
vor, sie habe in der jeweiligen (Administrativ-)Be-
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schwerde eine mündliche Verhandlung vor der bel Beh
beantragt. Dazu genügt es, gem § 43 Abs 2 Satz 2
VwGG auf die Gründe des von der bel Beh zutreffend
zitierten hg Erk v 24. 4. 2003, 2002/07/0157, zu ver-
weisen. Da weder das ZollR-DG noch die BAO be-
dingte Verhandlungsanträge vorsehen, war der Antrag
der Bf somit unwirksam. [. . .]

Von der beantragten Durchführung einer Verhand-
lung vor dem VwGH konnte aus den Gründen des § 39
Abs 2 Z 6 VwGG Abstand genommen werden. Im Be-
schwerdefall, der zwar nicht in den Anwendungsbe-
reich des in § 39 Abs 2 Z 6 VwGG erwähnten Art 6
EMRK fällt, in welchem aber der sich aus Art 6 EMRK
ergebende Schutz durch die Bestimmung des Art 47
Abs 2 der Grundrechte-Charta (GRC) gewährleistet
wird, kann auf dem Boden der Rsp zu § 39 Abs 2 Z 6
VwGG von der beantragten Verhandlung auch abgese-
hen werden, wenn der VwGH nach einem Verfahren
vor dem UFS – zweifelsfrei einem Gericht iSd Art 47
GRC – angerufen wurde und die anwaltlich vertretene
bf Partei vor dem UFS (auch wenn sie in den [Admi-
nistrativ-]Beschwerden dazu nach dem Wirksamwer-
den der GRC mit 1. 12. 2009 Gelegenheit gehabt
hätte) vor dem UFS die Durchführung einer mündli-
chen Verhandlung nicht (wirksam) verlangt hat (vgl
auch VwGH 21. 12. 2012, 2012/03/0038, mwN).

Anmerkung:
1. Mit Erk v 23. 1. 2013, 2010/15/0196 AnwBl 2013,
246ff hat der VwGH anlässlich einer Beschwerde gegen eine
Umsatzsteuerfestsetzung ausgesprochen, dass im Anwen-
dungsbereich des Unionsrechts der rechtswidrige Entfall
der mündlichen Verhandlung vor dem UFS einen abso-
luten Verfahrensmangel darstellt, der vor dem VwGH –

unabhängig von seiner Relevanz für das Bescheidergebnis –
zu einer Aufhebung des Bescheides führt.

2. Mit Erk v 19. 3. 2013, 2012/15/0021 hat der VwGH
diese Rsp auch auf verfahrensrechtliche Maßnahmen be-
treffend die unionsrechtlich vorgeprägte Umsatzsteuer ausge-

dehnt, die selbst nicht unionsrechtlich vorgeprägt sind; der Be-
schwerdefall betraf einNachsichtsansuchen betreffend USt.

3. Voraussetzung dieses strengen Schutzes des Rechts auf eine
mündliche Verhandlung vor dem UFS durch den VwGH ist
freilich, dass der AbgPfl auch einen wirksamen Antrag auf
mündliche Verhandlung gestellt hat. Aufgrund der grund-
sätzlichen Bedingungsfeindlichkeit des Prozessrechts (vgl
schon VwGH 7. 6. 2001, 2001/16/0016 AnwBl 2001,
487ff) ist hierbei – das hat der VwGH im vorliegenden Erk
ausgesprochen – ein Antrag „für den Fall, dass der Beschwerde
nicht ohnedies vollinhaltlich stattgegeben wird, wird die Abhal-
tung einer mündlichen Beschwerdeverhandlung beantragt“
unwirksam. Zudem ist nach der BAO insbesonders auf die
Rechtzeitigkeit eines Verhandlungsantrages zu achten, denn
gem § 284 Abs 1 Z 1 BAO hat über die Berufung eine münd-
liche Verhandlung stattzufinden, wenn sie in der Berufung, im
Vorlageantrag oder in der Beitrittserklärung beantragt wird.

4. Eine Nachholung eines vor dem UFS unterlassenen An-
trages durch Beantragung einer mündlichen Verhandlung
vor dem VwGH ist – schon angesichts der unterschiedlichen
Aufgaben der Instanzen – nicht möglich (vgl schon AnwBl
2013, 248 Anm 3). So hat der VwGH im Beschwerdefall auch
von der vor ihm (wirksam) beantragten mündlichen Verhand-
lung gem § 39 Abs 2 Z 6 VwGG Abstand genommen. Von
einer mündlichen Verhandlung vor dem VwGH könne näm-
lich abgesehen werden, wenn der VwGH nach einem Verfah-
ren vor dem UFS – zweifelsfrei einem Gericht iSd Art 47
GRC – angerufen worden sei und die anwaltlich vertretene
bf Partei vor dem UFS die Durchführung einer mündlichen
Verhandlung nicht (wirksam) verlangt habe.

5. Der VwGH schützt das Recht gem § 284 BAO auf
mündliche Verhandlung in Steuersachen auf dem Boden und
im Anwendungsbereich der GRC nach seiner neuen Rsp-Linie
besonders, indem er dessen Nichtbeachtung durch den UFS als
absoluten Verfahrensfehler qualifiziert. Voraussetzung dieses
Schutzes ist aber die wirksame Beantragung einer solchen
Verhandlung, auf die daher entsprechendes Augenmerk ge-
legt werden muss.

Franz Philipp Sutter
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außergerichtliches Team-Modell für schwierige
Fälle im Familienbereich

" Österreichisches Recht der Wirtschaft
8 | 443 Jaufer, Clemens und Christina Wrann: Die

GmbH light in der Krise. Das Gesellschafts-
rechts-Änderungsgesetz 2013 aus insolvenz-
rechtlicher Perspektive

445 Leupold, Petra und Martin Ramharter: Zurech-
nungsfragen beim arbeitsteiligen Vertrieb von
Wertpapieren. Anmerkungen zu OGH 4 Ob
129/12 t und zur Haftung für den „Pseudobera-
ter“

450 Grünzweig, Clemens: Imitationsmarketing: Ist
Verkehrsgeltung Voraussetzung?

472 Egermann, Clemens und Sabine Hauer: Arbeits-
rechtliche Aspekte bei Mitarbeiter-Beteili-
gungsmodellen und Bonusregelungen

478 Laimer, Georg und Dominika Przeszlowska:
OGH: Krankheit unterbricht Zeitausgleich
nicht

9 | 512 Bollenberger Raimund: Fehlerhafte Beratung bei
Fremdwährungskrediten und Swap-Geschäften.
Informationspflichten des Kunden

515 Hoenig, Christian: Reichweite der Vertragsauflö-
sungssperre der IO

522 Leitgeb, Christoph und Eugen Strimitzer: Alterna-
tive Investmentfonds Manager-Gesetz – ausge-
wählte aufsichts- und steuerrechtliche Aspekte

" Sachverständige
3 | 127 Krammer, Harald: Beweis durch Sachverständige

im Verwaltungsgerichtsverfahren
135 Schiller, Jürgen: Liegenschaftsbewertung: „ge-

bundener Bodenwert“: „Gewichtung Sachwert
zu Ertragswert“

139 Kerschner, Ferdinand: Aktuelle Rechtsfragen für
den Sachverständigen – 2013

150 Seebacher, Georg: Die ÖNORM 2110 als „Haf-
tungsfalle“ im Bauvertrag (Teil II)

" Wirtschaftsrechtliche Blätter
8 | 421 Rüffler, Friedrich: Wettbewerbswidrigkeit des

Verleitens zum Vertragsbruch und der Ausnut-
zung fremden Vertragsbruches

430 Mayer, Susanne: Entlassung von Menschen mit
Behinderungen als unzulässige Diskriminie-
rung?

" Wohnrechliche Blätter
7/8 | 189 Fidler, Philipp: Stimmrechtsauschlüsse in der

schlichten Miteigentumsgemeinschaft? Zu-
gleich eine Besprechung von 5 Ob 249/12x

" Zeitschrift für Europarecht, internationales
Privatrecht und Rechtsvergleichung

4 | 148 Traitler, Michelina: Regulierung in der Gaswirt-
schaft und das Dritte Energiepaket

157 Czernich, Dietmar: Die Rechtswahl im österrei-
chischen internationalen Vertragsrecht

" Zeitschrift für Familien- und Erbrecht
5 | 196 Lukits, Daniela und Rainer Lukits: Die medizini-

sche Altersuntersuchung im österreichischen
Asylrecht

202 Christandl, Bernd: Kumulierung von Schei-
dungs- und Unterhaltsbegehren

207 Tschugguel, Andreas: Die Entschädigung des
Verlassenschaftskurators. Teil II

" Zeitschrift für Gesellschaftsrecht und
angrenzendes Steuerrecht

7 | 332 Jovic, Zoran: Der GmbH-Gesellschafter als fak-
tischer Geschäftsführer

343 Plöckinger, Oliver: Die Business Judgement Rule
– Eine Möglichkeit zu einer schärferen Kontu-
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Faszikelwerk in 3 Leinenmappen mit ersten Aktualisierungen 2013. XXXII, 3472 Seiten. EUR 348,–
ISBN 978-3-214-17875-8 Im Abonnement zur Fortsetzung vorgemerkt.
Online: Information unter www.manz.at/gmbhg
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rierung des Befugnismissbrauchs im Rahmen
des § 153 StGB?

356 Birnbauer, Wilhelm: Firmenbuch-Praxis: Sat-
zungsänderung einer Aktiengesellschaft

" Zeitschrift für Verbraucherrecht
1 | 4 Graf, Georg: Der zu Unrecht empfohlene

Fremdwährungskredit. Kritische Analyse der
E 8 Ob 66/12g

8 Kodek, Georg E.: Inkassokosten. Eine kritische
Bestandsaufnahme

12 Klauser, Alexander: Prozessfinanzierung, Rechts-
freunde, quota litis und Sammelklage. Offene
Fragen nach 6 Ob 224/12b

16 Trenker, Martin: Kapitalmarktrechtliche An-
sprüche von Genussrechtsinhabern in der Insol-
venz. 1 Ob 34/13a als Grundsatzentscheidung
über die insolvenzrechtliche Qualifikation kapi-
talmarktrechtlicher Ansprüche?

" Zeitschrift für Vergaberecht – RPA
4 | 197 Reisner, Hubert: Ende der Antragslegitimation?

Was ändert das Urteil Fastweb des EuGH an
der österreichischen Vergabekontrolle? Können
Auftraggeber noch vergeben?

203 Mensdorff-Pouilly, Alexandra: Neues Erkenntnis
im ÖPNRV. Entscheidung des VwGH vom
9. 4. 2013, Zl 2011/04/0042

" Zeitschrift für Vergaberecht und
Bauvertragsrecht

9 | 348 Bousek, Johannes: Musterserie: Verzug des Auf-
traggebers mit einer Teilzahlung. Nachfristset-
zung des Auftragnehmers mit Rücktrittserklä-
rung

" Zeitschrift für Verkehrsrecht
9 | 276 Schoditsch, Thomas: Das neue Kraftfahrzeugsek-

tor-Schutzgesetz
279 Wiederin, Ewald: Nochmals: Die Solidarhaftung

nach dem BStMG und das Sachlichkeitsgebot.
Entgegnung zu Nicolas Raschauer, Die Solidar-
haftung des BStMG im Brennpunkt des Sach-
lichkeitsgebots, ZVR 2013/70, 153

" Zeitschrift für Verwaltung
4 | 535 Müller, Thomas: ESM und „Fiskalpakt“ im euro-

päischen Institutionengefüge – Verfassungs-
und unionsrechtliche Grundprobleme

546 Trentinaglia, Thomas: Die Berufe der Privatge-
schäftsvermittlung in der Bundesgesetzgebung

" Zivilrecht aktuell
15 | 287 Cap, Verena: Revision der Fluggäste-Verord-

nung
291 Gerhartl, Andreas: Der Anwendungsbereich des

AHG
16 | 307 Jurgutyte, Ausrine und Nadja Oswald: Des Nach-

barn Rauch – allgemein üblich und unvermeid-
lich?

310 Nunner-Krautgasser, Bettina: Zur insolvenz-
rechtlichen Qualifikation von Steuern aus Anlass
von 8 Ob 141/12m
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Für Sie gelesen
" Entgeltfortzahlungsgesetz. Von Thomas Kallab/Robert Hauser.

5. Auflage, ÖGB Verlag, Wien 2012, 248 Seiten, br, a 33,–.

Auch wenn seit den Novellen 2000 nur ge-
ringfügige Novellierungen mit 2002 und
2011 in Kraft traten, hat sich doch seit 2001
durch Judikatur einiges getan. Dabei fällt
auf, dass der Kommentar in seiner ausführli-
chen Einleitung die gesetzlichen Änderun-
gen – meines Erachtens ausschließlich – aus
dem Blickwinkel der Arbeitnehmervertre-
tung beurteilt, teils mit sozialpolitischen
und fiskalischen Argumenten, aber der Me-

dieninhaber ist eben der Verlag des ÖGB GmbH.
Ein recht kurzes Gesetz wurde hier äußerst ausführlich

kommentiert: Auf den jeweiligen § folgt eine Übersicht mit
Angabe der Ziffer der Erläuterung zu den jeweiligen Absät-
zen oder Sätzen der gesetzlichen Bestimmung. So befasst
sich der Kommentar bspw schon bei § 2 sehr detailliert mit
der seit dem Arbeitsrechtsänderungsgesetz 2000 verbesser-
ten Rechtslage, wonach nur ein bloßer Dienstantritt zwecks
Auslösens der Entgeltfortzahlungsbestimmungen erforder-
lich ist, und die 14-tägige vorherige Wartezeit weggefallen
ist. Dort geht es dann weiter mit dem Krankheitsbegriff,
den Fragen des Arbeitnehmerverschuldens bei Arbeitsunfä-
higkeit, und es wird zahlreiche Judikatur wiedergegeben.
Insgesamt umfasst schon der Kommentar zum § 2 über
40 Seiten und 35 Erläuterungen. Die wesentlichen Stich-
worte sind bei den Erläuterungen jeweils fett gedruckt und
erleichtern das „Querlesen“.

Ebenso ausführlich ist § 3 kommentiert, wo es um den
Entgeltbegriff in Verbindung mit dem Ausfallsprinzip geht.
Hier wird ausführlich das Thema Überstundenentgelt in
der Bemessungsbasis der Entgeltfortzahlung behandelt
ebenso wie das strittige Thema leistungsbezogener Prämien,
bspw bei Zielvorgaben sowie der Problematik der letzten
13 Wochen als Bemessungsbasis.

Besonders interessant sind dieErläuterungen zu § 5 undder
Meinungsänderung des OGH im Jahr 2010: Endet das Ar-
beitsverhältnis vor Beginn des neuen Arbeitsjahres und kann
daher kein neues Arbeitsjahr zu laufen beginnen, gibt § 5
EFZG trotz fortdauernden Krankenstandes keine geeignete
Grundlage ab, einen neuen Entgeltfortzahlungsanspruch
nach § 2 Abs 1 EFZG entstehen zu lassen. Diese Entschei-
dung wird imKommentar massiv kritisiert, dies wiederum na-
türlich nur aus Arbeitnehmersicht, Arbeitgebern wurde durch
diese Entscheidung doch eine mögliche Last abgenommen.

Der zweite Abschnitt des Entgeltfortzahlungsgesetzes
(Erstattung der Arbeitgeberaufwendung) ist weit kürzer
kommentiert.

Im Anhang findet sich der Kollektivvertrag über den Be-
griff des Entgelts gem § 3 EFZG, das ASVG auszugsweise
mit den §§ 33 bis 35 (Meldeverpflichtungen), 42 und 43
(Auskunftspflichten), 175 bis 177 (Arbeitsunfall und Berufs-

krankheiten samt Liste der Berufskrankheiten) sowie als wei-
terer Anhang Art 18 der VO (EWG) 574/72 über die Durch-
führung der VO (EWG) 1408/71 zur Anwendung der Sys-
teme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Fa-
milien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern.

Das Buch endet mit Literatur und Inhaltsverzeichnis. Für
spezielle Entgeltfortzahlungsfragen ist es jedenfalls das ge-
eignete Werk für den Praktiker.

Ruth Hütthaler-Brandauer

" Kindschafts- und Namensrechts-Änderungsgesetz 2013 – EF
Spezial. Von Edwin Gitschthaler (Hrsg). Verlag Manz, Wien 2013,
XII, 332 Seiten, br, a 46,–.

Lange hat es gedauert, nun ist es da: das neue
österr Kindschafts- und Namensrecht. Mit
dem Kindschafts- und Namensrechts-Ände-
rungsgesetz 2013 (KindNamRÄG 2013) hat
der österr Gesetzgeber eine längst überfällige
Novellierung dieses Rechtsgebiets vorgenom-
men. DieNotwendigkeit hat man nicht zuletzt
aufgrund einer Verurteilung Österreichs
durch den EGMR bzw die Aufhebung des

§ 166 Satz 1 ABGB durch den VfGH gesehen.
Seit 1. 3. 2013 ist alles neu. Aber dadurch noch lange nicht

besser.
Im vorliegenden Werk befassen sich namhafte Autoren

mit der Gesetzesnovelle, insb mit dem Adoptionsrecht,
dem Namensrecht, dem Obsorgerecht, dem Besuchsrecht,
dem Unterhaltsrecht, der Mündelgeldverwaltung oder klei-
neren Änderungen bei der Scheidungsfolgenbelehrung. Auf-
gebaut ist das Buch in einzelne Aufsätze zu den eben genann-
ten Themen, wodurch man schnell die Neuerungen zu einer
bestimmten Frage findet. Davor wird das KindNamRÄG
2013 gesamt wiedergegeben inkl den erläuternden Bemer-
kungen zur Regierungsvorlage. Danach findet sich ein Para-
grafenspiegel, welcher zeigt, dass sich zumindest bei der
Nummerierung der Paragrafen alles geändert hat.

Eine der wichtigsten Änderungen ist § 180 ABGB über
die Änderung der Obsorge, weshalb er herausgegriffen wer-
den soll. Er ermöglicht es nun, dem nicht mit der Obsorge
betrauten Elternteil die gemeinsame Obsorge zu beantragen.
Davor hat das Gericht die sog „Phase der vorläufigen elter-
lichen Verantwortung“ einzuleiten, ein neues Unwort in der
österr Gesetzgebung. Diese soll sechs Monate dauern und
dem Gericht die Möglichkeit geben zu überprüfen, ob die
gemeinsame Obsorge im Kindeswohl gelegen ist. Um dies
beurteilen zu können, benötigt der nicht mit der Obsorge
betraute Elternteil ein „ausreichendes Kontaktrecht“, damit
er auch die Pflege und Erziehung des Kindes wahrnehmen
kann. Wie dies in der Praxis funktionieren soll, bleibt frag-
lich. Anwendbarkeit und Formulierung dieser Bestimmung
wird in dem Aufsatz von Beck, Obsorgezuweisung neu, zu
Recht kritisiert.
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Ob das Kindschafts- und Namensrechts-Änderungsgesetz
2013 in der Praxis so gut ankommt, wie es Zeit gebraucht
hat, wird sich zeigen. Die vorliegende Ausgabe der EF Spe-
zial hilft aber dabei, es anzuwenden.

Jakob Hütthaler

" Immobilienbesteuerung neu –Abgabenänderungsgesetz 2012.
Von Helene Bovenkamp/Karin Fuhrmann/Leopold Kühmeyer/Roland
Reisch/Erich Resch/Gottfried Maria Sulz. 2. Auflage Praxishandbuch
TPAHorwath, VerlagManz,Wien 2013, XXIV, 232 Seiten, br,a 38,–.

Nach den umfangreichen Änderungen durch
das 1. Stabilitätsgesetz und das Abgabenän-
derungsgesetz 2012 liegt nun ein umfassen-
des Handbuch vor, welches es sich zum Ziel
gemacht hat, den Leser rasch auf den aktuel-
len Stand zu bringen. Mit zahlreichen Bei-
spielen, Tipps und anschaulichen Tabellen
wird dem Leser nicht nur ein Überblick über
die Besteuerung bei Veräußerungen von Im-

mobilien im Privat- oder Betriebsvermögen gegeben, son-
dern auch über die laufende Besteuerung von Immobilien
sowie deren umsatzsteuerliche Behandlung. Ein eigenes Ka-
pitel widmet sich den Neuerungen im Umsatzsteuerrecht,
welche ebenfalls durch das 1. Stabilitätsgesetz 2012 festge-
legt wurden. Selbst für Immobilien, die im Vermögen einer
Privatstiftung enthalten sind, findet sich ein umfassender
Überblick über die aktuell geltende Rechtslage. Besonders
hervorzuheben ist das Kapitel für die Selbstberechnung
und Abfuhr durch die Parteienvertreter, in welchem kurz
und informativ die wichtigsten Grundlagen dargestellt wer-
den. Zum besseren Verständnis sind nachfolgend Grafiken
eingearbeitet, welche ebenfalls als eine Art Checkliste dienen
könnten. Ebenso kommen Hinweise auf die bisher geltende
Rechtslage in diesem Handbuch nicht zu kurz.

Vorliegendes Handbuch fokussiert auf die wesentlichen
Inhalte zur Immobilienbesteuerung neu und gibt einen
Überblick für all jene, die aufgrund ihrer beruflichen Tätig-
keit über die Immobilienbesteuerung informiert sein müs-
sen. Es ist aber auch für Privatpersonen, die informiert sein
wollen, sehr empfehlenswert. Die 2. Auflage berücksichtigt
bereits auch die jüngst publizierte Ansicht der Finanz zur
Immobilienbesteuerung sowie wichtige inzwischen veröf-
fentlichte Literatur. Manuela Bruckner

" Steuerrecht für Juristen. Von Franz Althuber/Philip Vondrak
(Hrsg). Verlag Manz, Wien 2012, XXVIII, 354 Seiten, geb, a 78,–.

Die klassische Fachliteratur zum Steuerrecht
stellt dieses anhand der verschiedenen Arten
von Steuern (wie zB Einkommensteuer, Um-
satzsteuer etc) dar.

In der anwaltlichen Alltagspraxis ist man
allerdings auf ganz andere Weise mit dem
Steuerrecht konfrontiert. Anlässlich der
Verfassung zB eines Liegenschaftskaufver-

trages sind sämtliche steuerrechtliche Aspekte eines sol-
chen Vertragstypus zu beachten und die steuerrechtlichen
Konsequenzen für den Klienten genauestens zu erfassen.
Die Einkommensteuer spielt dabei ebenso eine Rolle,
wie die Umsatzsteuer, Grunderwerbsteuer etc.

„Steuerrecht für Juristen“ trägt dieser Tatsache Rech-
nung. Es beschreibt nicht einzelne Steuerarten im Detail,
sondern wechselt die Perspektive und stellt Lebenssachver-
halte der rechtlichen Beratungspraxis in den Vordergrund.
Bei der Verfassung zB eines Liegenschaftskaufvertrages ist
es nicht mehr notwendig, sämtliche möglichen Steuern ein-
zeln für den konkreten Fall zu überprüfen, sondern man
schlägt unter diesem Stichwort nach und erhält eine umfas-
sende Darstellung aller steuerrechtlichen Aspekte eines sol-
chen Vertrages.

Neben der Abhandlung von Verträgen ist dieses Werk auf
dieselbe Weise behilflich in Fragen der Rechtsformwahl, im
Umgründungssteuerrecht sowie im internationalen Steuer-
recht. Für die Praxis von zunehmender Relevanz ist das Fi-
nanzstrafrecht, das in einem allgemeinen Teil und in einem
verfahrensrechtlichen Teil abgehandelt wird.

Für jeden RA von Interesse ist auch die kurze Abhandlung
über rechtsberatende Berufe im Steuerrecht.

„Steuerrecht für Juristen“ ist ein wertvolles Hilfsmittel in
der Beratungspraxis, das es dem Berater ermöglicht, in effi-
zienter Weise mögliche steuerrechtliche „Fallen“ zu erken-
nen und diese zu vermeiden.

Erich Stefan Gerold

" Das Internationale Zivilprozessrecht erbrechtlicher Streitig-
keiten. Von Sophie Maria Weber. Von Wolfgang Hau/Stefan
Leible/Dirk Looschelders/Peter Mankowski/Ansgar Staudinger/
Hannes Unberaht (Hrsg). Studien zum Internationalen Privat-
und Verfahrensrecht, Bd 41, Jenaer Wissenschaftliche Verlagsge-
sellschaft, Jena 2012, 342 Seiten, br, a 41,–.

Internationale Erbfälle, also Erbfälle mit
Auslandsbezug, treten immer häufiger auf:
Die Mobilität der Bürger innerhalb der Eu-
ropäischen Union, die steigende Zahl fami-
liärer Bindungen zwischen EU-Bürgern aus
verschiedenen Mitgliedstaaten und der häu-
fig damit einhergehende Erwerb von Vermö-
genswerten, die in mehreren EU-Mitglied-
staaten belegen sind, haben immer häufiger

Erbrechtsfälle mit grenzüberschreitenden Bezügen zur
Folge.

Sophie Maria Weber unternimmt es, mit ihrer im Winter-
semester 2011/2012 von der juristischen Fakultät der Uni-
versität Passau angenommenen Dissertation darzustellen,
welche speziellen Auslegungsfragen sich ergeben können,
wenn ein von deutschen Gerichten geführter Rechtsstreit
mit erbrechtlichem Hintergrund grenzüberschreitende Be-
züge aufweist und eine Abstimmung zwischen materiellem
Recht und Zivilverfahrensrecht einerseits und zwischen
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den unterschiedlichen europäischen prozessrechtlichen
Rechtsquellen andererseits notwendig wird. Schwerpunkt
der Untersuchung ist zwar deutsches (Internationales) Zi-
vilprozessrecht. Die Arbeit nimmt aber immer wieder auf
österreichisches materielles Erbrecht Bezug, dessen An-
wendung vor deutschen Gerichten in manchen Fällen zu
schwierigen Auslegungsfragen führen kann. So kann zB
nach österreichischem Recht der ruhende Nachlass (vertre-
ten durch den Erben oder einen Kurator) Kläger in einem
Zivilprozess sein, seine Partei- und Prozessfähigkeit nach
deutschem Zivilprozessrecht aber schwierige Fragen auf-
werfen.

Die Arbeit zeigt diese und weitere exemplarisch heraus-
gegriffene mögliche Kollisionen zwischen ausländischem
materiellem Recht und deutschem Zivilverfahrensrecht
auf und weist den Weg für mögliche Lösungen. Die Arbeit
setzt sich auch mit den verschiedenen europäischen
Rechtsquellen auseinander, die das Internationale Zivilpro-
zessrecht regeln, und stellt dar, wie sie zum einen vonei-
nander abgegrenzt und zum anderen miteinander in Ein-
klang gebracht werden können. Die Arbeit berücksichtigt
dabei auch schon die neue (mit 17. 8. 2015 in Kraft tre-
tende) EuErbVO und prüft, wie diese Verordnung in das
Gefüge der anderen Europäischen Rechtsinstrumente ein-
zuordnen sein wird.

Die Arbeit zeigt sehr sorgfältig begründet, dass mit dem
wachsenden Einfluss der europäischen Vorschriften bei der
Auslegung eine wertende Einzelfallbetrachtung in den
Vordergrund tritt, wenn kollisionsrechtlich ermitteltes ma-
terielles Erbrecht auf fremdes (deutsches) Zivilprozessrecht
trifft. Die Autorin betont wohl zu Recht, dass vor allem
dem Recht auf rechtliches Gehör und effektiven Recht-
schutz sowie dem Vertrauen auf den Bestand materiell
rechtskräftiger Urteile Rechnung zu tragen sein wird, wenn
es um die Auflösung der eingangs beschriebenen Kollisio-
nen geht.

Der Schwerpunkt der Arbeit liegt zwar in der Darstellung
des deutschen Internationalen Zivilprozessrechts und der
europäischen Vorschriften dazu. Die Autorin nimmt aber
auch immer wieder Bezug auf österreichisches materielles
Erbrecht und die möglichen Schwierigkeiten, die bei der
Verfolgung von im österreichischen Erbrecht begründeten
Ansprüchen vor deutschen Gerichten auftreten können.
Diese Darstellung ist deshalb auch für den in Österreich tä-
tigen Praktiker interessant zu lesen, lassen sich doch daraus
wertvolle Argumentationshilfen auch für den österreichi-
schen Rechtsbereich gewinnen. Das Buch ist dem in der Pra-
xis tätigen Rechtsanwalt, der mit Fragen des Internationalen
Zivilprozessrechts im Bereich des Erbrechts konfrontiert ist,
nur zu empfehlen.

Elisabeth Scheuba

" Charta der Grundrechte der Europäischen Union. Kommentar.
Von Hans D. Jarass. 2. Auflage, Verlag C.H. Beck OHG, München
2013, XIV, 530 Seiten, geb, a 81,40.

Ende 2009 ist die Charta der Grundrechte
der Europäischen Union in Kraft getreten.
Sie besitzt den gleichen Rang und die gleiche
Rechtskraft wie der EU-Vertrag. Die im Jahr
2010 veröffentlichte 1. Auflage dieses Kom-
mentars zur Grundrechte-Charta von Hans
D. Jarass, Professor und Direktor des ZIR
Forschungsinstituts für deutsches und euro-
päisches öffentliches Recht an der Universi-
tät Münster, ist vergriffen, was die positive

Aufnahme desWerkes belegt. Die im Frühjahr 2013 erschie-
nene Neuauflage berücksichtigt die Rsp des Europäischen
Gerichtshofes bis Anfang April 2013 und ist somit hochaktu-
ell.

Zutreffend merkt der Autor im Vorwort an, dass die
Grundrechte-Charta eine erhebliche Weiterentwicklung
des Grundrechtsschutzes in Europa darstellt, auch wenn
die Bestimmungen der Grundrechte-Charta in der Sache
selbst über das bereits vor ihrem Inkrafttreten geltende Pri-
märrecht in Form der vom EuGH als allgemeine Rechts-
grundsätze entwickelten Grundrechte oft nicht hinausgehen.
Durch die Grundrechte-Charta werden jedoch nicht nur die
Konturen der Grundrechte und ihre dogmatische Struktur
einer erheblich präziseren Bestimmung zugänglich, sondern
es wurde auch das Bewusstsein für die Grundrechte in ihrer
praktischen Anwendung deutlich geschärft.

Schon wenige Jahre nach Inkrafttreten der Grundrechte-
Charta liegen in Österreich einige höchstgerichtliche Ent-
scheidungen vor, die Zeugnis für dieses geschärfte Grund-
rechtsbewusstsein ablegen: Der VfGH hat bereits mit Ent-
scheidung v 14. 3. 2012, U 466/11, ausgesprochen, dass auch
die von der Grundrechte-Charta garantierten Rechte vor
dem VfGH als verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte
gem Art 144 bzw Art 144 a B-VG geltend gemacht werden
können und im Anwendungsbereich der Grundrechte-
Charta einen Prüfungsmaßstab in Verfahren der generellen
Normenkontrolle bilden. Dies bedeutet jedoch nicht, dass
in Österreich ausschließlich der Verfassungsgerichtshof zur
Kontrolle innerstaatlicher Rechtsvorschriften am Maßstab
der Grundrechte-Charta ermächtigt und verpflichtet ist.
Vielmehr ergibt sich aus den Entscheidungen des Europä-
ischen Gerichtshofes v 26. 2. 2013 in den Rechtssachen
C-617/10 (Akerberg Fransson) und C-399/11 (Melloni) für
den Anwendungsbereich des EU-Rechtes die Ermächtigung
und Verpflichtung aller nationalen Stellen und Gerichte,
eine nationale Gesetzesbestimmung im Anlassfall unangew-
endet zu lassen, wenn sie einer Bestimmung der Grund-
rechte-Charta widerspricht.

Einen Beleg für den durch die Grundrechte-Charta deut-
lich verbesserten verfahrensrechtlichen Grundrechtsschutz
in Steuersachen bietet etwa die Entscheidung des VwGH v
23. 1. 2013, 2010/15/0196 (s AnwBl 2013, 246). Auch der
OGH hat bereits in mehreren Entscheidungen auf die
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Grundrechte-Charta reagiert. Die weitreichenden Auswir-
kungen der Grundrechte-Charta auf die anwaltliche Praxis
werden von Nicolas Raschauer im Jahrbuch Anwaltsrecht
2013 beleuchtet. Auch für das anwaltliche Berufsrecht soll-
ten die Auswirkungen nicht unterschätzt werden.

Der Kommentar von Jarass bietet neben einer Kommen-
tierung der Bestimmungen der Grundrechte-Charta im
Rahmen der einzelnen Vorschriften auch eine Erläuterung
der durch Art 6 EUV anerkannten weiteren europäischen
Grundrechtsquellen, die neben den Regelungen der Grund-
rechte-Charta weiterhin mit zu beachten sind: Die vom
EuGH entwickelten Grundsätze und die in den Verträgen
enthaltenen Regelungen mit Grundrechtsqualität wie auch
die Vorschriften der EMRK. Ein klarer und gut strukturier-
ter Aufbau der Kommentierungen und eine präzise Darstel-
lung zeichnen das Werk aus. Bei jedem Artikel der Grund-
rechte-Charta wird – soweit vorhanden – auch die entspre-
chende Bestimmung der EMRK abgedruckt. Ein jeder
Kommentierung vorangestelltes Literaturverzeichnis er-
leichtert die vertiefte Befassung mit ausgewählten Themen.

Der vorliegende Kommentar ist eine Bereicherung für
alle, die sich für europäisches Recht oder auch nationales
Recht im Anwendungsbereich des EU-Rechts interessieren
oder mit einschlägigen Rechtsmaterien in ihrer Praxis befasst
sind; jene Rechtsbereiche, wo dies nicht der Fall ist, werden
laufend weniger. Die Anschaffung des Werkes kann jedem
Rechtsanwalt nur wärmstens empfohlen werden.

Markus Heidinger

" Civil Procedure – A Q&A Guide to Litigation in Austria. Von
Anne-Karin Grill. Verlag LexisNexis, Wien 2013, 140 Seiten, br,
a 48,–.

Mit „Civil Procedure“ liegt nun erstmals
ein praxisorientierter Leitfaden zum öster-
reichischen Zivilprozessrecht in englischer
Sprache vor. Das vorrangig an die Praxis
gerichtete Werk zeichnet sich durch eine
klare und kompakte Gesamtdarstellung des
österreichischen Zivilprozessrechts – von
der vorprozessualen Phase bis hin zum
Vollstreckungsverfahren – aus und besticht

schon beim ersten Durchblättern durch das von der Auto-
rin gewählte Q&A-Format. Das Werk ist daher für all
jene Rechtsanwaltskollegen eine hilfreiche Referenzquelle,
die ausländische Parteien in Zivilverfahren vor österreichi-
schen Gerichten vertreten. Vor allem Berufseinsteiger
werden von dem Werk stark profitieren können. In die-
sem Zusammenhang ist das im Anhang des Buches in
übersichtlichen Glossaren im Format Englisch/Deutsch –

Deutsch/Englisch präsentierte Fachvokabular als besonde-
res „Plus“ hervorzuheben. Auch im Hinblick darauf kann
die Anschaffung dieses Werks jedem Prozessanwalt wärm-
stens empfohlen werden. Doch auch juristisch vorgebildete
Interessierte aus dem Ausland werden es als leicht über-
schaubaren Einstieg in das österreichische Zivilprozess-
recht zu schätzen wissen.

Michael Walbert
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Indexzahlen 2013: August September
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 107,7 108,5*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 109,4 109,8*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 117,9 118,8*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 130,4 131,4*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 137,2 138,2*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 179,4 180,8*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 278,9 281,0*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 489,5 493,1*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 623,7 628,3*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 625,7 630,4*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5480,3 5521,0*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4654,8 4689,4*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 121,2 121,7*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 133,5 134,0*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 137,4 137,9*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 143,3 143,8*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 190,8 191,5*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 317,7 318,9*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3099,1 3110,4*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr
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Inserate

Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling
und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte). Telefon (01) 218 25 70,
Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln zur
Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der Bürozeiten
erreichbar. Telefon (01) 712 55 20 und
(0664) 144 79 00, Telefax (01) 712 55 20–20,
E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil-
und Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei Dr. Gerhard
Huber – Dr. Michael Sych, 1080 Wien,
Laudongasse 25, Telefon (01) 405 25 55, Telefax
(01) 405 25 55–24, E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien über-
nimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien, Kai-
serstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Kärnten

Substitutionen aller Art (gerne auch Exekutionen/
Interventionen), insbesondere für die Bezirksgerichte
Villach, Spittal an der Drau, Klagenfurt, Feldkirchen
oder Hermagor, auch kurzfristig – übernehmen RAe
Dr. Karl Heinz Kramer § Dr. Norbert P. Tischitz,
Italienerstraße 10b, 9500 Villach,
Telefon (04242) 232030 bzw
E-Mail: rechtsanwaelte@kramer-tischitz.at

Oberösterreich

Rechtsanwalt Mag. Benedikt Geusau, 4320 Perg,
Hauptplatz 9, übernimmt Substitutionen in Linz und
Umgebung sowie vor den Bezirksgerichten Perg,
Mauthausen und Pregarten.
Telefon (072 62) 53 50 30,
Telefax (072 62) 53 50 34,
E-Mail: office@geusau.com

Substitutionen im Sprengel Vöcklabruck und vor
den Bezirksgerichten Vöcklabruck (Frankenmarkt)
und Ried im Innkreis sowie vor dem Landesgericht
Ried im Innkreis übernimmt Mag. Matthias Lipp,
Stadtplatz 11–13, 4840 Vöcklabruck.
Telefon (07672) 30270, Telefax (07672) 30270–50,
E-Mail: kanzlei@ra-lipp.at, Internet: www.ra-lipp.at

Substitutionen vor den Gerichten in Wels, Grieskir-
chen und Umgebung übernimmt RA Mag. Florian
Mayr, Marktplatz 1, 4623 Gunskirchen.
Telefon (07246) 86 73, Telefax (07246) 86 73–14,
Mobil (0650) 750 88 85,
E-Mail: office@rechtsanwalt-mayr.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax (0662) 84 12 22–6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichtsge-
bäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitutio-
nen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Salzburg und Umge-
bung. Telefon (0662) 84 38 52, Telefax
(0662) 84 04 94, E-Mail: ra-meisthuber@aon.at

Bezirksgericht St. Johann im Pongau: Wir über-
nehmen Substitutionen vor dem BG St. Johann im
Pongau sowie im gesamten Sprengel (auch Exekuti-
ons-Interventionen) zu den üblichen kollegialen Kon-
ditionen. Kreuzberger und Stranimaier OEG,
Moßhammerplatz 14, 5500 Bischofshofen,
Telefon (064 62) 41 81, Telefax (064 62) 41 81 20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

Tirol/Salzburg: Übernehme Substitutionen vor den
Gerichten in Kitzbühel/Innsbruck/Salzburg und
Umgebung. RA Michael F. Feuerberg,
Telefon 05356 / 65 207, Telefax 05356 / 75 597,
www.feuerberg.com, office@legale.pro

International

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwalt seit 1987.
Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substitu-
tion einschl. Funktion als Einvernehmensanwalt in
Deutschland/Beratung im deutschen Recht für
Rechtsanwälte mit Ihren Mandanten. München:
Prinzregentenplatz – Lucile-Grahn-Str. 48, 81675
München, Telefon +49/89/80 90 90 59–0,
Telefax +49/89/80 90 90 59–5. www.feuerberg.com,
office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München über-
nimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutsch-
land. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung garan-
tiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße 21,
80538 München, Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Bayern: Rechtsanwalt Klamert Mitglied RAK Tirol/
München steht österreichischen Kollegen für Man-
datsübernahmen/grenzüberschreitende Angelegen-
heiten und Substitutionen/Zwangsvollstreckungen
jederzeit gerne in Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur
Verfügung. Telefon 0049/89/544 03 885,
Telefax 0049/89/544 03 889,
E-Mail: markus.klamert@rae-heiss-kollegen.de;
www.rae-heiss-kollegen.de
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Finnland: Unsere Rechtsanwälte in Helsinki über-
nehmen Mandate/Substitutionen in ganz Finnland:
internationale Transaktionen, Wirtschaftsrecht,
Schiedsverfahren und Prozesse. Bergmann Attorneys
at Law, Ansprechpartner: RA Dr. Hans Bergmann,
Eteläranta 4 B 9, 00130 Helsinki,
Telefon (+358 9) 6962 070,
Telefax (+358 9) 6962 0710,
E-Mail: hans.bergmann@bergmann.fi,
www.bergmann.fi

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland zugelassen, vertritt vor griechischen
Gerichten und Behörden und steht österreichischen
Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at

Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter, in Öster-
reich und Italien zugelassene Rechtsanwältin,
Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Viale Venezia 2,
Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende
Substitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: walter@avvocatinordest.it;
www.walter-ra.eu, www.avvocatinordest.it

Italien: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Hörtenbergstraße 1/B, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men gerne zur Verfügung. Kontakt: Telefon
+39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmdt
Advocatuur aus Amsterdam mit Zweigstelle in
Österreich steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung. Bei Fragen
zum Niederländischen Wirtschaftsrecht, Urheber-
recht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren Sie RA
Mag. J. Menno Schmidt (M: +43 [0]680 118 1515).
Amsterdam, Prinsengracht 253, NL-1016 GV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande: Van Dijk & Van Arnhem steht öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen in den
Niederlanden zur Verfügung. Tätigkeitsbereiche: in-
ternationales Wirtschaftsrecht, Vertragsrecht und
Arbeitsrecht, sowie internationale Inkasso- und Voll-
streckungsangelegenheiten. Kontakt: Sip van Dijk,
LL.M. (Rechtsanwalt-NL, auch als EU/EFTA-RA in der
Schweiz zugelassen), Soerenseweg 146-A,
NL-7313EM Apeldoorn, Telefon +31 55 355 9899,
Telefax +31 55 355 9818, E-Mail: aaalaw@balienet.nl,
Website: www.rechtsanwalt-niederlande.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Kärntner Ring 12,
1010 Wien, Telefon (01) 355 20 95, Telefax
(01) 355 20 95–99, Homepage: www.tomaszgaj.com,
E-Mail: office@tomaszgaj.com

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –

Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Dr.Mirko Silvo Tischler, Trdinova
5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt der „Öster-
reichischen und Schweizerischen Botschaft“,
steht sämtlichen Kolleginnen und Kollegen für cross-
border-Mandatsübernahmen in diversen Rechts-
sachen zur Verfügung. Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +384 (0)1 432 02 87,
E-Mail: info@eu-rechtsanwalt.si,
Web: www.eu-rechtsanwalt.si

Ungarn: Die Rechtsanwaltskanzlei Noll, Podmanizky-
str. 33, H-1067 Budapest, steht österreichischen Kol-
legen für Mandatsübernahmen und cross-border-
Rechtssachen aller Art zur Verfügung. RA Dr. Bálint
Noll, Fachanwalt für Gesellschaftsrecht und Insol-
venzrecht. Telefon +36 (1) 600 11 50, Mobil
+36 (20) 92 40 172, Telefax +36 (1) 998 04 45,
E-Mail: balint.noll@nolliroda.hu, www.nolliroda.hu

Stellenangebot

Niederösterreich

Rechtsanwaltsanwärter/in gesucht, ab sofort, aus-
schließlich mit großer LU. Kanzleischwerpunkte:
Zivilrecht, Immobilien- und Wohnrecht, Erb- und
Familienrecht, Zivilprozessrecht. Bewerbungen bitte
per E-Mail an Dr. Susanne Schuh,
E-Mail: anwaeltin@ra-schuh.at

Partner

Wien

Suche 2–3 Regiepartner: biete repräsentative Kanz-
leiräumlichkeiten in Wiener Innenstadtpalais mit
modernster Ausstattung, beste Infrastruktur, exklusi-
ver Klientenstock, Substitutionsaufträge,
E-Mail: ortenburger@attorneys.at

Steiermark

Gesucht RA-Anwärter/in mit Anwaltsprüfung zur
Einarbeitung, nachfolgenden Partnerschaft und
Kanzleiübernahme. Zuschriften bitte an den Verlag
unter dem Kennwort „Zusammenarbeit“,
Chiffre A-100855.

Oberösterreich

Suche Regiepartner bzw Konzipient/in für meine
Rechtsanwaltskanzlei in 4563 Micheldorf, Kontakt und
Bewerbungen an kanzlei@rechtsanwalt-rankl.at,
Telefon (07582) 6377, Dr. Ferdinand Rankl.

Tirol

Suche Kollegen, die in meiner Kanzlei mit 9 Arbeits-
räumen als Regiepartner einziehen und diese später
übernehmen. Dr. Hermann Graus, Templstraße 8,
6020 Innsbruck, Telefon (0512) 582910,
E-Mail: office@graus.at

Kanzleiabgabe
Wien

35 Jahre gut eingeführte RA-Kanzlei wegen Emeri-
tierung per 1. 3. 2014 weiterzugeben, Regiege-
meinschaft zur Aufteilung der Kanzleikosten (50 : 50)
wäre möglich. Gute Verkehrsanbindung zu U3 und
S45. Kontaktaufnahme: ralangner@ldrecht.at

Gesucht werden Kolleginnen und Kollegen, die meine
Kanzlei in Ideallage, bestehend aus 7 Arbeitsräumen
und Nebenräumen, allenfalls auch als Kanzleigemein-
schaft, zu günstigen Bedingungen übernehmen. Eine
befristete Miete ist möglich. Dr.Othmar Slunsky, 1010
Wien, Schottenring 28/1/4, Telefon (01) 533 74 03.

Salzburg

Ich gehe mit Ende des Jahres 2013 in Pension. Ich
suche ab 1. 1. 2014 zu günstigen Bedingungen einen
Nachfolger bzw Übernehmer meiner Rechtsanwalts-
kanzlei in Zell am See. www.rechtsanwalt-schiestl.at,
Telefon (06542) 72418, E-Mail: dr.schiestl@aon.at

Kanzleiübernahme
Wien

Sie wollen Ihre Tätigkeit einschränken/beenden? Zu-
friedenheit Ihrer Klienten und eine angemessene Ab-
geltung sind Ihnen wichtig? Professionelle Unterneh-
mensnachfolge ist möglich. 2 Kollegen mit langjähri-
ger Erfahrung in renommierten Kanzleien bieten Ih-
nen eine individuelle Kanzleinachfolge zu attraktiven
Konditionen. Reden Sie mit uns; strengste Vertrau-
lichkeit garantiert. Zuschriften: Chiffre A-100856.

Immobilien
Wien

Vermietung: Top Räumlichkeiten in 1010 Wien,
Franz-Josefs-Kai 27, Dachgeschoß, Chefzimmer,
Sekretariat. Toplage, super U-Bahn-Anbindung,
klimatisiert, Kooperation möglich, guter Boden für
Unternehmer, ideal für Berufseinsteiger. Rechtsanwalt
Mag. Gerold Beneder, Telefon (01) 532 78 99,
E-Mail: office@beneder.net; www.beneder.net

Rechtsanwaltsregiepartnerschaft bietet drittem/er
Partner/in attraktiven Raum und Infrastruktur in Alt-
bau-Kanzlei (Beletage) neben Karlskirche (U-
Bahnknoten Karlsplatz). Kapazität für Aktenüber-
nahme auf Substitutionsbasis mit Schwerpunkt Ar-
beitsrecht, Familienrecht, Verkehrsunfälle erwünscht.
Kontakt: ra.riss@kzl.at

Niederösterreich

Erdgeschoss einer Villa in Baden samt Garten zu ver-
kaufen, geeignet als Kanzlei und Wohnung, EUR
480.000,–, Mühlgasse 52, 2500 Baden. Verkauf über
Svatek Real, Telefon (0664) 210 84 80.

Diverses
Wien

Verkaufe ruhestandsbedingt moderne Chefzimmer-
einrichtung: Schreibtisch, Konferenztisch mit 10 le-
derbezogenen Stühlen, 2 Aktenschränke, 1 Bücherre-
gal. Kontakt: Telefon (0664) 300 76 88.
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info@vonlauffundbolz.at
www.vonlauffundbolz.at

Telefon 01.89 00 25-30 
Telefax  01.89 00 25-39

Josefstädter Straße 35/2
1080 Wien

Dr. jur. Hermann Wilhelmer DW-31
h.wilhelmer@vonlauffundbolz.at

Mag. jur. Thomas Gabriel DW-32
t.gabriel@vonlauffundbolz.at

Mag. jur. Doris Veigl DW-37
d.veigl@vonlauffundbolz.at

Verband 
Österreichischer 
Versicherungs-
Makler

in Kooperation mit

London
Regulated by the FSA

Worauf Sie achten sollten...

• Bereitstellung hoher Versicherungssummenkapazitäten 
bei High-Risk-Mandaten

... ist eine maßgeschneiderte Versicherung.

Als unabhängige und marktführende Spezialisten ver-
fügen wir über langjährige und umfangreiche  Erfahrung 
in der Gestaltung Ihres individuellen Haftpfl ichtrisiko- 
und Versicherungsmanagements.

• Laufende Optimierung der Versicherungsbedingungen 
unter Berücksichtigung der Haftungs- und Berufstrends 
sowie der Entwicklungen im Versicherungsrecht

• Gestaltung des marktkonformen Versicherungsschutzes 
durch Quervergleich, insbesondere Ermittlung der 
risikoadäquaten Versicherungssummen

• Professionelle Begleitung im Schadensfall

• Tipps zu Risikomanagement und Schadensprävention

Ihre Berufshaftung: 
Fragen Sie den Marktführer!

Unser qualifi ziertes Team berät Sie gerne 
– ohne Zusatzkosten.

Frechen/Köln | Hamburg | München | Wien

Versicherungsmakler für 
die rechts- und wirtschafts-
beratenden Berufe



 Security

Herr Weiß präsentiert die neue ADVOKAT Security in einem Video
Weitere Informationen auf www.advokat.at/Security
Kontaktieren Sie uns unter 0512 / 58 80 33 

k o m p e t e n z  k o n t i n u i t ä t  i n n o v a t i o n

Ausgereiftes Rechtemanagement für vertrauliche Akten
Weitreichende Integration in MS-Sharepoint DMS

Know-How schützen — Zugriffe beschränken

Interesse?


